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Chronologie Vergabepraxis im BMI 

mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Fortsetzung Chronologie 

August Aufforderung von master-talk an das BMI: 

September 

Oktober 

November 

Jänner 

Februar 

März 

April 

Juni 

August 

Oktober 

Bund 2013/2 

(1) den Betrag von 181.776.493 EUR bis zum 
23. August 2004 zu zahlen. Andernfalls 
erfolge die klagsweise Durchsetzung der 
Ansprüche; 

(2) die Geltung der Schiedsklausel schrift-
lich zu bestätigen 

Antwortschreiben durch den rechtlichen 
Vertreter des BMI, wonach der Anspruch 
von master-talk für das BMI weder dem 
Grunde noch der Höhe nach nachvollziehbar 
sei; gegen die Rechtswirksamkeit der 
Schiedsklausel werden Bedenken gehe9t 
- Einladung an master-talk, ein allfälhges 
Verfahren vor einem ordentlichen Gericht zu 
führen. 

, 
Einbringung der Schiedsklage durch master­
talk beim Ständigen Schiedsgericht der 
Wirtschaftskammer Wien 

Schiedsklagebeantwortung des BMI: 
Bestreitung der Zuständigkeit des 
angerufenen Schiedsgerichts 

Stellungnahme von master-talk zur Schieds­
klagebeantwortung des BMI 

Einbringung einer Feststellungsklage 
beim Handelsgericht Wien durch das BMI: 
Hinsichtlich allfälliger Streitigkeiten sei 
ein entsprechender Schiedsvertrag nicht 
vorhanden 

Einbringung der Klagebeantwortung beim 
Handelsgericht Wien durch master- talk 

Erste mündliche Streitverhandlung zum 
Fests tellu n g s ver fa h ren 

Stellungnahme des BMI zum Schriftsatz von Zweite mündliche Streitverhandlung zum 
master-talk Feststellungsverfahren 

Verhandlung des Ständigen Schiedsgerichts 
der Wirtschaftskammer Wien: Beschluss, das 
Schiedsverfahren bis zur rechtskräftigen 
Beendigung des Feststellungsverfahrens des 
Handelsgerichts Wien zu unterbrechen 

Abweisung der Klage des BMI durch das 
Handelsgericht Wien mangels rechtlicher 
Grundlage 

Berufung des BMI gegen das Urteil des 
Handelsgerichts W,en 

Berufungsbeantwortung von master-talk 

Das Oberlandesgericht Wien gibt der Be­
rufung Folge. Das Urteil wird derart abge­
ändert, dass ein Schiedsvertrag nicht vor­
handen war 

Revision von master-talk gegen das Urteil 
des Oberlandesgerichts Wien 

Oberster Gerichtshof gibt der Revision 
Folge - Urteil des Erstgerichts wird wieder 
hergestellt 
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Chronologie 

Fortsetzung Chronologie 

Mai Gespräche zwischen BMI, BMF, dem Präsidenten der Finanzprokuratur und dem recht­
lichen Vertreter des BMI über mögliche Lösungen nach der OGH-Entscheidung über die 
Feststellungsklage 

I~~§~~~~~d~e~s ~re~c~h~tl~ic~h~en~v~er~t~re~te~r~s~d~es~BMI Ober ein allfälliges Schiedsverfahren 

Juli 

August 

Ir des der Finanzprokuratur zum Vorschlag des BMI, das vor dem 
Wirtschaftskammer Wien anhängige Schiedsverfahren zu 

Stellungnahme des von master- talk beauftragten Wirtschaftsprüfers hinsichtlich der 
Berechnung der Forderung 

----------------------------------~ Vergleichsverhandlungen 

Stellungnahme des vom BMI beauftragten Wirtschaftsprüfers hinsichtlich der Berechnung 
der Forderung; Vergleichsverhandlungen --..,.,......,'-

September Aktenvermerk des Präsidenten der Finanzprokuratur über ein Gespräch mit dem 
Bundesminister für Finanzen (dem Konsortium werde nochmals informell der 
Vergleichsvorschlag von 29 Mio. EUR mitgeteilt und darauf bestanden, dass dieser Betrag 
sich inkl. USt verstehe) 

Vergleichsabschluss zwischen der Republik Österreich (dem BMI) und master-talk über 
29,9 Mio. EUR 

Zustimmung des BMF zu Abschluss des Vergleichs unter Berücksichtigung der positiven 
Stellungnahme der Finanzprokuratur und im Hinblick auf die Sicherstellung der budgetären 
Bedeckung 

Zahlung des Vergleichsbetrags über 29,9 Mio. EUR an master- talk 

an das Ständi~e SChied~ericht der 
Ruhen" des chiedsve ahrens 

Juli Überweisung der Hälfte der Rechtsgeschäftsgebühr in Höhe von 149.500 EUR durch das BMI 
an master-talk 

Quellen: SMI. Finanzprokuratur, RH 

9B Bund 2013/2 
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Vertragsauflösung 

Bund 2013/2 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

34.1 In seinem Vorbericht hi elt der RH fest, dass eine Vi elza hl a n o ffe­

nen Frage n das Klim a zwischen dem BMI und master- ta lk in hohem 

Maße belas tete. Master- talk beantragte daher das in den Allge meinen 

Vert ragsbedin gungen vorgesehene Verfa hren zu r gütlichen Berein i­
gung bestehender Meinungsverschi edenh eiten. Das Streitbeil egun gs­

verfahren dauert e von 11 . bis 25. Juni 2003. Ziel wa r, die bestehend en 

Meinungsverschi edenheiten im Sinne einer raschen und ve rtragsko n­
form en Proj ektimpl ementierung güt li ch beizu legcn. 

(I) In einer Besprechung a m 23. Juni 2003 sa h das BMI a ls einzig 

vertretba ren Schritt die Vertragsautl ösung, sollten von master- talk 

keine geeigneten Lösungsvorschläge beigebracht werd en. Da es zu 
kei ner Einigung ka m, erfolg te mit 26 . Juni 2003 die Vertragsa ufl ö­
sun g durch Kündigung sowohl se itens master- talk als auch des BMI. 

Sowohl das BMI als auch master- ta lk behielten s ich bei der Vertrags­

aufl ösun g di e Geltendm achung sä mtlicher Ansprüche (insbeso ndere 
auf Schadenersa tz) vor. 

Nach Ansicht des BMI war master- talk mit wese nt li chen Leistunge n 
trotz Setzung von Nachfristen massiv in Verzug und vor all em nach­

fo lge nd e Leistungen stell ten sich fü r das BM I als grob ma ngelhaft da r: 

- das Projektman agement trug der Komplex itä t des Projek ts nicht 

Rec hnung, 

- di e Deta ilplanung war seit mehreren Monaten in Verzug, 

- di e bisher vorgelegten Deta ilpla nungsdokum ente waren völl ig un zu­
reichend und lückenha ft, 

- master- talk ka m der Informationspfl icht ni cht nach, 

- Grund lage n für wi chtige Entscheidungen, di e das BMI zu treffe n 
hat, wa ren nicht vo rgelegt worden, 

- di e erste Ausbaustufe (Phase 0) wa r ni cht a bna hmebereit fertigge­

steIl t, 

- Mess fahrten und Test hatten ergeben, dass die bis da hin bereitge­
stell ten Di enste ni cht den vertragli chen Anforderu nge n e ntspra ­

chen1 

- di e Erfüllun gsga ranti e wa r nicht vo rgelegt wo rden, 

- di e Fina nzierung des Proj ekts wa r nicht sichergestellt, 
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- master-ta lk kam seiner Verpflichtung zur Akquisition anderer Blau­
lichtorganisationen in den Bundesländern nicht nach. 

Master- talk hielt die Aufrechterhaltung des Vertrags insbesondere 
aufgrund folgender Gründe für unzumutbar: 

- die Verletzung der Mitwirkungspflichten des BMI, 

- die vertragswidrige Tarifreduktion und Ankündigung, die verein­
barten Entgelte nicht zu zahlen, 

- die vertragswidrige Forderung unentgeltlicher Leistungserhöhung, 

- die vertragswidrige Beeinträchtigung der Finanzierung. 

(2) Wesentliche Diskussionspunkte waren die Tarifgestaltung und die 
Akqu isitionsverpflichtung anderer Blaulichtorganisationen in den 
Bundesländern. Mit Schreiben vom 22. Mai 2003 gab master-talk 
dem BMI unter Berufung auf diverse Presseberichte bekannt, dass bei 
ihren "Projektfmanziers der Eindruck entstanden sei, dass das BMI 
entgegen den ausdrücklichen Regelungen im Vertrag davon ausginge, 
für ADONIS zu keiner Zeit mehr als 1.000 EUR pro Teilnehmer und 
Jahr bezahlen zu müssen". Damit wäre ihre Projektfmanzierung und 
die Beibringung der Erfü llungsgarantie in Frage gestell t. 14 

Master-ta lk bot abhängig von der Anzahl der Teilnehmer und vom 
Grad der vom BMl beigestelIten Leistungen jährliche Einheitstarife 
zwischen 942,40 EUR und 3.276 EUR Ueweils exkl. USt) j e Teilneh­
mer an,I5 

Der günstigste Tarif von 942,40 EUR ergab sich wie folgt: 

Tabelle 6: Berechnung Tarif 

Einheitstarif in EUR 

- BeisteLlungen BMI (Mitarbeiter, Standorte, Leitstellen sowie Verbindungsnetzwerk) 

- Teilnehmeranzahl mehr als 80.000 

- 41.700 private Teilnehmer 

Tarif in EUR nach Abzug der Beistellungen und Erreichen der maximalen 
Teilnehmeranzahl 

Quelle: BMI 

100 

14 siehe Bericht Reihe Bund 2004/5, Punkt 24.1 

15 siehe Bericht Reihe Bund 2004/5. Punk t 8 . 1 

3.276,00 

617,60 

1.680,00 

36,00 

942,40 

Bund 2013/2 
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Vertragsauflösung Vergabepraxis im BMI 

mit Schwerpunkt Digita lfunk 

Daraus geht hervor, dass rd . 72 %'6 der möglichen TariFreduktion für 
das BMI nur durch die Teilnahme einer ma ximalen Teilnehmeranzahl 
möglich gewesen wäre. 

Das BMI kalkulierte im VorFeld der Ausschreibung mit jährlichen 
Betriebskosten je FunkgerM von rd . 1.000 EUR - bei 22.000 Funk­
ge räten rd. 22 Mio. EUR ab 2005. Für 2003 und 2004 plante es ent­
sprechend weniger gemäß dem Ausbauplan. AuF Basis des Angebots 
von maste r-talk erm ittelte das BMI den jährlichen Budgetbedarf für 
2003 mit 5 Mio. EUR, für 2004 mit 18 Mio. EUR und ab 2005 mit 
22 Mio. EU R. 

Auf Bas is der angebotenen Tarife wären für das BMI folgende "Worst 
bzw. Best Case-Kostenszena rien" mögli ch gewesen: 

Tabelle 7: Darstellung Kostenszenarien 

Worst Case-Szenario: 

Jährlicher Betrag Funkdienst­
entgelte ab Vollausbau 

in EUR (inkl. USt) 

Tarif 3.276 EUR/Teilnehmer, nur 22.024 BMI-Teilnehmer, keine 
Beistellungen durch das BMI 86.580.748,80 

Best Case-Szenario: 

Tarif 942,40 EUR/Teilnehmer, maximale Teilnehmeranzahl, volle 
Seistellungsleistung durch das SM! 24.906.501,12 

Quellen: BMI. RH 

Bund 2013/2 

Nach Ansicht des BMI war master- talk vertraglich ve rpflichtet, wei­
tere Teilnehmer zu akquirieren und somit das wirtschaftliche Ris iko 
Für das Erreichen der maxima len Nutzerzahlen zu tragen. Als mög­
liche vertragliche Maßnahmen zur Durchsetzu ng hatte das BM I je 
nach Grad des Verschuldens von master- ta lk unterschiedli che Mit­
tel (Konventionalstrafe, Durchführung von Ersatzvornahmen, Gel­
tendmachung von Schadenersatz und letztlich Vertragsaullösung) 
vorgesehen. 

34.2 [I) Der RH stellte in seinem Vorbericht fest, dass ein wesentlicher 
Grund für die Vertragsauflösung die unk.lare Vertragslage war. 

16 Berechnung: GesarnllllöglicheTarifreduktion 2,3)3,60 EUR (617 ,60 EUR + 1.680 EUR 
+ 36 EURJ, davon sind 1.680 EUR (Tci ll1chmcrtll1zahl mehr (lls 80.0001 rd . 72 %. 
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Vertragsauflösung 

Zeitraum zwischen 
Vertragsauflösung 
und Klagseinbrin­
gung 

102 
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(2) Er hielt nunmehr weiter fest, dass die Eckpunkte der Tarifgestal­

tung ausreichend klar geregelt waren. Diese war jedoch wirtschaftlich 
unzweckmäßig, weil eine wesentliche Tarifreduktion für das BMI nur 

bei Verpflichtung anderer Blaulichtorganisationen hätte erreicht wer­

den können. Zudem hatten weder das BMI noch master- talk recht­

liche Möglichkeiten, die Länder bzw. ande re Blaulichtorganisationen 
zur Teilnahme zu verpflichten. Die vertraglich vorgesehenen Mit­

tel bei Verletzung der Akquisitionsverpflichtung durch master-talk 

erwiesen sich als nicht geeignet, die Durchsetzung dieser Verpflich­
tung zu erreichen. 

Nach Ansicht des RH hatte das BMI diesen Umstand im Zuge der 

Tarifgestaltung und Projektbudgetierung nicht ausreichend bedacht. 
Er vertrat daher die Meinung, dass neben der unklaren Vertragslage 
auch wirtschaftl iche Gründe für die Vertragsauflösung maßgeblich 

waren. Dafür sprach auch, dass das BMI im Folgeprojekt eine gänz­
li ch andere Tarifgestaltung vorgenommen hatte (siehe TZ BI). 

35.1 Am 22. Oktober2003 unterbreitete master-talk dem BMI einen Lösungs­

vorsch lag und ein Angebot zur Weiterführung des Projekts ADONIS. 
Im Vollausbau wären demnach für das BMI rd. 41,90 Mio. EUR Jah­

resentgelt an master- talk zu zahlen gewesen. Das BMI begrüßte das 
Schreiben von master- talk als ersten Schritt in die ri chtige Richtung, 

vermisstejedoch konkrete Maßnahmen oder Ansätze, insbesondere in 

jenen wesentlichen Punkten, die Grund für die vorzeitige Vertrags­
auflösung waren (wie z.B. Techno logie, Projektmanagement, Akqui­

s ition oder Sicherstellung der Projektfmanzierung). 

Ende November 2003 übermittelte master-talk dem BMI ein noch­

malig überarbeitetes Angebot zur Fortführun g des Projekts ADONIS 

und als Basis zur Einleitung von konkreten Gesprächen. Für die Dauer 
der Gespräche würde sich master-talk verpfl ichten, keine Klage ein­

zubringen. Im Gegenzug dazu erwartete master-talk vom BMl, für 
diesen Zeitraum keine Neuausschreibung durchzuführen. Master- ta lk 

schlug eine Kostenbeteiligung der Länder in Form von Investitions­
beiträgen bzw. Beistellungen der Standorte (bspw. Akquisition und 
Behördenverfahren, Standorterrichtung) durch die Länder oder den 

Bund vor. Die Projektleitung "Digitalfunk BOS" teilte dem Kabinett in 
einer Stellungnahme mit, dass das Angebot von master- talk inhalt­

lich keine wesentlichen Verbesserungen für das BMI darstelle. Ins­

besondere bewirke der Punkt ,,80 % der Standorte müssen vom BMI 

zur Verfügung gestellt werden" eine wesentli che Kostenerhöhung. 

Bund 2013/2 
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Zeitraum zwischen Vertragsauflösung 
und Klagseinbringung 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digita lfunk 

Einbringung 
der Klage durch 
master-talk -

Feststellung der 
Rechtswirksamkeit 

der Schiedsklausel 

Bund 2013/2 

In Folge holte das BMI eine ve rga berechtliche Stellungnahme des Ver­

fassungsd ienstes des Bu ndeska nzlera mts sow ie ein Gutachten ei nes 
Uni versit ätsprofesso rs mit dem Ergebn is ein, dass eine Fortsetzun g 

des aufgelösten Vertrags aus vergaberechtlicher Sicht unzu lässig wä re. 
Am t 6. Dezember 2003 tei lte das BMI master- ta lk dieses Ergebnis mi t. 

35.2 Der RH wies darau f hin , dass das An gebot von master- ta lk in Teil­

bereichen dem im Nachfolgeprojekt Digi ta lfun k BOS umgesetzte n 

Bund- Lä nd er- Modell mi t Beistellung der Sta nd orte durch den Bund 
bzw. die Lä nder entsprach (TZ 87). In der Stellungnahme zu m Ange­

bot vo n master- ta lk zur Weiterführun g hatte die Projek tlei tun g (des 
Proj ekts Di gitalfunk BOS) noc h di e Meinung vertreten, dass d ies e ine 
wese ntliche Kostenerh öhung für das BMI darstell en würde. 

36 Mit Schreiben vom 2. März 2004 ford erte master- ta lk das BMI auf, 

ei n Angebot zum Erwerb der im Projekt ADON IS durch master- talk 
geschaffenen Verm öge nswerte zu unterbreiten. Das BM I verwi es in 

seiner Antwort vo m 15. März 2004 darauf, dass master- talk keine ver­

wertbaren Teill eistungen im Sinne der Vertragsbestimmungen erbracht 

hätte. Es bot j edoch a n, pote nzielle Bieter au f für sie möglicherweise 
verwertba re Leistun gen hinzuweisen. In Fo lge bega nn master- ta lk 
mit der Verwe rt'ung bzw. mit dem Abbau von Geriiten . 

37 .1 Di e All gemeinen Vertragsbedingungen sa hen fo lge nde Sch iedskla u­
sei vo r: .. Wenn der Einigun gsversuch gescheitert ist, we rden di e 

St reitigkeite n nach der Schiedsgerichtso rdnung fü r das Stä nd ige 
Schi edsgericht der Wi ener Wi rtscha ftskammer unter Ausschl uss des 
ord entl ichen' Rechtsweges vo n drei ge mäß diese r Ordnung ern a nn ­

ten Schieds ri chtern endgültig entsc hi eden," 

Mit Schreiben von 11 , August 2004 forderte die Rechtsvertretung vo n 
master- talk das BMI auf, den Betrag vo n 181.776.493 EU R bis zum 

23. August 2004 zu za hl en und die Geltung der in der Ausschreibung 
enth altenen Schi edskl ausel schrift lich zu bestätigen, 

Am 23. August 2004 erwide rte das BMI in einem Schreiben ihres 
Rechtsvert reters, dass die Aun ösung des Vertrags durch master- ta lk 
zu Unrecht erfolgte und der Anspru ch weder dem Grund e noch der 

Höhe nach nachvo ll ziehbar sei. Hi nsichtlich der Rec htswirksa mkeit 
der Schiedsklausel würden zudem Bedenken gehegt un d master- talk 
eingeladen, ein all fa lliges Verfahren vo r dem zustä ndigen o rdent­

lichen Gericht zu füh ren. Am 6. September 2004 re ichte master- ta lk 
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Einbrlngung der Klage durch master-talk 

104 

Klage beim Ständigen Schiedsgericht der Wirtschaftskammer Wien 

ein. 

Am 13. September 2004 brachte das BM I eine Feststellungsklage beim 
Handelsgericht Wien ein. Im Klagevorbringen vertrat es die Auffas­

sung, dass hinsichtlich allfalliger Streitigkeiten ein Schiedsvertrag 

nicht vorhanden sei. Die Vertragsparteien hätten die Schiedsklausel 

nicht ausdrücklich unterzeichnet und auch die sonstigen Ausschrei­

bungsunterlagen nicht unterschrieben. Daher wäre das Erfordernis der 
Schriftlichkeit gemäß § 577 Abs. 3 Zivilprozessordnung nicht erfüllt 

worden. Weiters fehle es der die Zuschlagserklärung unterzeichnenden 
Person an der für den Abschluss einer Schiedsvereinbarung erforder­

lichen Spezialvollmacht. In ihrer Klagebeantwortung vom 8. Okto­
ber 2004 bestritt master- talk das Klagevorbringen zur Gänze. 

Am 24. November 2004 und am I. Februar 2005 fanden zwei münd­
liche Streitverhandlungen statt. Am 23. Februar 2005 wies das Han­

delsgericht Wien die Klage des BMI mangels rechtlicher Grundlage ab. 

In Folge brachte das BMI am Oberlandesgericht Wien Berufung gegen 
das Urteil des Handelsgerichts Wien ein. Am 24. Juni 2005 gab das 

Oberlandesgericht Wien der Berufung Folge. Das Urteil wurde derart 

abgeändert, dass ein Schiedsvertrag nicht vorhanden war. 

Am 25. August 2005 erhob master-talk gegen das Urteil des Oberlan­

desgerichts Wien ordentliche Revision. Der Oberste Gerichtshof gab 
am 20. Oktober 2005 in letzter Instanz der Revision Folge und stell te 
damit das Urtei l des Handelsgerichts Wien wieder her. In seiner Ent­

scheidungsbegründung führte der OGH aus, dass das BM I Kenntnis 
vom Inha lt der Sch iedsklausel hatte und diese ausdrück lich akzep­

tierte. Dem Schriftformgebot des § 577 Abs. 3 Zivilprozessordnung 

wurde Genüge getan. Weiters war auch keine Spezialvoll macht in 

diesem konkreten Fall notwendig. 

37. 2 Der RH kritisierte, dass das BMI bei der Vertragsgestaltung die Wahl 

des Gerichtsstandes vernachlässigte. Nach seiner Ansicht wäre die 
Wahl der ordentlichen Gerichtsbarkeit zweckmäßiger gewesen, weil 

ein Verfahren vor einem Schiedsgericht keine Möglichkeit einer recht­

lichen Nachkontrolle bot. 

Bund 2013/2 
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Schiedsgerichtliches 
Verfahren 

Vergleich 

Dokumentation im 
SM! und der Finanz­
prokuratu r 

Bund 2013/ 2 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

38 Am 6. September 2004 reichte master- talk Kl age beim Stä ndigen 
Schiedsgeri cht der Wirtschaftskammer Wien ein. Das Klagebegeh­
ren ri chtete sich auf das voll e Entgelt als vertraglichen ErrLiliungs­
anspruch abzügli ch dessen, was sich di e Kl ägerin durch Unterbl ei­
ben der Ausführun g erspart hat; in eventu Schadenersat z wegen 
Nichterfüllung des aus Verschulden der Bekl agten vorzeitig beende­
ten Vertrags: Aus Kostengründen machte master- ta lk zunächst nur 
einen Teilbetrag des geschuldeten Entgelts geltend und behielt sich 
die Ausdehnung des Kl agebegehrens auf 181.776.493 EUR 17 vor. 

Das BMI bestritt in der Schiedsklagebea ntwo rtung vom 13 . Okto­
ber 2004 di e Zustä ndigkeit des angerufenen Schiedsgerichtes und 
bea ntragte, das Schiedsverfahren bis zu r rechtskräfti gen Erl edigung 
des Feststell ungsverfahrens beim Handelsgericht Wien zu unterbre­
chen. Da rü ber hinaus stel lte es den An trag, die Schiedskl age allZu­
weisen. 

In Folge (am 14. Jänner und 22. Februar 2005) gaben maste r- talk 
und das BMI wechselseitig Stellungnahmen ab. In der Schiedsver­
handlung am 17 . März 2005 beschloss das Stä ndige Schiedsgericht 
der Wirtschaftskammer Wien die vo m BMI bea ntragte Unterbrechung 
sowie die Fortsetzung des Verfahrens auf Part eiena ntrag. 

Nach Absch luss und Erfü llung eines Vergleichs (TZ 4 1) brachten die 
rechtli chen Vertreter vo n master- talk und des BMI am 25. Ok to­
ber 2006 eine gemei nsame Ruhensa nzeige ' 8 beim Ständigen Schieds­
gericht der Wirtschaftskammer Wien ein. 

39.1 Der Akt des BM I über den Vergleichsabschluss enth ielt die Vorakten, 
di e zu r Vertragsa uOösung führten, di e im Zuge der Vergleichsver­
handlungen erstellten Gu tachten, die Stellungnahme des rechtlichen 
Beraters des BMI und des Präsidemen der Fi nanzprokuratur sowie eine 
Au fzä hlung der Gründe, die fü r den Vergleichsabschluss sprachen. 
Nach Angaben des BMI erfo lgte eine Veraktung aus Geheimhaltungs­
gründen erst nach dem Vergleichsabschluss. Gesprächsprotoko ll e, 
Teilnehmer, Themen, Ablauf und Ergebnisse der Verh and lungsrun-

17 Ocr ßClmg errechnete sk h aus den mindestens crzicl b<lrcll Einnahmcll aus dem 
ADONIS- Vertrag von 1.406.368.793 EUR abzüglich der crspnrtcn Ausgaben von 

1.039.659. 290 EU R. Die Dirrcrenz abgczinst aur den Gcgc/l wartswcrt ergab den gefor­
derten ßCl rag. 

18 Irn Vergleichsabschluss vereinbarten master- talk und das SMI .. ewiges RuhcnM (das 
Verfahren kann d,lIlll nicht mehr fortgcsclzl werden) dl'S Schicdsvcrfahrcns. 
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den lagen ni cht vor. Nach Rückfrage legte das BM! eine für den RH 

angefertigte Aufstellung über den Ablauf der Vergleichsverhand­

lungen vor. 

Der Präsident der Finanzprokuratur dokumentierte die Vorgänge, di e 
zu m Vergleichsabschluss führten, in Berichten und Aktenvermerke n 

und stellte diese dem RH im Zuge der Geba rungsüberprüfung zur 

Verfü gun g. Der RH führte se ine Sachverhaltsermittlung über den 
tatsächlichen Ablauf der Ereignisse im Wesentlichen auf Bas is die­

ser Unterl agen durch. 

39.2 Der RH kri tis ierte, dass die Gründe fü r den Vergleichsabschluss und 

di e An gemessenh eit der Vergleichssumme im BMl nicht nachvoll ­
ziehbar dokumenti ert waren. Wesent li che Inhalte, wie bspw. teilneh­

mende Perso nen und Gesprächsprotokolle, fehlten. Das Argument der 

Geheimhaltung für eine verspätete bzw. geringere Dokumenta tion 
kam nach Mei nun g des RH nicht zum Tragen. Er vertrat die Au ffas­

sung, dass in diesem Fall an die Dokumentati on erhöhte Anforde­

run gen hinsichtlich Transpa renz und Nachvollziehbarkeit zu stell en 
waren. Er empfahl daher dem BM I sicherzustellen, dass Vorgä nge, 

di e eine massive Zah lungsverpnichtun g nach sich ziehen, entspre­

chend dokumentiert werden. 

39.3 Laut Stellungnahme des BMI wäre das Ergebnis des Vergleichs aus­
führlich aktenmäßig dokumcntiert und dargestellt Ivorden. Dass der 
gmaue Ablauf der eigentlichen Vergleichsverlwndlung, wo es aus­
schließlich um die Vergleichssumme als Basisfür den Abschluss auf 
höherer Ebene gegangen sei, nicht von allen Teilnehmertl auf Seiten 
der Republik Österreich mitpr% kollierf worden wäre, werde aus Sicllt 
des BMlnicht als Versäumnis gesehen. Letz/endlich wären auch vo m 
BMI den RH- Prüfertl im Zuge der Prüfung die Teiln ehmer und der 
Ablauf der Verhandlungen ausfüh rlich und vor allem einheitlich dar­
gelegt und auch durch die AktcllIJermerke des Präsidenten der Finanz­
prokura/'ur nachvollziehbar gemacht worden. 

39.4 Der RH entgegnete, dass mündli che - wenn auch übereinstim­

mende - Angaben über einen Sachverhalt eine schri ft liche Dok u­
mentation nicht zu ersetzen verm ögen. Für das BM! wa r zudem kei­

nesfalls kl a r, dass der Präs ident der Finanzprokuratur Aktenvermerke 

a nl egen würde und es konnte sich daher auch nicht darauf verl as­

sen. Eine Dokumenta tionsverpflichtun g über ressortinterne Vorgä nge 
kann nach Ansicht des RH auch nicht auf Dri tte übertrage n werde n. 
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Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

40.1 Nach der Feststellung, dass ein allfalliges Verfahren vor dem Stän­
digen Schiedsgericht der Wirtschaftskammer Wien zu führen wäre, 
ga b die damali ge ßundesministerin für Inneres - laut Angaben des 
Projektleiters - den Auftrag zu prüfen, ob ein außergerichtlicher Ver­
gleich möglich bzw. si nnvoll se i. 

Am 22. Mai 2006 fand im Büro des damali gen Bundesministers für 
Finanzen eine Besprechung mit Kabinettsmitarbeitern des BMF, einem 
Kabinettsmitarbeiter des BMI, dem rechtli chen Vertreter des BMI sowie 
dem Präsidenten der Finanzprokuratur statt. Dabei wurde erörtert, 
dass zur Hintanhaltung der Verjährung der bisher eingeklagte Teilbe­
trag vo n master- talk aufrd. 182 Mi o. EUR ausgedehnt werden müsste. 
Im Zuge von informellen Kontakten mit der Gegenseite wiire aber fest­
gestellt worden, dass die Angelegenheit durch Zah lung eines Betrags 
vo n 30 Mio. EUR bis 38 Mio. EUR vora ussichtli ch bereinigt werden 
könnte. Auf Ersuchen der Ressortminister soll e der Präs ident der 
Finanzprokuratllr zu einer Vergleichsmöglichkeit Stellung nehmen. 

Am 26. Mai 2006 nahm der rechtliche Vertreter des BMI eine Ri siko­
beurteilung hinsichtlich des Ausga ngs eines allfalligen Schiedsver­
fahrens vor und übermittelte diese dem Präsiden te n der Finanzpro­
kuratur. In dieser führte er aus, dass sich eine seriöse Einschätzung 
des Prozessrisikos im Sinne einer konkreten prozentuellen Vertei­
lung der Obsiegens- bzw. Unterliegenswahrscheinlichkeit aufgrund 
folgender Unwägbarkeiten als schwierig gesta lte: 

- das Verfahren werde vor einem Schiedsgericht geführt; dessen Urt eil 
könne keiner rechtlichen Überprüfung mehr zugeführt werden, 

- die Ermittlung des Sachverhalts bedinge die Ein vernahme einer 
Vielzahl vo n Zeugen, deren Aussagen nicht absc hätzbar wä ren, 

- das Funknetz sei nicht mehr verfügbar, 

- es sei nicht absehbar, ob bisher ni cht bekannte Unterlagen im Pro­
zess auftauchen wü rden, 

- der Rechnungshofbericht zum Projekt ADONIS weise an mehreren 
Stellen darauf hin , dass viele Punkte unkl ar oder gar ni cht geregelt 
waren und aus diesem Grund Unstimmigkeiten und unterschied­
liche Auslegungen entstanden waren. 

Er hielt daher einen Vergleich zwischen 30 Mio. EUR bis 40 Mio. EUR 
für vertretbar. Di es entsp räche 16,5 O{o bis 22 O{o des gefo rderten Betrags. 
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Nach einer weiteren Besprechung am 30. Mai 2006 gab der Präsi­

dent der Finanzprokuratur zu den bisherigen Ergebnissen eine Stel­

lungnahme ab. Er führte aus, dass die Darstellung des rechtlichen 
Vertreters des BMI für ihn schlüssig und nachvollziehbar wäre. Der 

Ausgang des Schiedsverfahrens wäre nicht nur von Sachverhaltsfest­

stellungen abhängig, sondern auch von einer rechtlichen Würd igung 
des Vertrags zum Projekt ADONIS. Aufgrund des Sachverhalts und 

der vorgebrachten Argumente gehe er davon aus, dass eine Partei 
nicht vollständig obsiegen werde. Eine vergleichsweise Bereinigung 
im Verhältnis 5 zu I zu Lasten von master-talk würde sich daher als 

angemessen darstellen. Er regte zudem an, master- talk zur Vorlage 
von Unterlagen, aus denen die Höhe des geltend gemachten Klags­

betrags nachvollzogen werden könne, aufzufordern. Danach sollte 
gemeinsam mit master- talk ein Sachverständiger mit der Beurtei lung 

der Höhe der eingeklagten Forderung und der vorgelegten Unterla­

gen beauftragt werden. 

Nach Besprechungen mit dem stellvertretenden Kabinettchef des BMI 
hielt der Präsident der Finanzprokuratur in Aktenvermerken vom 

13. und 16. Juni 2006 fest, dass das Konsortium rund um master­

talk der Aufnahme von außergerichtlichen Vergleichsgesprächen nur 
zustimme, wenn u.a. der Sachverständige a ll ein nur "die technische 

und rechnerische Richtigkeit der Forderungshöhe" nachvollziehe bzw. 

dass dieser "nur nachrechnen und keinen eigenen Befund erstellen" 

solle. 

Der von master-talk in Folge beauftragte Wirtschaftsprüfer hielt in 
seiner Stellungnahme vom 21. Juli 2006 als Ergebnis fest, dass die 

geltend gemachte Forderung in Höhe von rd. 181,8 Mio. EUR rechne­
risch plausibel nachvollziehbar sei. Der vom BMI am 7. August 2006 

im Gegenzug beauftragte Wirtschaftsprüfer ermittelte einen maximal 

zu rechtfertigenden Betrag für die Klagsforderung von 72,4 Mio. EUR. 
Eine von master-talk vorgelegte Aufstellung tatsächlich getätigter 

Aufwendungen in Höhe von rcl. 84,42 Mio. EUR erachtete er als plau­
sibel. Abschließend stellte er fest, dass nicht beurteilt werden könne, 

zu welchem Ergebn is in Bezug auf eine angemessene Klagsforde­

rung ein allfa ll iges Sch iedsgerichtsverfahren kommen würde. Die 

von master-talk geforderte Klagssumme könne gerichtlich auch aner­

kannt werden. Beiden Wirtschaftsprüfern standen nur eingeschränkt 
Unterlagen (Businessplan, Berechnungsblatt für die Quantiflzierung 

der Forderung etc.) - aber keine Einzelbelege - zur Verfügung. 

40.2 Nach Ansicht des RH waren die Gutachten nicht geeignet, die tatsäch­
liche Höhe der Forderung bzw. die bis zu diesem Zeitpunkt tatsäch­
lich entstandenen Ausgaben zu verifIzieren. Dies ergab s ich anhand 
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Vergabepraxis im BMI 
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des Gutachtensauftrags und der den Gutachtern zur Verfü gung ste­
henden Unterla gen. Die Stellungnahmen blieben demnach auch auf 
ei ne Plausibilitätsuntersuchung der Annahmen zur Ermit tlu ng der 
Forderungshöhe bzw. der bereits getätigten Ausgaben beschränkt. 

40.3 Laut Stel/ungna illne des BMI hätte da s Gutachten immer nur das 
Ziel gehabt, die Plausibilität zu prüfe,l. Eine Detailprüfllllg in Form 
einer Be/egprüfung wäre schon al/eine /10 m /lo rgegebenen Zeitrahmen 
her nicht möglich gewesen und hätte allch außer einem zusätzlichen 
Aufwand keine weiteren Argllmentationspunkte j"ur die Vergleichs­
lierhallll/ungell gebracllt. 

Daher sei die Aussage des RH inhaltlich nicht nacl/llol/ziehbar, zumal 
zu keinem Zeitpunkt beabsichtigt gewesen wäre, die tatsäclllichen 
Ausgaben bis auf deli letzten Euro hin nacl/llol/ziehbar darwstel/en. 
Für die Verhandhmgen sei die Prüfung der Fortlerungshöhe auf Plall ­
sibilität allsreichend gewesen und mit dem Gutachten tliese Zie/set­
ZlIng auch entsprechend erreicht worden. 

Die Aussage des RH sei aus der Perspektive einer objektiven Darstel­
lung und BewerllIng lIo n Fakten nicht nacl/llo l/ziehbar, weil sie den 
Eindruck entsteh en lasse, da ss eine Belegprüfung als Grundlage für 
die späteren Verllllndlungen erfo rderlich gewesen wäre. Letztendlich 
zeige da s aus BMI- Perspektive erzielte gute Vergleichsergebnis, dass 
die Belegprüfung nicht erfo rderlich war. 

40.4 Der RH wies darauf hin , dass für eine bloße Plausib ilitätsprüf'ung im 
BMI ausreichend Kn ow-How vorhanden war, ein externe r Berater 
demnach keinen Mehrwert liefern konnte. Hinsichtl ich einer Nach­
vollziehbarkeit der tatsächlichen Ausgaben "auf den letzten Euro·· 
entgegnete der RH , dass für eine Forderung dieser Größenordnung 
zumindest ein Mindestmaß an Nachvollziehbarkeit an hand tatsäch lich 
belegter Werte gegeben sei n soll te. Auch der Präsident der Finanz­
prokuratur regte an, die Forderungen vo n maste r- talk detailli ert auf­
zusch lüsseln (siehe TZ 41) . 

41 .1 Am 18. und 22. August 2006 fand jeweils eine Verhandlungsru nde 
statt. Tei lnehmer wa ren (in unterschiedli cher Besetzung) auf Seite 
des BMI der Projektleiter Digitalfunk BOS, der rechtliche Vertreter, 
zwei Mitarbeiter eines Wirtschaftsprüfers, der Präsident der Finanz­
prokuratur sowie der Kabinettchef des ehema li gen Bundesmin isters 
für Inneres. Seitens master- talk verhandelten der Geschäftsführer 
und ei ne Mitarbeiterin, der rechtliche Vertreter sowie ein Mitarbeiter 
eines weiteren Konsortiul11smitglieds. 
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Bei der ersten Verhandlungsrunde wies der Präsident der Finanzpro­
kuratur darauf hin, dass die Zusa mmenstellung der Ansprüche von 
master- talk detailliert aufgeschlüsselt und vorhandene Unterlagen 
vo rgelegt werden müssten. Der rechtli che Vertreter von master- talk 
verwies darauf, dass dies nicht vom Prüfungsauftrag des Wirtschafts­
prüfers um fasst gewesen wä re. Weitere Besprechungspunkte waren 
die Zu lässigkeit und Darstellung der Verzinsung. 

Im Rahmen der zweiten Verhandlung legte master- talk wieder die 
Aufstellung bereits getä tigter - aber weiterhin nicht belegter - Auf­
wendungen in Höhe von rd. 84,42 Mio. EUR vor. Das BM I und master­
talk schlugen in Folge wechselseitig di e jeweils denkbaren Ver­
gleichsbeträge vor. Die vom BMI genannten Beträge lagen zwischen 
15 Mio. EUR und 35 Mio. EUR. Master- talk begann mit 90 Mi o. EUR 
und lag mit der untersten Grenze bei 37 Mio. EUR. Im Ergebn is einigte 
man sich auf eine Vergleichssumme vo n 35 Mio. EUR, wobei dieser 
Betrag noch ni cht von den beiden Ressortministern genehmigt wa r. 
Der Präsident der Finanzprokuratur erachtete den Vergleichsbetrag in 
Anbetracht des mit einem Schiedsverfahren verbu ndenen Prozessri ­
sikos als angemessen, obgleich master- talk die einzelnen Positionen 
in der Schadensaufstell ung weiterhin nicht nachgewiesen hatte. Der 
Projektl eiter BOS könne jedoch eine erheblich über dem Vergleichsbe­
trag liegende Gesamtforderung für frustrierte Aufwendungen schlüs­
sig nachvollziehen. 

In Folge vertrat der rechtliche Vertreter von master- talk di e Auf­
fass un g, dass das BMI dafür Sorge zu tragen habe, dass der erör­
terte Vergleichsbetrag ungeachtet einer allfalligen Verpflichtung zu r 
Abfuhr von Umsatzsteuer master- talk ungeschmälert zu r Verfügung 
stehen müsse. Der Präsident der Finanzprokuratur und der rechtliche 
Vertreter des BMI waren der Ansicht, dass der Vergleichsbetrag der 
Umsatzsteuer unterliege und dami t ein Bruttobetrag vo rliege. Zudem 
empfa hl der rechtli che Vertreter des BMI, die Meinung der Finanz­
verwaltung einzuholen. 

In einem Aktenvermerk vo m 4. September 2006 hielt der Präsident 
der Finanzprokuratur den Gesprächsinhalt eines Telefonats mit dem 
Bundesminister für Finanzen fest. Demnach erscheine dem Min ister 
der Vergleichsbetrag von 35 Mio. EUR zu hoch. Er habe dem Kon­
sortium nun einen Vergleichsvorschlag von 29 Mio. EUR angeboten, 
was dieses allerdings ablehnte. Er werde nochmals informell di esen 
Betrag mitteil en und darauf bestehen, dass di eser Betrag sich inkl. 
Umsatzsteuer verstehe. 
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Am 10. September 2006 erörterte der Präsident der Finanzprokura­
tur mi t dem damaligen Generalsekretär des BMF - und ni cht mit 
der zuständigen Behörde - die Frage, ob ei ne Vergleichszahlung der 
Umsatzsteuer unterli ege oder nich t. Dieser hielt Rü cksprache mit dem 
dama ligen Bundesminister rür Finanzen und verständigte danach den 
Präsidenten der Finanzprokuratur, dass aufgrund der ihm zugäng­
li ch gemachten Information der Vergleichstext einen Nettobetrag als 
sogenannten echten Schadenersatz 19 ausweisen so lle. Der damalige 
Kabinctlchef des BMI zeigte sich - nach Information durch den Prä­
sidenten der Finanzprokuratur - mit diese r Vorgangsweise einver­
sta nden. 

Am 13. September 2006 erkl ärte der damalige Bundesminister für 
Finanzen dem Präsidenten der Finanzprokuratur in einem Tele­
fongespräch, dass eine Vereinbarung mit master- talk in Höhe von 
29,9 Mio. EU R abgeschlos en werden soll e. Der entsp rechende Ver­
gleiehstext wa r bereits vorher zwischen maste r- talk, dem BMI und 
dem Bundesminister für Finanzen abgesti mmt worden. 

Zu di esem Ergebnis gaben der Präs ident der Finanzprokuratur und 
das BMI positive Stellungnahmen ab. Die Hau ptargumente waren im 
Wesentl iehen: 

- Aufgrund der Besonderheiten eines Schiedsverfahrens wäre mit 
hoher Wah rschein lichkeit mit einer verteilten Schuld zu rechnen: 
ei n Verschuldensgrad unter 30 Ofo (bezogen auf den Streitwert von 
rcl. 182 Mio. EUR) für das BMI sei daher ein großer Erfo lg. 

- Durch einen raschen Vergleich we rd e der Aufwand für ei n Schieds­
verfah ren sowohl in fl11anzieller als auch in zeitlicher (Ressourcen) 
Hinsicht vermieden. In einem Schiedsverfahren mit einem St reit­
we rt vo n rcl. 182 Mio. EUR und einer umfangreichen Beweisauf­
nahme mi t einer Vielza hl von Zeugen sow ie Sachverständigen wür­
den hohe Prozesskosten anfallen. 

- Die jährliche Belastung aus Verzugszinsen und damit das potenziell e 
Risiko daraus betrügen im Fall e eines Unterliegens rd. 16 Mio. EUR. 
Das Netz und die Systeminfrastruktur existierten nicht mehr. Dies 
erschwere ein objektives Beweisve rfah ren. 

- Der Vergleichsbetrag wäre weniger als die Differenz einer einzigen 
Jahresgebühr zwischen ADONIS und dem Nachfolgeprojekt BOS. 

I') Echter Schndcncrsnlz unterliegt nicht der Umsatzsteuer. 
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Am 14. September 2006 schlossen die Republik Österreich (vertreten 
durch das BMI) und master- talk einen Vergleich über 29,9 Mio. EUR 
pauschalem Schadenersatz. Damit verpflichtete sich die Republik 
Österreich bis 29. September 2006 diese Summe, und im Falle der 
Umsatzsteuerpflicht des Vergleichsbetrags, auch die Umsatzsteuer zu 
bezahlen. Mit Inkrafttreten des Vergleichs waren sämtliche wechselsei­
tigen Ansprüche und Verbindlichkeiten, die aus dem Projekt ADONIS 
einschließlich des vor dem Ständigen Schiedsgericht der Wirtschafts­
kammer Wien geführten Schiedsverfahrens geltend gemacht wurden, 
abschließend bereinigt und verglichen. Dem BMI verblieben keine 
Vermögenswerte aus dem Projekt ADONIS. 

Am 22. September 2006 zahlte das BMI den Vergleichsbetrag in Höhe 
von 29,9 Mio. EUR20 sowie Ende Juli 2007 Gebühren21 in Höhe von 
149.500 EUR an master- talk. 

41.2 Der RH kritisierte, dass die Vergleichssumme ohne konkreten Nach­
weis tatsächlicher Aufwendungen zustande kam. Aus den vorgelegten 
Dokumenten zog der RH den Schluss, dass eine Vergleichssumme zwi­
schen JO Mio. EUR bis J8 Mio. EUR bereits vor der Erstellung von 
Sachverständigengutachten als erreichbare Zielgröße galt. Die danach 
eingeholten Gutachten dienten im Wesentlichen zur Untermauerung 
dieses Betrags. 

Er hielt auch kritisch fest, dass dem BMI keine Vermögenswerte aus 
dem Projekt ADONIS verblieben. Der Republik Österreich entstand 
daher ein finanzieller Schaden von rd. JO Mio. EUR. 

Weiters merkte der RH an, dass die Frage, ob ein Betrag der Umsatz­
steuer unterliegt, nicht durch Parteienvereinbarung oder Befassung 
eines unzuständigen Organs zu lösen ist. Vielmehr hat die sachlich 
und örtlich zuständige Behörde nach gehöriger Sachverhaltsermitt­
lung diese Feststellung in einem entsprechenden Verfahren zu treffen. 

20 Das BMF eneilte dem SMI die Zustimmung zu Hbcrplanmäßigen Ausgaben beim Vor­
anschlags- Ansatz RSichcrhcitscxckutive; Aurwendungen", Der Vergleichsbetrag wurde 
durch Minderausgaben in Höhe von 2.3 Mio. EUR beim Voranschlags- Ansa tz .. Zivil ­
dienst; Aurwendungen" und in Höhe von 27.6 Mio. EUR beim Voranschlags- Ansatz 
.. Flüchtlingsbetreuung und Integration; Aurwendungen" bedeckt 

21 Die durch die Errichtung des Vergleichs entstehenden Gebühren wurden jeweils zur 
Hälfte von master- talk und dem SMI getragen. 
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41.3 Laut Stellul/gl/ahme des BMI sei die Größel/ordnul/g der Vergleichs­
summe illl Verhältl/is llIlIl Streitwert im Ausmaß /101/ lediglich ClI. 

12 DAJ zum Zeitp unkt des Abschlusses bei o~iekti /ler Betrachtul/g als 
bestlllöglich III erreich eI/des Ergebl/is für die Republik zu wertel/. 11/ 

AI/betracht der hohel/ Klagsfordenlllg ul/d des /101/ facflkumligen Per­
sonen mehrfach festflestelltel/ I/ichtabschätzbaren Prozessrisikos, das 
auch lIIit enorlll hohen Anlllllitskostcn auf Seiten des Ressorts ei l/ ­
hergehen hätte kÖl/l/el/, könl/e der Kritik des RH, es sei der Republik 
ein Schaden vo n rll. 30 Mio. EUR entsto l/llen, nicht gefolgt werdelI. 

Der RH /lerkenne bei seiner Kritik Sinl/ lind Ziel eines derartigen Ver­
gleichs, die darill bestehen, Streit oder Ungewissheiten der Parteien 
im Wege ei l/es gegel/seitigen Naehgebens III /lerhil/dem, um einel/ 
allenfall drohel/del/ . weit größeren Schaden (für die Steuerza lller) 
hin ta I/ Z u halten. 

Das BMI habe sieh auf die Vergleicfls/lerllllndlul/gen strategisch und 
professionell /lo rbcreitet. Der Abschluss sei dah er nicht .. als nega­
ti/les Faktilln einer nachträglichen Untermauerung der bereits /lo rab 
festgelegten Beträge dllrch exteme Gutaclltel/··, SOl/dem Iliellll el" als 
Qualitätsmerkmal der erfolgreichen Verhal/dlungsführung zu werten. 

41.4 Der RH entgegnete, dass die Notwendigkeit für Verglcichsverhand­
lungen durch frühere Fehler des ßMI u.a. in der Vertragsgestaltung 
entstanden war. Da dem ßMI keinerlei Vermögenswerte aus dem 
Projekt ADONIS verb li eben, ist der Republik ein Schaden von rcl. 
30 Mio. EUR entstanden. 

Beratungsleistungen im Projekt ADONIS 

Überblick über die 
Gesamtausgaben 

Bund 2013/2 

42 Der RH stellte in seinem Vorbericht Ausgaben für ßeratungsleis­
tungen sowie für rechtsanwailliche Vertretungen in Höhe von rd. 
2,04 Mi o. EU R fest. 22 In Folge nah m das ßM I weitere ßeralUngsleis­
tungen in Höhe von rd . 365.000 EU R in Anspruch (siehe TZ 43 lind 
44). 

Die Gesamtausgaben des ßMI für ßeratungsleistungen im Funkpro­
jekt ADONIS betrugen somit rcl. 2,4 t Mio. EUR. 

12 siehe Vorhcricill . TZ 21 
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Beratungsleistungen im Projekt ADONIS 

Rechtliche Beratung 
und Vertretung vor 
Gericht 

114 

43 .1 Am 18. August 2004 beauftragte das BMI jenen Rechtsanwalt, der 
seit Beginn des Jahres 2003 als juristischer Berater des Funkprojekts 
ADONIS fungierte, mit der rechtlichen Beratung bei der Vorbereitung 
und der Vertretung in einem allfalligen Gerichtsverfahren. 

Am J. September 2004 ersuchte das BMI die Finanzprokuratur um 
Betrauung dieses Rechtsanwalts für die Vertretung gerichtsanhän­
giger Verfahren im Zusammenhang mit dem Funkprojekt ADONIS. 
Die Finanzprokuratur stellte am 9. September 2004 eine Legitima­
tion gemäß § 4 Abs. I und 3 Prokuraturgesetz2J aus und begründete 
dies mit den besonderen Umständen des Einzelfalles. Der Rechtsan­
walt war bereits bisher insbesondere in Fragen der Vertragsauflösung 
beratend tätig gewesen. 

Die Ausgaben des BMI für rechtliche Vertretungen und Beratungs­
leistungen betrugen in den Jahren 2004 bis 2006 rd. 187.000 EUR. 

43.2 Der RH stellte fest, dass das BMl seine Empfehlung aus dem Vor­
bericht, für die Vertretung vor den Gerichten die Finanzprokuratur 
in Anspruch zu nehmen, nicht umgesetzt hatte. Der RH wiederholte 
seine Empfehlung. 

43.3 Laut Stellungllahme des BM/ werde l/ie Empjehlullg lies RH umge­
setzt. /m kOllkretell Fall hätte die Fillallzprokuratur allS besonderen 
sachlicheIl GrÜlldell der /llallsprllchnahme eines externeIl Rechtsall­
walles zugestimmt. Der AlIjwand für eineIl Wechsel ill der rechtli­
chell Beratllllg, vor allem lIlIter Berücksichtigung des ellgell Zeitkor­
setts, wäre alls Sicht des BMI jedenjalls keine Altemati"e lind hätte 
die erforderliche Qualität ill den unterschiedlichen Rechtsbereichen 
keillesjalls positi" beeilljlusst. LetztelIdIich müsse auch berücksich­
tigt werden, llass die Beratullgs/eistung keinen Selbstzweck darstelle, 
sOllllem immer holistisch 11I betrachteIl und bewertell sei. 

43.4 Der RH entgegnete, dass das BMI trotz einer gegenteiligen Empfeh­
lung im Vorbericht die Finanzprokuratur wiederum nicht in Anspruch 
genommen hatte. Die Zustimmung der Finanzprokuratur ergab sich 
aus der bereits früheren Beauftragung des Beraters. 

23 SIGßI. Nr. 172/ 1945 aufgehoben durch BGBI. 1 Nr. 110/2008 
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Beratungsleistungen im Projekt ADONIS Vergabepraxis im BMI 

mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Sonstige Beratungs­
leistungen 

44.1 Das BMI nahm nach Vertragsaunösung darüber hinaus fol gende Bera­
tungsleistungen in Anspruch: 

Tabelle 8: Funknetz ADONIS - Sonstige Beratungsleistungen 

2003 bis 2006 Art der Beratung Ausgaben in EUR 

Berater 1 

Berater 2 

Berater 3 

Berater 4 

Gesamt 

Berater 5 

Gesamt 

Rechtsgutachten 

Gutachten zur Frage, ob der vorzeitig aufgelöste Vertrag fortge­
setzt werden darf oder in einem neuen Vergabeverfahren 
vergeben werden muss 

Gutachten über die Qualität des ADONIS- Projektmanagements 

Gutachten hinsichtlich der Gültigkeit der Schiedsklausel 

Gutachten betreffend Rechtsfragen im Zusammenhang mit der 
Vereinbarung der Schiedsklausel 

Wirtschaftliche Beratung 

Evaluierung der Stellungnahme der Errichtungsunternehmung 
~etreffend der Schadenersatzforderung gegenüber der Republik 
Osterreich 

11.520 

45.000 

5.400 

32.400 

94.320 

83.460 

Summe Beratungen 

Ouelle: BMI 

83.460 

177.780 

Bund 2013/2 

Das BMI beauftragte vier Berater mit der Erstell ung von Rechtsgut­
achten in der Höhe von insgesamt 94.320 EUR. 

Der oberste Gerichtshof hielt in seinem Urteil 24 vom 20. Oktober 2005 
betreffend des Feststellungsverfahrens fest, dass .. di e Parteien in die­
ser Rechtssache gleich sechs25 verschiedene, einander teilweise wider­
sprechende private Rechtsgutachten vorlegten." 

Darüber hinaus beauftragte das BM I im August 2006 ein Beratungs­
unternehmen mit der Evaluierung der Höhe der Klags forderung 
von master-ta lk und vereinbarte ein Pauschalhonorar in Höhe von 
83.460 EUR. Das BMI zog flir di e Verga be den § 30 Abs. 2 Z 2 BVergG 
2006 heran. Demnach können Dienstleistungsaufträge im Verhand­
lungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung vergeben werden, 
wenn diese aus technischen oder künstlerischen Gründen nur von einem 
bestimmten Unternehmen ausgeführt werden können . 

..l:4 GZ : 2 Ob 2J 5/05f 

2S Rechtsgutachtcll erstellten sowohl Bcr:ucr des ßMI als auch Berater der Errichlungs­
unternehmung. 
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Beratungsleistungen im Projekt ADONIS 

116 

44.2 Der RH kritisierte die Beauftragung mehrerer Rechtsgutachten bei exter­
nen Beratern . Er empfahl dem BMI sicherzustell en, dass künftig bei der 

Erstellung von Rechtsgutachten verstärkt auf das Expertenwissen der 
Fachabteilungen des BM] oder auf die Finanzprokuratur zurückgegrif­

fen wird. 

Weiters beurteilte der RH die Wahl des Vergabeverfahrens für die Eva­

luierung der Klagsforderung als nicht zulässig, weil weder technische 
noch künstlerische Gründe vorlagen; er kritisierte die fehlende Ein­

holung von Vergleichsangeboten und damit die fehlende Prüfung der 

Preisa ngemessenheit. 

44.3 Laut Stellungnahme des BMI wären bei der Beauftragung des Bera­
ters 5 die Voraussetzungen fiir die Wahl des Vergabe/lerfahrens gege­
ben gewesen. Das BMI als Auftraggeber der Leistung hätte die Merk­
male der benötigten Dienstleistung (/IgI. § 2 Z 34 BVergG TecJlIlische 
Spezifikationen der Dienstleistung) definiert und den SacJl/lerhalt unter 
Benicksichtigung aller Umstände, unter denen sie zu erbringen war, so 
beurteilt, dass nur tlas beauftragte Unterllehmen tlas technische Know­
how hat, die Leistung in tier gefortlerten Art und Weise zu erbringen. 

Das BMI habe gepriift, ob der angebotene Preis atläquat zur Leistung 
war. Bei der Priifung wäre von vergleichbaren Erfahrungswerten, von 
sonst /lorliegenden Unterlagen und von den jeweils relevanten Markt­
verhältllissen auszugehen gewesen. 

Das BMI hieltfest, tlass es grundsätzlich bestrebt sei, die eigene Exper­
tise untljene der Finanzprokuratur zu nutzen und es aufdie Empfehlung 
tles RH Betlacht nehmen werde. Im konkreten Fall sei tlie Nohvendig­
keit externer Gutachten jetloch gegeben gewesen, zl/mal die Argumen­
tation der Position der Republik Österreich bei streitigen FrageIl vor 
Gericht, mit Hilfe /Ion exterllen Gutachten, insbesondere /Ion Universi­
tätsprofessoren, einen objektiveren, kritischeren und unabhängigeren 
Stellenwert und daher auch eine antlere Beweiskraft haben, als die vor­
genannte (Eigen-)Expertise der Republik Österreich. 

44.4 Der RH entgegnete, dass das BMI die Vergabe an den Berater 5 auf­

grund bestehender Dringlichkeit in einer Besprechung mit dem Bera­
ter mündlich durchführte. Eine Preisangemessenheitsprüfung aufgrund 
"sonst vorliegenden Unterlagen, MarktverhäItnisse" etc. fand offen­

sichtlich nicht statt. Die Gründe für die Auswahl dieses Beraters waren 

It. nachfolgendem Akt die Vertraulichkeit des Vergabegegenstands und 

die bereits erfolgte Beauftragung des Beraters im Projekt BOS und seine 
betriebswirtschaftlichen und funktechnischen Kenntnisse. Der Auftrags­

gegenstand umfasste rein betriebswirtschaftliche Problemstellungen. 
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Auftrag und Organi­
sation 

Bund 2013/2 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Der RH konnte daher wei terhin keine Gründe, welche die Anwendung 
des § )0 Abs. 2 Z 2 BVergG rechtfertigen würden, erblicken. 

Abschnitt 3 - Projekt Digitalfunk 80S 

45.1 Nach Auflösung des Vertrags mi t master- talk im Juni 200) erging am 
29. Oktober 200) vo m Kabinett des damaligen Bundesministers für 
Inneres an die Leit er der Sek ti onen I, 11 und IV der Auftrag, eine neu­
erli che Ausschreibung für die Errichtung und den Betrieb eines ös ter­
reichwe iten Digitalfunknetzes vorzubereiten. Dieses Proj ekt wurde 
un te r dem Ti tel "Digital fun k BOS" (d ie Abkü rzung BOS steht für 
Behörden und Orga nisationen mit Sicherheitsaufgaben) ge führt. Als 
Eckpunkte für di e Ausschreibung defin ierte das Ka bi nett Technolo­
gieneutralität, die Einbindung de r Blauli chtorga nisationen und Län­
der - im Speziell en Tirol von Beginn an - sow ie eine ex terne wirt ­
schafts-juristische Beglei tung. Zudem so ll te geprüft werden, ob eine 
Weiterverpfli chtung des im Ra hmen von ADON IS tätigen Beraters 
zul ässig sei und gegebenenfall s eine Einbindung erfolgen. 

In Folge erstellte das BMI eine Projek torga nisati on fü r die Durch­
führung der Ausschreibung und Verga be. Die Leiter der Sektionen I, 
11 und IV sowie ein Kabi nettsmita rbciter bildeten die Pr<\ jekt- Steue­
rungsgruppe. Die Projektleitung setzte sich aus dem Proj ek tl eiter und 
weite ren Vertretern des BMI, dem dama ligen Tiroler Landesgendar­
meri ekommandanten und dem damaligen Ti roler Land esbaud irekto r 
zusammen. In verschiedenen Teil projektgruppen erfolgte die Auftei­
lung einzelner Themenbereiche (z. B. Ausschreibungstcx t und Bewer­
tungsschema, TeststeIlungen, Budgeta ngelegenheiten), wobei jeweils 
ein Hauptverantwo rtlicher für einen Themenbereich bestell t wurde. 

In einem Gesa mtprojektplan legte das BMI den geplanten Ablauf 
und die Dauer des Projekts Di gita lfu nk BOS beginnend mit der Inte­
ressentensuche im Zuge der Ausschreibung bis zum Voll ausbau dar. 

45.2 Der RH e ra~htete ei ne Projektstru ktur für di e Durchführu ng der 
Ausschreibung und Auftragsverga be ei nes Projekts di ese r Größe für 
zwec km äßig und notwendig. 
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EInbindung von ländern und sonstigen Bedarfsträgern 
In die Ausschreibung (Vorbereitung) des Projekts 

Arbeitsgemei nschaft 
des BMI mit dem 
Land Tirol 

Einbindung weiterer 
Länder 

118 

46.1 Im November 2003 kamen das BMI und das Land Tiro l überein , fü r 
die Ausschreibung und die Vergabe des österreichweiten digitalen 
Bündelfunknetzes eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden. Ziel war es, 
.für das BMI Funkdienste in einem digitalen Netz bereitzustellen und 
dem Land Tirol die Beschaffung von Komponenten eines digitalen 
Funknetzes zu ermöglichen." 

Im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft erfolgten die Erstellung von 
gemeinsamen Ausschreibungsunterlagen, die Durchführung der Aus­
schreibung sowie die Vergabe der ausgeschriebenen Leistungen und 
Lieferungen. Die Koordination oblag dem BM I in Abstimmung mit 
dem Land Tiro!. Die Arbeitsgemeinschaft endete mit der rechtskräf­
tigen Zuschlagserteilung. 

46.2 Mit der gemeinsamen Ausschreibung und Vergabe des Digita lfunk net­
zes im Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft mit dem Land Tirol schuf 
das BMI ein Modell für die österreichweite Zusammenarbeit mit allen 
Blaulichtorganisationen in den Ländern für ein digita les Behörden­
funknetz. 

47.1 Der RH hatte dem BMI im Vorbericht empfohlen, vor Abschluss eines 
Vertrags über ein österreichweites Funknetzprojekt eine bindende 
Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern - einschließlich 
Rettungsdiensten und Feuerwehren - über die Teilnahme und antei­
lige Finanzierung abzuschließen. 

Das BM I bemühte sich darum, auch weitere Länder und Blaulichtor­
ganisationen noch während der laufenden Ausschreibung von einer 
Teilnahme am Projekt Digitalfunk BOS zu überzeugen. Zu diesem 
Zweck erfolgten seitens der Projektleitung Einzelinformationen und 
Veranstaltungen auf Beamtenebene. 

Darüber hinaus lud der damalige Bundesminister für Inneres Anfang 
Jänner 2004 - unmittelbar nach Start der Interessentensuche - die 
Landeshauptieute schriftlich dazu ein, bereits zu diesem Zeitpunkt eine 
Entscheidung zur Teilnahme am Projekt zu treffen. Dadurch könnte 
der Netzausbau im jeweiligen Bundesland besser auf die Bedürfnisse 
und Anforderungen der einzelnen Ei nsatzorganisationen abgestimmt 
und durch einen eigenen Leistungsteil bereits in der Ausschreibung 
detailliert festgeschrieben werden. 
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Einbindung von ländern und sonstigen 
Bedarfsträgern 

Vergabepraxis im BM! 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Einbindung des 
BMlVS 

Bund 2013/2 

Im Mä rz 2004 ersuchte der Bundesminister für Inneres die Landes­
hauptleute nochmals um Betei ligung am Verga beverfahren. Er verwies 
darauf, dass di e Au fwe ndungen Für ein einheitli ches, vo n all en Blau­
li chtorganisationen genutztes, digitales Funknetz wesenllich geringer 
wä ren als di e Gesamtkosten für zeitgemäße getrennte Fun kkomm un i­
ka tionseinrichtungen. Eine konkrete Zusage weiterer Länder erreichte 
das BMI all erdings bis zu r Zusc hlagserteilung ni cht. 

47.2 Der RH hielt fest, dass das BMI ein österreichwei tes gemeinsames Di gi­
ta l- Funknetz all er Bl aulichtorga nisationen anstrebte, weil es als im 
gesamtstaatli chen Interesse liegend angesehen wurde. Es gelang dem 
BMI jedoch nicht, vor Vertragsabschluss bindende Vereinbarun gen 
mit den Ländern (außer Tirol) - in deren Ko mpetenzbereich sich di e 
B l aul i c hto rg~ n isa li o n en befinden - zu treffen. Das BM I setzte somit 
di e entsp rechende Empfehlung des RH aus seinem Vorberi cht ni cht 
um. 

Die fe hl enden bindenden Zusagen der Länder waren in der Folge Für 
Verzögerungen bei der Umsetzu ng des Projekts und deulliche Mehr­
kosten für das BM I verantwo rtlich. 

47.3 Laut Stellungnahme des BMI sei ein Abschluss billdellder Vereill ­
ba nll1gell l/1i t alIeIl Lände", vo r Beginll der A lIsschreibulIg realisti­
scherweise lIicht möglich gewesen. Illsbeso lldere lIas Scheite", des 
Vorprojektes sowie der zeitliche Druck aufg rulld des Bedaljs des 
Bundeslalldes Ti rol hüttell ein rasches Halldelll des BMI e({orderlich 
gemacht. 

Darüber hillaus wiire auch die Tatsache zu berücksichtigell , dass die 
Liillder lIicht zu ei ll em Vertragsabschluss gezwulIgc lI werdelI köllllell. 
Der rasche Abschluss weiterer Vereillbarullgell mit BlIlldeslälldern 
sowie auderell Beda~{strägerorgallisatioll ell lIach der Zuschlagser­
teilullg sei /10 m RH aber lIicht als Eljolg fü r das li eue Proj ekt darge­
stell t wo rt/eil . 

47.4 Der RH entgegnete, dass das Fehlen bindender Vereinbanmgen mit 
den Ländern - wie schon im Vorprojekt - Ausga ngspunkt für alle 
wesentli chen Probl eme in der Projektabwick.lun g (massive Projekt­
verzögerun gen, Kostensteigerungen) bis hin zum drohenden Projekt­
abbruch war. 

48 .1 Der RH hatte dem BMI im Vorbericht empfohlen, die Mitw irkung des 
BMLV (nunmehr: BMLVS) an ei nem künftigen Funknetzprojekt im 
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Einbindung von Ländern und sonstigen 
Bedarfsträgern 

Sinne der im Ministerratsbeschluss vom 30. Oktober 2001 enthaltenen 
Zielvorgabe eines effizienten Katastrophenschutzes anzustreben. 

Im Hinblick auf diese Empfehlung verfo lgte das BMI auch die Absicht, 
das BMLV bereits frühzeitig in das Projekt Digitalfunk BOS einzu­
binden, insbesondere um dessen Bedarf und Sonderwünsche bereits 
mit der geplanten Ausschreibung abdecken zu können und eine defi­
nitive Zusage hinsichtlich der Übernahme von Kosten zu erhalten. 
Im November 2003 ersuchte das BMI schriftlich um entsprechende 
Beteiligung des BMLV am Projekt und führte erste Gespräche. Dabei 
machten die Vertreter des BMLV deutlich, dass zu diesem Zeitpunkt 
keine Zusagen gemacht werden könnten, weil der zukünftige Bedarf 
wesentlich von den Ergebnissen der gerade tätigen Bundesheerre­
formkommission abhänge. 

Im März 2004 ersuchte der Bundesminister für Inneres den Bundesmi­
nister für Landesverteidigung nochmals um Mitarbeit am Projekt. Im 
Antwortschreiben teilte dieser mit, dass das BMLV ein eigenes mili­
tärisches Kommunikationssystem aufbaue und dass für militärische 
Zwecke ein ziviles Bündelfunksystem nicht erforderlich sei. Das Res­
sort sei zwar bemüht, ein künftiges Funkprojekt zu unterstützen, eine 
direkte - mit laufenden fmanziellen Belastungen (Nutzergebührenl 
verbundene - Beteiligung werde aber nicht angestrebt. Eine Mitwir­
kung des BMLV kam somit im Vergabeverfahren nicht zu Stande. 

48.2 Der RH hielt fest, dass das BMI die Empfehlung, das BMLV bei der Durch­
führung des Funknetzprojektes einzubinden, nicht umsetzte, wobei dies 
im Wesentlichen auf die ablehnende Haltung des BMlV zurückzuführen 
war. Du rch die vertragliche Tarifgestaltung konnte das BMl all erdings 
potenzielle - aus einer nachträglichen Erhöhung der Teilnehmeranzahl 
des Bundes resultierende - zusätzliche Kosten ausschl ießen. 

48.3 Laut Stellullgllahme des BMI sei das BMLVS über die Lällder ullter 
dem Titel Katastrophellschutz 11011 Begilln all als potellzieller Nutzer 
eillgebulldell gewesell ulld später auch lIoch eille direkte Vereinba­
rUllg mit dem BMLVS abgeschlosseIl wordell . 

Planung des Budgetbedarfs und Einbindung des BMF 

Ausgabenschätzung 
und Befassung des 
BMF vor der Aus­
schreibung 

120 

49 Im Zuge der Vorbereitung der Neuausschreibung des Digitalfunk­
netzes erstell te das BMI im November 2003 eine detaillierte Kosten­
berechnung, der eine länderweise gestaffelte Betriebsaufnahme zwi­
schen 2006 und 2008 sowie ein Vollbetrieb ab dem Jahr 2009 auf 
die Dauer von 15 Jahren zu Grunde lag. 
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Planung des Budgetbedarfs und 
Einbindung des BMF 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Befassung des BMF 
im Verg abeverfahren 

Bund 2013/2 

Das BMI schätzte die jährli chen Nutzergebühren an den Netzbetreiber 
ab Aufnahme des Vollbetriebs mi t 22 Mio. EU R ex kl. USt (bei einer 
angenommenen Teilnehmeranza hl vo n 22.000 und Kosten je Teilneh­
mer in der Höhe von 1.000 EU R). Dabei gi ng es davo n aus, wesentliche 
Leistungen (z.B. Verbindungsnetz, Standorte für di e Unterbringung 
der Systemteehnik, Fi rst Level Support) an den Funknetzbetreiber 
beizustellen. 

Unte r Einbez iehung der geplanten Beistellungen und erforderli cher 
In vestitionen (z.B. Beschaffun g von Endge räte n und Zubehör, Adap­
ti on vo n Leitzentralen) erwa rtete das BMI einen Ansti eg seiner j ähr­
lichen Kosten während des Netza usbaus von rd . I Mio. EUR exkl. USt 
im Ja hr 2004 auf rd . 41,40 Mio. EU R exk l. USt im Jahr 2008 sowie jähr­
li che Gesa mtkosten ab 2009 in der Höhe vo n rd. 35 Mi o. EUR ex kl. USt 
(en tspricht einem Betrag vo n 42 Mio. EU R brutto). 

50 Ende Novem ber 2003 informierte das BMI das BMF ak tenmäßig 
über di e geplante Neuausschreibung des Digitalfunknetzes sowie di e 
aus dem Vorh aben zu erwartenden Kosten und ersuchte um dessen 
Zustimmung. 

Das BMF erteilte im Dezember 2003 di e Zustimmung zu m Start der 
In teressentensuche für das Projekt Digi talfun k BOS, behielt sich aber 
ei ne Neubewertung anlässli ch ei ner gefo rderten aberma li gen Mitbe­
fassung vo r Sta rt der Ausschreibung vo r. Es hielt insbesondere di e 
defmi tive Zusage weiterer Lä nder (außer Ti ro l) fü r ei ne Teilnahme am 
Fun ksystem für wesentli ch, um wirtschaft li che Angebote zu erl an­
gen und mahnte dazu Il ankierende politische Gespräche mit den Ent­
scheidungsträgern ein. 

51.1 Im März 2004 übermi ttelte das BMI dem BMF die Ausschreibungsun­
terlage n fü r die zweite Stufe des Verhandlungsverfa hrens zur Kennt­
nis. Das BMF bemängelte in seiner Antwo rt di e verspätete - erst nach 
der Bewerberauswahl erfolgte - Befassung und brachte Detai lan mer­
kungen zu den Ausschreibungsunterl age n an. Weiters forderte das 
BM F die nächste Mitbefassung spätestens vor Zuschlagserteilung. 

Das BMI rechtferti gte mit Schreiben vo m Jun i 2004 seine Vorgehens­
weise. Dem BMF seien di e Ausschreibungsun te rl agen zeitgleich mit 
den ausgewählten Bewerbern überm ittelt wo rden. Die Anregungen 
und Ko rrekturwü nsche des BMF zu r Ausschreibung seien in Form 
vo n Beri chtigungen auch noch wä hrend der Angebotsfri st berü ck­
sichtigt wo rden. 
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51.2 Der RH verwies auf seine grundsätzliche Beurteilung der Mitbefas­
sung des BMF in das Ausschreibungsverfahren unter TZ 53. 

52 Nach der Zuschlagserteilung am 21. Juni 2004 bereitete das BM! die 
voraussichtlichen Kosten des Funknetzbetriebes als Grundlage für 
die Budgetplanung neuerlich auf. Unter der Voraussetzung, dass alle 
Länder am Projekt teilnehmen und die erforderlichen Standorte voll 
ausgebaut beistellen, errechnete das BMJ die jährlichen Gesamtkos­
ten im Vollbetrieb - einschließlich beauftragter optionaler Leistun­
gen und unter Abzug der Vergütungen für voraussichtliche BeisteI­
lungen - mit rd. 33, 13 Mio. EUR exkl. USt (entspricht einem Betrag 
von 39,76 Mio. EUR brutto). 

Bis zum gep lanten Vollausbau wurden die laufenden Kosten antei­
lig (2006: 7,6 Mio. EUR, 2007 : 15,7 Mio. EUR, 2008: 28 Mio. EUR 
jeweils exkl. USt) angesetzt. Weiters ging das BMI davon aus, dass 
Investitionsausgaben für Endgeräte und Zubehör sowie für die Adap­
tion der Leitzentralen in der Höhe von insgesamt rd. 36 Mio. EUR 
exkl. USt anfallen. 

53 .1 Das BMI informierte das BMF am 22. Juni 2004, somit erst nach 
Zuschlagserteilung, über das durchgefühne Vergabeverfahren und 
die zu erwartenden budgetären Auswirkungen. 

In seiner Stellungnahme vom 30. Juni 2004 bemängelte das BMF, dass 
die vom BMI ohne vorherige Mitbefassung des BMF vorgenommene 
Zuschlagserteilung im Widerspruch zu den haushaltsrechtlichen Vor­
schriften stehe. Eine Zustimmung des BMF sei einzig zur Ein leitung 
der Interessentensuche im Dezember 2003 erfolgt. Im damaligen Pla­
nungsstadium habe noch kein Entwurf für den letztlich mit dem Auf­
tragnehmer abgeschlossenen Vertrag vorgelegen. Aufgrund der feh­
lenden Einvernehmensherstellung mit dem BMF vor Eingehen einer 
rechtsverbindlichen Verpflichtung liege die Verantwortung für den 
Vertragsabschluss und den Vertragsinhalt aussch ließlich beim BMI. 

Das BM] beauftragte bereits vor der Übermittlung des Vergabeakts 
an das BMF eine Rechtsanwaltskanzlei mit der Verfassung einer Stel­
lungnahme zur Frage, ob die Erteilung des Zuschlags an den Best­
bieter im Projekt Digital funk BOS an die vorherige Zustimmung des 
BMF gebunden sei. Auf Basis dieser Stellungnahme widersprach das 
BMI mit Schreiben vom 11. August 2004 der Auffassung des BMF, 
wonach die Zuschlagserteilung im Widerspruch zu haushaltsrecht­
li chen Vorschriften erfolgt sei. Aus Sicht des BMI sei die Einverneh-
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mensherstellung mit der Zustimmung des BMF zur Int eressenten­
suche bereits erfolgt, we il zu di esem Zeitpunk t der Gegenstand des 
Vorhabens, dessen finanziell e Auswirkungen und der Realisierllngs­
zeitpunkt bere its ausreichend bekannt gewesen seien. 

Das BMF nahm mit Schreiben vom 4. Oktober 2004 di e Ausfüh ­
rungen des BMI zur Kenntn is, beharrte aber auf se iner Auffassung, 
dass eine Einvern ehmensherstellung mi t dem BMF vo r Zuschlagser­
tei lung stattzufi nden gehabt hälle. 

53 .2 Der RH kritisierte, dass das BMI einen ex ternen "Sachverständige n" 
(Rechtsanwall) mi t der rechtlichen Beurteilung rei n verwaltllngsi n­
terner Abl äufe bzw. Vorgaben beauftragt hat. Er empfahl, dera rti ge 
Frage n ausschließlich innerhalb der Bundesverwaltung abzukl ären. 

Weiters empfahl der RH sicherzustell en, dass bei größeren Projekten 
im Hinblick auf haushaltsrechtli che Bestimmungen j edenfalls vo r 
wesentli chen Ent scheidungen das Ein vernehmen mit dem BMF her­
gestell t wird. 

53.3 Laul Stellungnahme des BMI folge es der Empfehlung, dass Fragen 
zu uenua ltungsinteruen Abläufen bzw. Vorgaben ausschließlich inner­
halb der Bundesuerwaltung 1lI klären wären. 

Das im in ne der Hauslwltsuorschriften erforderliche Ein ueru ehmen 
/1/it dem BMF sei aus Sicllt des BMI im konkreteIl Fall hergestellt wor­
den. Die Empfehlung des RH sei insoferu bereits umgesetzr wort/en, als 
der Beschaffungserlass des BMI Regelungen entllfllte, die sicherstel­
len, dass Eil/scheidungen mi, wesentlichenjinanziellen Auswirkungen 
gemäß den hauslwltsrechtlichen Bestilllllllillgell getroffen werden. 

53.4 Der RH verbl ieb bei seinem Standpunkt, dass vo r den wesentl ichen 
Entscheidungen in großen Projekt en (wie im konkreten Fall zu m Start 
der Ausschreibung und zur Zuschlagse rteilung) das Ein vernehmen 
mi t dem BMF hergestellt werden so ll te. Die grundSä tzli che Zustim­
mung des BMF zu m Start eines Projekts (wie im konkrelen Fa ll zur 
Interessentensuche) erschien ihm nicht ausreichend. 

54.1 Der RH halle im Vorbericht festgestellt, dass im BMI keine rea listische 
Darstellung der insgesa mt vom BM I benötigten Finanzmillel für das 
Funknetz vorlag. Er hatte empfohlen, den Budgetbedarf rechtzeitig 
und umfassend zu ermitteln sowie in der vollen Höhe zu veranschla­
gen. 
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Das BMI erstell te auf Grundlage des jeweiligen Wissens- und Pla­
nungsstandes vor Start der Ausschreibung wie auch nach der 
Zuschlagserteilung umfassende Darstellungen des zu erwartenden 
Budgetbedarfs (siehe TZ 48 und 52). 

Ab dem Finanzjahr 2005 sahen di e jährlichen Bundesvora nschläge 
eigene Budgetposten (Finanzpos itionen) beim Kapi tel bzw. bei der 
Untergliederung \ \ (Inneres) für den Digitalfunk BOS vor. Die für 
di e Fi nanzjahre 2005 bis 20\ 2 vera nschlagten Beträge stell ten sich 
wie fo lgt dar: 

Tabelle 9: Veranschlagte Beträge für Digitalfunk BOS 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

in Mio. EUR 

Fern meldeei n richtungen 4,33 4,01 13,44 13,44 3,50 3,50 1.60 3,50 
Oigitalfunk BOS (Anlagen) 

Ent~elt Oigitalfunk 80S 
(Au wendungen) 0,30 10,00 4,15 17,15 37,09 37,09 38,99 34,77 

Summe der für Digitalfunk 4,63 14,01 17,59 30,59 40,59 40,59 40,59 38,27 
BOS veranschlagten Beträge 

Duellen: BMF, BMI, RH 

54.2 Der RH stellte fest, dass das BMI die Empfehlung des RH aus dem 
Vorbericht, den Budgetbedarf rechtzeitig und umfasse nd zu ermi tteln 
sowie in der voll en Höhe zu veranschlage n, umgesetzt hatte. Die ver­
anschlagten Beträge deckten den errechneten und geplanten Bedarf 
ab. 

Beratungsleistungen für das Projekt BOS 

Generelle Feststel­
lungen 

124 

55.1 Das BMI flihrte die Vergaben all er Beratungsleistungen im Wege vo n 
Direktvergaben26 unter Heranziehung der §§ 27 BVergG 200227 bzw. 
4 \ BVergG 200628 durch (siehe TZ 57 bis 59). 

Es verzichtete bei der Vergabe aller Beratungsleistungen auf das Ei n­
holen von Vergleichsangeboten, obwohl der Grundsatze rl ass "Bud­
get, Controlling und Beschaffun g" des BMI vo m 13. Mai 2003 im Fa ll 

26 Ausgenommen davon war die Vergabe gemäß § 26 BVcrgG 2002 an das Beratungsun­
ternehmen. das bereils bei der Vergilbe des Projekts ADON IS mitgewirkt hauc. 

21 BGBl. 1 Nr. 99/2002 aurgehoben durch BGßl.1 Nr. 17/2006 

28 BGBl. I Nr. 17/2006 Ld.g.F. 
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einer Direktvergabe die Einholung von mindestens drei verbindlichen 
Angeboten zu Vergleichszwecken vorsa h. Als Gründe dafür gab das 
BM I u.a . die besondere Vertraulichkeit des Projekts BOS, Dringlich­
keil und Zeitverzug, die UnbeFa ngenheit vo n Sachverständigen sowie 
die Eigenart der Leistung an. 

Insgesamt vergab das BMI 28 Au ft räge in Höhe vo n gesamt rd. 
980.000 EUR an zehn Berater. Von diesen Aufträge n wiesen rund 
zwei Drit tel vergaberechtli che (Wahl der Vergabea rt, AuFtragswert­
splilling, Au ft ragswe rtschätzu ng) bzw. Formelle (z.B. Leistungserbrin ­
gung und Rechnungslegung vo r Vertragsabschluss) Mängel auF. 

Die LeislUngserbringung war durch Stunden nachweise, Leistungsa uF­
stellungen sowie Tätigkeitsberichte nachgewiesen. 

55.2 Der RH kritisierte di e Nichteinhaltung vergaberechtlicher Vorschrift en 
und wies auF die Formellen Mängel bei der Bea uFt ragung der Berater 
hin . Er bemii ngelle we iters, dass das BMI keine Verglcichs3 ngebote 
eingeholt halle, wodurch di e Preisa ngemessenheit bei allen Berater­
leistungen ni cht überprüFt war. 

55.3 Lallt Stellllllgllllhllle des BMI sei fii r die Bellrteilllllg der Beratllllgs­

leistllllgell j e·tl ellfalls der Bezug ZIIIII Beratllllgsergebllis erforderlich. 

Dies wii re /10 111 RH lIicht a ll sreichelld berücksicflt ig / //Ionlell . A llf ­

grulld tIer lIegn/ivell Ergebllisse allS delll Vorp roj ekt illl ZlIsnllllll ell ­

hallg lII i t eillelll "Ull i/lersnlbera ter " sei das BMI illl 1I1111111 ehr geprüf­

tell Proj ekt eillell lIeuell ulld erfolgreicheIl Weg gegllllgell. Dies zeige 

sich lIber lI icht IIl1r ill deli Beratllllgsergebllissell , SOlidem lIuch ill 
dereIl Kostell , die deutl ich gerillger lIls im Vorprojek/ ware/I. 

55.4 Der RH wies darauF hin , dass er in seinem Bericht di e Leistungserbrin­
gung durch Stunden nachweise, LeistungsauFstellungen sow ie Täti g­
keitsberichte als nachgewiesen betrachtete und dass verga berechtli che 
VorschriFten und Forma lerFo rdernisse unabhängig vom Ergebn is der 
Leistung einzuhalten si nd. 

56 Für das Projekt Digita lfunk BOS nahm das BMI in den Jahren 2004 
bis 20 11 Folgende Beratungsleislungen in Anspruch: 
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Tabelle 10: Oigitalfunk BOS - Überblick Beratungsleistungen 2004 bis 2011 

Berater 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Quelle: SMI 

Art der Beratung 

Rechtsberatung bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 

Rechtsberatung beim Projekt Digitalfunk BDS 

Gesamt 

Prüfung und Analyse der Bewerbungsunterlagen im finanztechnischen 
Bereich sowie der Organisationskonzepte 

Unterstützungsleistungen für das Projektcontrolling 

Finanztechnische und wirtschaftliche Analysen und Beratungs­
leistungen 

Gesamt 

Technische Unterstützung in der Ausschreibungsphase und Unter­
stützung im Projektmanagement 

Technische Unterstützung in der Ausschreibungsphase und Unter­
stützung im Projektmanagement 

Unterstützungsleistung für die Fertigstellung der Ausschreibung 

Unterstützung und Beratung bei der Festlegung von Anforderungen, 
Detailplanung, dem Projektmanagement und dem Vertragsmanagement 

Gesamt 

Beratung bei wirtschaftlich organisatorischen Fragen 

Gesamt 

Ausllaben In EUR 
(Inkl. USt) 

57.090 

265.824 

322.914 

21 .600 

6.300 

484.800 

512.700 

16.320 

18.780 

7.000 

86.950 

129.050 

10.884 

10.884 

Rechtliche Bera­
tungsleistungen 

57.1 (1) Zwei Berater führten für das BMl bei der Vergabe des Digita l­
funks BOS rechtliche Beratungsleistungen durch. Die Direklverga be 
an den Berater 1 begründete das BMI damit, dass die Durchführung 
eines wirtschaftlichen Wettbewerbs nicht zweckmäßig wäre, da ni e­
mand anderer über vergleichbare Erfahrungen und Kenntnisse ver­
füge . 
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(2) Beim Berater 2 handelte es sich um jenen Rechtsanwalt, der bereits 
seit Begin n des Jahres 2003 als juristischer Berater des Funkprojekts 
ADONIS fung ierte. Das BMI schloss mit diesem Berater insgesamt 
vier Verträge ab: 

Tabelle 11: Digitalfunk BOS - Rechtliche Beratungsleistungen, Berater 2 

Leistungen im 
Vergabeverfahren 

Leistungen nach 
Vertragsabschluss 
mit der Projekt-
gesellschaft 

SUmme 1 bis 4 

Quelle: SMI 

Bund 2013/2 

Vertrag Leistungszeitraum Leistungsinhalt Ausgaben in EUR 

1 

2 

3 

4 

29. Oktober bis Rechtliche Beratung bei der 19.200 
30. November 2003 Vorbereitung der Ausschrei-

bung 

20. Februar bis Durchsicht und Bewertung 10.800 
7. März 2004 der eingelangten Teilnahme-

anträge; rechtliche Beratung 
bei der Bewertung der Teilnah-
meanträge 

3. Mai 2004 bis Rechtliche Beratung bei der 63.099 
Ende der Zu- vorbereitun~ und der Führung 
schlagserteilung der Verhand un~en mit den 

Bietergemein.~c aften; Ver-
fassung und Uberarbeitung 
der allgemeinen Vertragsbe-
dingungen 

ab 2. Mai 2005 Verfassung von Vereinbarun- 172.725 
unbefristet gen; Erteilung von schrift-

lichen und mündlichen 
Rechtsauskünften; Vertretung 
in Verfahren vor ordentlichen 
Gerichten, Schiedsgerichten 
und Behörden; Erstellung von 
Rechtsgutachten 

265.824 

Das BM I vergab di e Aufträge im Wege der Direktvergabe29 ohne Ein­
holung von Vergleichsangeboten. Bei zwei Aufträgen fehlte di e Schät­
zung des Auftragswerts, bei einem Auftrag langte die Rechnung vor 
dem Vertragsabschluss ein. 

Darü ber hinaus schloss das BMI mit diesem Rechtsanwalt am 27. Jän­
ner 2006 einen unbefristeten Werkvert rag ab. Leistungsinhalt und 
- umfang waren die Erb ri ngung von Rechtsberatungsleistungen im 

19 § 27 Abs. 1 Z 1 hzw. Z J BVcrgG 2002. Gcmiiß Zirfr f I wa r ei ne Dircktvcrg<lbc bei 

geist ig- schöpreri schen Dienstleistungen zul iissig. wenn der gesch iil.z!e Auftmgswer! 

ohne UmS<l IZSICUcr JO.OOO EUR nichl überstieg; gC/Iliiß Ziffer J bei Dienstleistungen 

gcm1iß Anhang IV (nicht priorit;ircn Dienstleistungen), sofern die Durchführung l'i ncs 

wirtschaftlichen Wettbewerbes im Hinblick auf die Eigenart der Leistung oder des in 
Frage kommenden BieterkrcisC's nicht zwcdmiißig w;lr. 
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Bedarfsfall. Das BMI schätzte den Auftragswert auf 30.000 EUR (exkl. 
USt)je Jahr und vergab den Auftrag wieder direkt.JO Das BMI schloss 
insbesondere aus zeitlicher Hinsicht (kurzfristige Spezialfragen) eine 
Befassung der Finanzprokuratur für diese rechtlichen Beratungsleis­
tungen aus. Seit Vertragsabschluss im Jänner 2006 zahlte das BMI 
bis März 20 11 rd. 71.400 EUR (inkl. USt). 

Für die Interne Revision des BMI war die Begründung, warum nicht 
die Finanzprokuratur in Anspruch genommen werden konnte, nicht 
ausreichend. Zudem war auch die Anwendung des § 27 Abs. 1 Z 3 
BVergG für sie nicht nachvollziehbar, weil bei der Vergabe des Auf­
trags die Durchführung eines Wettbewerbs möglich gewesen wäre. 

Der RH hatte bereits in seinem Vorbericht empFohlen, die Finanzpro­
kuratur für die Vertretung vor den Gerichten in Anspruch zu nehmen. 

57.2 (J) Der RH erachtete die Wahl des Vergabeverfahrens bei der Beauf­
tragung des Beraters 1 als nicht zutreffend. Nach Ansicht des RH 
wäre die Durchführung eines wirtschaftlichen Wettbewerbs möglich 
gewesen. 

(2) Der RH kritisierte die Wahl des Vergabeverfahrens bei der Beauf­
tragung des Beraters 2. Nach Auffassung des RH handelte es sich bei 
den vier Aufträgen um einen einheitlichen Leistungsgegenstand. Er 
beanstandete weiters die bei zwei Vergaben fehlende Schätzung des 
Auftragswerts und formelle Mängel. 

Darüber hinaus war auch die Wahl des Vergabeverfahrens beim 
Abschluss des unbeFristeten Werkvertrags nicht zutreffend. Nach 
Ansicht des RH war die Durchführung eines wirtschaftlichen Wett­
bewerbs vertretbar. 

Weiters kritisierte er den Abschluss unbefristeter Verträge mit dem 
Berater 2 und verwies auf seine Empfehlung im Vorbericht, für die 
Vertretung vor den Gerichten die Finanzprokuratur in Anspruch zu 
nehmen. Der RH empfahl, verstärkt auf das im BMI vorhandene Exper­
tenwissen zurückzugreifen. 

57.3 Laut Stellungnahme lies BMI sei es grundSätzlich bestrebt, die eigene 
Expertise undjene der Finlll/zprokuratur zu nutzen und werde auJdie 
EmpJehlung des RH Bet/acM nehmen. AuJgrund des großen BeschaJ­
Jungsvolumens und der Komplexität hätte es entschieden, externe 

10 gcmäß § 27 Ab,. 1 Z J BVcrgG 2002 
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zivil- ulld lIergaberechtliche sowie wirtschaftliche Expertise beiw­
zieheII. 

Das BMI hätte bewusst - als Folge aus dem BeschajJulIgsprojekt 
ADONIS - eillell alIdereIl Weg der Beraterauswahlulld - beauftragullg 
gewählt. Die Aufträge wärell /HIT für Vergabephasell erteilt wordell, 
UI/1 dallGch deli Bedarfall weiterer kOllkrel bellöligler ex/em er Exper­
tise w prüfe/I. Nach Allsicht des BMI seieIl daher bei deli Beallftra­
gUllgell der Berater die VoraussetwlIgell für die Direkwergabe gege­
bell gewesell. Die jeweiligeIl Begriilldullgell seieIl allch aktelImäßig 
dokulllelltiert gewesell. Das BMI als Auftraggeber der Leistllllgell hiitte 
die Merkmale der bellöligtell Diellstleistullgell dejillierllllld die Sach ­
verha lte ullter Berücksichtigullg aller UIIIsliilllle, ullter delIeIl sie ZII 

erbrillgell warell, so beurteilt, dass lIur das jeweils beauftragte Ullter­
lI ehmell das tecllllische Kllow- how gehabt ,/litte, die Leistullg ill der 
geforderteIl Art ulld Weise zu erbrillgell. 

57.4 Der RH entgegnete, dass die Beratungsaurträge im Wesentlichen zivil ­
und vergaberecht li che Themen betrafen. Ein Alleinstellungsmerkmal 
der beauf'tragten Berater, wonach nur diese unvergleichbare Erfah­
rungen und Kenntnis dieser Rechtsgebiete hatten, konnte der RH nicht 
erkennen. Er verb lieb bei seine r Ansicht, dass die Durchführung eines 
wirtschaftlichen Wettbewerbs erforderlich gewesen wäre. 

58. 1 (J) Das BMI beauftragte mittels DirektvergabeJ I drei Unternehmen 
(Berater 3,4 und 5) mit wirtschaftli chen und fLnanzlechnischen Bcra­
tungslcistungen. 

11 gemäß § 27 Abs. 1 Z 1 BVergG 2002 
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(2) Der Berater 5 führte folgende Berarungsleistungen aus: 

Tabelle 12: Digitalfunk BOS-Austria - Wirtschaftliche Beratungsleistungen. Berater 5 

Leistungs- Auftrag Leistungs- Leistungsinhalt Ausgaben 
gegenstand zeitraum In EUR 

Leistungen 1 20. Februar bis Finanztechnische Analyse der Bewerbungsunterlagen; 34.800 
Im Vergabe- 3. März 2004 Analyse der Organisationskonzepte; Beurteilung der 
verfahren Bewerber 

2 29. April bis Evaluierung der Angebote in der 2. Stufe der Aus- 21.600 
28. Mai 2004 schreibung 

3 17. bis Unterstützung bei der 1. Verhandlungsrunde 2.160 
19. Mai 2005 

4 16. bis Evaluierung der letzten Angebote - last best offer 8.280 
21. Juni 2004 

Spezielles 5 2005 Evaluierung des Reportingmodells (einmalig); Analyse 27.720' 
Thema des Soll- Ist-Vergleichs der Projektgesellschaft -
und regel- Bilanz. Gewinn- und Verlustrechnung. Cashflows 
mäßiger (quartalsweise) 
Report 
Regel- 6 2006 Analyse des Soll- Ist-Vergleichs der Projekt- 20.880 
mäßiger gesellschaft - Bilanz. Gewinn- und Verlustrechnung. 
Report Cashflows (quartalsweise) 

7 2007 Analyse des Soll-Ist-Vergleichs der Projekt- 24.000 
gesellschaft - Bilanz. Gewinn- und Verlustrechnung. 
Cashflows (quartalsweise) 

8 2008 Analyse des Soll- Ist-Vergleichs der Projekt- 25.200 
gesellschaft - Bilanz. Gewinn- und Verlustrechnung. 
Cashflows (quartalsweise) 

9 2010 und 2011 Analyse des Soll-Ist-Vergleichs der Projekt- 67.800 
gesellschaft - Bilanz. Gewinn- und Verlustrechnung. 
Cashflows 

Spezielles 10 September 2005 PlausibilitätsprUfung der vereinbarten Abgeltungs- 11.760 
Thema beträge - Termination Agreement 

11 Oktober 2005 limited Special Purpose Reviews: Analyse der 18.000 
Personalkosten. der angewandten Verbuchungs-
systematik; Analyse der wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Redundanzvereinbarung 

12 November 2007 Stellungnahme zur Finanzierungsrechnung betreffend 30.600 
das Bund-Länder- Modell NEU 

13 März bis Limited Special Purpose Reviews: Analyse der fi - 48.000 
April 2009 nanziellen Stabilität der Projektgesellschaft sowie 

der Planungssicherheit in Bezug auf den Projekt-
fortschritt 

14 April bis Erweiterung der Umited Special Pur pose Reviews 72.000 
Juni 2009 (Beratungsleistung 12) 

15 Review des Businessplans des landes Steiermark; 72.000 
bei den 

I davon 7.560 EUR für die einmalige Evaluierung des Reportingmodells 

Quelle: BMI 
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Das BMI führte bei allen Beauftragungen des Beraters 5 Direktverga­
benJ2 durch. Die Leistungen im Vergabeverfahren vergab das BMI in 
vier getrennten Aufträgen, die j eweil s unter dem damals geltenden 
Schwellenwert Für Direktvergaben lagen. 

Ab dem Jahr 2005 bis 2009)3 beauftragte das BM I das Beratungsun­
ternehmen jährlich mit regelmäßigen Reports über die Projektgesell­
schaft (Aufträge 5 bis 8) . Ende Dezember 20 10 - nachdem die Reports 
Für 20 10 bereits vo rl agen - vergab das BMI diese Leistung für die 
Jahre 2010 und 20 11 in einem Auftrag (Auftrag 9). 

Darüber hinaus beauftragte das BMI nach der Zuschlagserte ilung das 
Unternehmen mit der Erstellung spezieller Analysen (Aufträge 10 bis 
15). Das BMI schätzte Für den Auftrag 13 vom 16. März 2009 den Auf­
tragswert auf35.000 EUR bis 40.000 EUR (exkl. USt). Am 16. April 2009 
erweiterte das BMI den Auftrag (Auftrag 14) und schätzte den Auf­
tragswert auf 20.000 EUR bis 30.000 EUR (exkJ. USt). 

58.2 Der RH beurtei lte die Aufträge an den Berater 5 hinsichtlich der Leis­
tungen im Verga beverFahren, der regelmäßigen Reports sow ie zweier 
spezieller Analysen (Aufträge 13 und 14) als unzulässige Direktver­
gabe n. Nach AuFfassung des RH handelte es sich bei diesen Leistun­
gen um jeweils einheitliche Leistungsgegenstände. Bei korrekter Vor­
gehensweise wären daher wegen Überschreiten der entsprechenden 
Schwellenwerte (30.000 EU R bzw. 40.000 EUR) keine Direktvergaben 
zulässig gewesen. 

Weiters beanstandete der RH, dass das BMI den Vertrag für die regel­
mäßigen Reports für das Jahr 2010 (Auftrag 9) erst nach Leistungs­
erbringung schloss. Der RH empfahl dem BMI sicherzustell en, dass 
entsprechend dem Vergaberecht konkrete Schätzungen des Auftrags­
werts vorgenommen und schriftliche Verträge mit Auftragnehmern 
rechtzeitig vor Leistungserbringung abgeschlossen werden. 

58.3 Laut Stellu ngnahme des BMI sei es grundsätzlich bestrebt, die eigene 
Expertise undjene der Finonzprokuratur zu nutzen und werde auf die 
Empfehlung des RH Bedacht nehmen. Aufgrullil des großen Besc/llIf­
jI/IIgs/Jolumens und der Komplexität hätte es sich entschieden, cxterue 
zi/JiI- l/lld vergaberechtliche sowie wirtschaftliche Elpertise beizuzie­
hen. Im Priijbcricllt hielte der RH sogar ausdrücklich fest, dass lU/ . 
die Beiziehung E.rteruer, objekti/le ElItscheidungen im Vergabeverfah ­
ren sichergestellt hätte. 

11 § 27 Abs. 1 Z I ßVergG 2002 bzw. § 41 Ahs. 2 Z 1 BVcrgG 2006 

J) 2009 (-Tfolgte zwar eine Bcaunragullg, die Leislungscrbringung ullI crblich, weil ein 
spezicll l's Thema ILimilcd Specia l Purpose Reviews) durchgeführt wurde. 
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Das BMI hätte bewusst - als Folge aus dem Beschaffungsprojekt 
ADONIS - einen anderen Weg der Beraterauswalil ulld - beauftragullg 
gewäh lt. Die Aufträge wären nur für Vergabephasell erteilt worden, 
um dallach den Bedarfall weiterer kOllkret benötigter externer Exper­
tise zu prüfen. Nach AI/sicht des BMI seien daher bei deli Beauftra­
gungen der Berater die Voraussetzullgell fur die Direktvergabe gege­
bell gewesen. Die jeweiligen Begrülldungell seieIl auch akfellllläßig 
dokumentiert gewesen. Das BMI als Auftraggeber der Leistullgen hätte 
die Merkmale der bellötigten DienstleistungeIl definiert und die Sach­
verhalte lInter Berücksichtigung aller Umstände, ullter delIeIl sie ZtI 

erbringeIl waren, so beurteilt, dass nur das jeweils beauftragte Unter­
nehmell das tee/J/Jische Know-how gehabt hätte, die Leistung in der 
gefordertell Art ulld Weise ZtI erbringell. 

58.4 Der RH entgegnete, dass die Beratungsaufträge im Wesentlichen zivil ­
und vergaberechtli che Themen betrafen. Ein Alleinstellungsmerkmal 
der beauftragten Berater, wonach nur diese unvergleichbare Erfah­
rungen und Kenntnis dieser Rechtsgebiete hatten, konnte der RH nicht 
erkennen. Er verblieb bei seiner Ansicht, dass die Durchführung eines 
wirtschaftli chen Wettbewerbs erforderli ch gewesen wäre. 

59.1 Ende Oktober 2003 beauftragte das BMljenes Beratungsunternehmen 
(Berater 9), das bereits zuvor im Projekt ADONIS tätig war, mit wei­
teren Beratungsleistungen. Es vergab den Auftrag gemäß § 26 Abs. 4 

BVergG 200234 in einem Verhandlungsverfahren mit einem Unter­
nehmer ohne vorherige Bekanntmachung. Das BMI begründete die 
Wahl der Vergabeart damit, dass das Beratungsunternehmen infolge 
der Mitwirkung am Projekt ADON IS über das entsprechende Fachwis­
sen und der damit verbundenen Technologie verfüge und somit als 
einziges Unternehmen in der Lage wäre, den Auftrag durchzuführen. 
Die Höhe des Auftrags schätzte das BMl auf rd. 142.000 EUR (exld. 
USt). Das Beratungsunternehmen erfüllte im Zeitraum von Novem­
ber 2003 bis Jänner 2004 seinen Auftrag und erhielt als Honorar 
86.950,47 EUR. 

59.2 Der RH kritisierte die gewählte Vergabeart bei der Beauftragung des 
Beraters 9. Die Begründungen des BMI waren für den RH nicht nach­
vollziehbar, da es sich um ein neues technologieneutrales Digitalfunk­
projekt handelte. Nach seiner Ansicht wäre die Durchführung eines 
wirtschaftlichen Vergabewettbewerbs vertretbar gewesen. 

14 BGB!. I Nr. 99/2002. aufgehoben durch BGB/. I Nr. /7/2006 
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Der RH empfahl daher sicherzustell en, dass Dienst leistu ngsau fträge 
im Hinblick auf zu erwartende Preisredu kt ionen nach den Grund­
sä tzen des Freien und laut eren Wettbewerbs ausgeschrieben werd en. 

59.3 Lall/ S/e1ll1l1gllflhm e des BMI I/Jerde die Empjeli/lIl1g des RH lImge­
setzt. Bei dcr Bcalljtragllllg des Bcraters 9 SeiCII die VOrl1l1ssetwlIgclI 
jiir die Wahl des Vcrgabc/ic1jahrells gegebclI gewcsell . Die Alljorde­
rullg des BMI sei ill diesem Fall die Sicherllllg 1I11d NlI/ZlIlIg des ex/er­
IICII Kllow- llOws (/lIS dem Vorproj ekt gewesclI . Nach A llsicht des BMI 
werde dem Wirtschajtlichkei/sgebo/ dallll I/ icht Rechl/lIllg getragel/ , 
welll/ die KosteIl des Wettbewerbes dell Mchrwert dllrch del/ j reiell 
Weflbewerb erreichel/ bzw. iibersteigel/ . 

59.4 Der RH verblieb bei sei ner Ansicht, zu mal aus dem entsprechenden 
Akt des BMI ke inerlei Kostenschätzung hinsichtlich der Durchfüh­
rung ei nes wirtschaFt li chen Wettbewe rbs ersichtli ch war. Das Kn ow­
how aus dem Vorp rojekt war nach Ansicht des RH nicht erford erli ch, 
weil es sich bei dem neuen Digitalfunkprojekt um ei n technologie­
neutrales Projekt handelte. 

60.1 Der Kabineti eheF des damaligen Bundesministers für Inneres ersuchte 
am 22. Mai 2004 um Gewährung eines fünG ährigen Karenzuri aubesJ5 

gegen Einstellung der Bezüge ab I. Juni 2004. Da keine zwi ngenden 
die nstlichen Gründe dagegensprachen, gewährte das BMI de n Karenz­
url aub. Nach einer ei nmaligen Verl änge rung erklärte der ehemali ge 
Kab inettcheF im Ok tober 20 11 seinen Austritt. 

Am 28. Mai 2004 schloss das BMI einen Werkvertrag mit diesem 
Mitarbeiter ab (Berater 10). Der Vertrag trat mit Wirksa mkeit vom 
I. Juni 2004 in Kraft lind so llte spätestens mit Abschluss des Ver­
gabeverfahrens Digilalfunk BOS enden. Leistungsgegensta nd wa r 
di e Beratung des BMI bei wirtschaftli ch organisa torischen Fragen 
im Zusa mmenhang mit dem Verga beverfahren Dig italfunk BOS. Der 
Berater hatte keinen Entgeltanspruch, das BMI refundi ert e ledi gli ch 
die entsta ndenen Unkosten (bspw. Übernachtungskosten, Tax irech­
nungen, Bewirtungsspese n) . 

Am 7. Juli 2004J 6 erFolgte eine Erweiterung des Leistungsinhalts auF 
die Beratungstät igkeit bei Ausgliederungs- sowie Privatisierungspro­
jekten des BMI, insbesondere vo n IT - Vorh aben und bei der Umset­
zung des Projekts Digit alfunk BOS. Der Vertrag wurde darüber hinaus 

" grmiiß § 75 BDG 197911lGBI. Nr. JJJ / 1979 i.d.g. F.) 

)(, Die Zuschlag"crtcilung durch das ßMI erfolgle am 21. Juni 2004. 
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bis zum AblauF des 3 I. Dezember 2004 verlängert. Gab keine der Ver­
tragsparteien bis 30. November 2004 eine Endigungserklärung ab, 
setzte sich der Vertrag auF unbestimmte Zeit fort. Unter Einhaltung 
einer einmonatigen Kündigungsfrist konnten die beiden Vertragspar­
teien jederzeit den Werkvertrag lösen. 

Der Berater erbrachte seine Leistungen im Zeitraum von Mai 2004 
- als dieser noch Kabinettchef war - bis September 2006. Es fielen 
Aufwandsersätze in Höhe von 10.883,77 EUR an. 

Aus den Aufwandsabrechnungen ging hervor, dass der Berater ins­
besondere zur Zeit der Verhandlungsrunden und der Zuschlagsertei­
lung mit den noch im Vergabeverfahren verbliebenen zwei Bietern 
- außerhalb des offiziellen Vergabeverfahrens - mehrere Gespräche 
führte (siehe TZ 65). 

Eine über die Aufwandsabrechnungen hinausgehende schriftliche 
Dokumentation der Beauftragungen, der genauen Leistungsinhalte und 
-ergebnisse sowie eine Vertragsbeendigung lag im BMI nicht vor. 

Der Projektleiter und die zuständigen Sektionsleiter (Sektionen I und 
11) des BMI gaben auf Rückfrage des RH an, dass sie den Berater weder 
beauftragten, noch Ergebnisse über Beratungsleistungen vorgelegt 
bekamen; sie verwiesen auf das damalige Kabinett und den Bundes­
minister rur Inneres. Der Status des Vertrags zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung war ihnen ebenso nicht bekannt. 

Am 13. Dezember 2012 ersuchte der RH das BMI, zu folgenden Fra­
gen schriftlich Stellung zu nehmen: 

- In wessen Auftrag war der Berater tätig (Name und Funktion im 
BMI)? 

- Wem und in welcher Form hatte der Berater über seine erbrachten 
Leistungen und Ergebnisse zu berichten? 

- Was war Auftragsinhalt der einzelnen Gesprächstermine bzw. mit 
welchen Befugnissen war der Berater ausgestattet? 

- Ist der Vertrag noch auFrecht? 

- Nahm das BMI nach September 2006 noch weitere Beratungsleis­
tungen aus diesem Vertrag in Anspruch? 
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Im Widerspruch zu den mündlich erteilten Auskünften führte das BMI 
in seiner Stellungnahme vom 2 1. Dezember 2011 aus, dass der Bera­
ter im Auftrag der Projektleitung und in enger Abstimmung mit dem 
damaligen Kabinett des Bundesministers für Inneres tätig gewesen 
se i, da es sich um ein staatspoli tisch bedeutendes Technologieinno­
va ti onsprojekt handelte. Er habe der Projektl eitung bzw. der politi ­
schen Ebene über jeden Kontak t im Zusa mmenhang mi t der Aufga­
bensteIlung beri chtet. 

Auftragsinhalt sei unter anderem di e Kontaktpnege zu den Bewer­
berkonso rti en gewesen, mit dem Ziel, Planungen und Absicht en 
der Bewerber. di e außerhalb des Verga beverfahrens lagen, dem BMI 
frühze itig zugänglich zu machen. Sowie weiters di e Beratung beim 
sc hiedsgerichtli chen Schadenersa tzverfahren mit master- talk durch 
Unterstützu ng bei der Herstellung von Kommunikationsebenen. die 
Vergleichsverh andlungen ermögli chen sollten und Beratung bei der 
Verh andlungsfü hru ng. Diesbezügliche Unterlagen legte das BMI nicht 
vor. 

Weiters ga b das BMI an , dass der Vertrag mit dem Berater im 
Herbst: 2006 mündlich beendet wurde. Zum Nachweis legte es einen 
Aktenvermerk des Generaldirektors für die öffentliche Sicherhei t vom 
22. November 2011 vor, wo nach sich diese r an eine einvernehmliche 
Vertragsbeendigung im Herbst 2006 erinnern könne. Weitere Bera­
tungsleislUngen fanden danach ni cht statt. 

Abweichend vo n der im Dezember 2011 übermittelte n Auskun ft tei lte 
das BMI in einem weiteren Schreiben vo m März 201 2 mit, dass der 
Berater im Auftrag des damaligen Bundesministers und des Bundes­
ministeriums täti g gewesen sei. Die Konta kte zu den Bietern wäh­
rend des Verfahrens hätte n das Ziel (gehabt), di e Bieter von den in 
das Vergabeverfahren involvierten Stell en fernzuhalten und Inter­
ventionen zu ve rmeiden. Vor der Zuschlagsentscheidung hätte der 
Berater ausschli eßlich Konta kt zur politi schen Führung und keinen 
Kontak t bzw. Au ft räge vo n der Projektleitung bzw. Personen, die in 
das Vergabeverfahren involviert waren, gehabt. In dieser Phase habe 
di e Projektleitung auch keine Kenntnis von di eser Tätigkeit gehabt. 

60.2 Der RH kritisierte die fehl ende Dokumentation der Beauftragun g, der 
genauen Leistungsinhalte sowie der Leistungsergebnisse, welche für 
den RH daher nicht nachvollziehbar waren. Weiters wies er auf di e 
widersprüchli chen Auskünfte des BMI zu den Aufga ben dieses Bera­
ters hin . 
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Der RH emp fa hl dem BMI, kün ft ig bei Beratungsau ft rägen die Beau f­
tragungen, Leistungsinhalte sowie - ergebnisse schriftlich zu doku­

mentiere n. 

60.3 Laut Stellungnahme des BMI werde die Empfehlung des RH umge­
setzt. Der Beschaffungserlass enthielte die ausdrückliche Regelung, 
dass gen erell bei allen Aufträgen die Leistungserbringung aktenmä­
ßig zu dokum entieren sei. 

Bei der gegenständlichen unentgeltlichen Beratungsleistung im Rah ­
men dieses staatspolitisch belleutenden Teclll1ologieinnovationspro­
jektes handle es sich um eine polil'isch-strategische Beratungsleis­
tung, die überwiegend erst nach der Zuschlagsentscheidung erbracht 
worden sei. Die Kontakte zu den Bietern während des Verjahrens 
seien j edenfalls nicht im Zusammenhang mil dem Vergabellerfahren 
gestanden, so dass diese Kontakte allch nicht als informelle Bieterge­
spräche zu qualifizieren seien. DaZll werlle emeut fes tge/wlten, da ss 
das BVergG selbst kein Verbot der Kontaktaufnahme oder des Infor­
mationsaustausches mit Bietem während eines laufenden Vergabe­
llerjahrens enthielte. Aujklärungsgespräche oder Erörterungen Ilon 
Angeboten seien beispielsweise ausdrücklich zuliiss ig. 

In der kurzen Beratungsphase während des Vergabeverfahrens hätte 
der Berater ausschließlich Kontakt zur politischen Führung des BMI 
und keinen Kontakt zur Projektleitung bzw. Personen, die in das Ver­
gabellerfahren involviert waren, gehabt. In dieser Phase hätte die 
Projektleitung auch keine Kenntnis Ilon der gegenständlichen Bera ­
IImgstätigkeit gehabt. Mangels eines Kontaktes des Beraters zur Pro­
jekt/eitung bzw. dem Projektteam während des Verfahrens, könne es 
auch keinen informellen Info rmationsaustausch gegeben haben. 

Der RH möge bei seinen Feststellungen über die widersprüchlichen 
mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen den Umstand berück­
sichl'igen, dass der gegenständliche Vertrag vor über sieben Jahren 
abgeschlossen worden sei und die befragten Sektionsleiter die ersten 
mündlichen Auskünfte sponlflll , ohne Aktcnstudium, aus ihrer Erin­
nerung erteilt hätten. 

60.4 Der RH wies darauf hin, dass mangels Dokum entation der Gesprächsin ­
ha lte die Darstellung des BMI, dass di e Konta kte zwischen dem Berater 

und den Bietern jedenfalls ni cht im Zusa mmenhang mit dem Verga­
beverfa hren sta nden, nicht veri fIziert werden ko nn te. Eine Kontakt­

au fnahme zu r Aufkl ärung oder Erörterun gen vo n Angeboten und 
entsprechende Dokumentation wä re zuläss ig. Das BM! füh rte j edoch 
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selbst aus, dass aber gerade eine so lche Kontaktaufnahme zwischen 
dem Berater und den Bietern nicht stattgefunden hätte. 

Vergabeverfahren zum Digitalfunk BOS 

Wahl des Vergabever­
fahrens (Dienstlei s­
tungskon zession) 

Bund 2013/2 

61.1 Bei der auszuschreibenden Le istung handelte es sich um eine soge­
nannte prioritäre Dienstl eistung.l7 Das Projekttea m erarbeitete 
Abl auf- und Zeitp läne für den Fa ll , dass keine Entscheidung des BMI 
beim Bundesvergabeamt bekämpft wird (angenommene Zuschlagse r­
teil ung am 14. Juni 2004) und für den Fall , dass j ede Entscheidung 
des BMI beim Bundesverga beamt bekä mpft wird, dass es Einstwei­
lige Verfügungen erl ässt und die voll e Entscheidungsfrist ausnützt 
(angenommene Zuschlagse rteil ung am 25. Februar 2005). 

Neben der Vergabe einer Dienstleistung prüfte das BMI die Vergabe 
einer Dienstleistungskonzession. Der wesentliche Unterschied bestand 
darin, dass der Au ft ragnehmer nicht ausschli eßlich ein Entgelt, son­
dern das Recht zu r Nutzung der Leistung ohne oder zuzügli ch der Zah­
lung eines Preises als Gegen leistung durch den Auftraggeber erhielt. 
Der Auft ragnehmer wa r im Fall e der Dienstleistungs konzess ion bei 
der Verwertung der Leistu ng somit einem Marktrisiko ausgesetzt. 

Nac h der Absicht des BMI bestand im vorli egenden Fall das Markt­
risiko des Auftragnehmers in der Akquisition vo n Blauli chtorga nisa­
tionen in den Ländern : Hinsichtlich des Nutzerkreises deflllierte das 
BMI den fi xen Nutzerkreis, d.h. die Exekuti veinheiten des BMI und 
die Blaulichto rga nisa ti onen in Ti ro!. Im Übrigen sei es "Au fga be und 
damit auch das wirtschaftli che Risiko des Au ft ragnehmers, ( .. . ) wei­
tere Nutzerorga ni sa ti onen aus dem Bereich der Blauli ehlorganisati ­
onen oder ganze Länder fü r die in ihren Kompetenzbereich fall enden 
Blaulichtorga nisa tionen als Kunden zu gew innen, um so die Wirt­
schaftlichkeit des Gesamtsystems sicherzustell en". 

Für Dienstl eistungskonzessionen ga lte n nur die Grundsä tze des Ver­
gaberechts. Ei nen wesentli chen Ges ichts pun kt bildete der Umstand, 
dass Bieter ein Rechtsmittel ni cht beim Bundesvergabeamt, sondern 
bei ei nem ord entli chen Gericht einzubringen hatten. Das BMI nahm 
bei der Verga be einer DienstJ eistungskonzession für eine Zuschlags­
ertei lung den Zeitpunkt 7. Mai 2004 an. 

rf Priori Uirc Dienstl eistungen sind tax;Hiv im Anha ng 11 1 des ßundesvergnbcgcsctzcs <lur­

gcziihlt . Au r diese sind gru ndsiilzlich alle Vergabevorsl'hriflell anzuwenden. 
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Aufgrund der Absicht des BMI, das Vergabeverfahren rasch durch­
zuführen, entschied es sich für die Vergabe der Dienstleistungskon­
zession im Rahmen eines zweistuftgen Verhandlungsverfahrens mit 
vorheriger Bekanntmachung. 

61.2 Der RH erachtete die Wahl einer Dienstleistungskonzession als grund­
sätzlich vergaberechtskonform. 

Der RH kritisiertejedoch die Verfahrenswahl (Vergabe als Dienstleis­
tungskonzessionl, weil das BMI aufgrund der Erfahrungen im Pro­
jekt ADONIS davon ausgehen musste, dass ein privates Unterneh­
men nicht in der Lage war, die Teilnahme der Blaulichtorganisation 
in den Ländern am Projekt herbeizuführen und das Modell im Hin­
blick auf die Umsetzung daher unrealistisch war. 

61.3 Laut StellulIgllaltme lies BMI sei die Kritik des RH, die Erjaltrullgell 
aus dem Vorprojekt Itütten fiir die Erkelllltllis reicltell müssell, dass 
eill privates Untemeltmell lIicltt ill der Lage sei, die LÜllder oder 
dereIl Bla uliclt torga lIisatiollell fu r ei lIe Teiflta 11 me zu gewi IIlIell , 11 icll t 
lIacllVollzieilbar. Die rasclle Umsetzullg ill Tirol uml Wiell sowie der 
Abscilluss 11011 Vereillbarullgell mit weitereIl Bundesflilldent bzw. ande­
rell Nutzerrt offellbare deutlicll, dass das neue Modell praktikabel sei. 

Dass die Gewinllullg der weitereIl Bundeslällder Ulld dereIl Blaulicllt­
orgallisatiollen eine gemeillsame Aufgabe sei 11 werde, sei dem BMI 
von Anfallg an klar gewesen. Gerade durclt die Diellstieistullgskoll­
zession sollte dem Netzbetreiber seine Veralltwortullg bzw. Mitver­
alltwortullg im Akquisitionsbereicll deutlieIl gemacllt werdell, weil 
es gerade ill diesem Bereicll im Vorprojekt seitens des Netzbetreibers 
deutliclte Versäumnisse gegeben /tabe. 

61.4 Der RH verblieb bei seiner Ansicht, dass ein privates Unternehmen 
nicht in der Lage ist, die Teilnahme der Blaulichtorganisationen her­
beizuführen und daher die Umsetzung der DienstIeistungskonzession 
unrealistisch war. Dies zeigte sich dezidiert darin, dass das BMI mit 
der Anwendung des Bund-Länder-Modells selbst die Akquisition der 
Bundesländer und von deren Blaulichtorganisationen übernahm. Es 
nahm damit dem Auftragnehmer die Sicherstellung der Wirtschaft­
lichkeit des Systems und somit das wirtschaftliche Risiko ab. 
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62.1 Arbeilsgruppen bestehend aus Vertretern des BMI und externen Bera­
tern erarbeiteten di e Unterl agen zu den Teilnahmea nträgen (fertig­
gesteil t im November 2003) und di e Ausschreibungsunterl age n (fer­
tiggestell t im März 2004). Externe Berater prü ften di e gesamten 
Ausschrei bungsbedingungen zusätzlich in technischer und orga ni­
satorischer bzw. vergaberechtlicher Hinsicht. 

Die Ausschreibungsunterl agen gli ederten sich in drei Teile: Teil I 
regelte den Ablauf des Vergabeverfahrens ( .. Vergabeverfahren und 
Ri chtlinien zur Angebotserstellung'"l. die Teil e 2 ("Allgemeine Ver­
tragsbedingungen") und 3 ("Technische und organi sa torische Anfor­
derungen") enthielten di e rechtli chen und wirtschaftlich en Bestim­
mungen sowie di e technischen Anforderun ge n. 

Die Entwicklung der einzelnen Inhalte derTeilnahme- und Ausschrei ­
bungsunterl agen (z.B. Vertragsdauer, Zulassung vo n drei Biete rn zu r 
2. Stufe) wa r nicht nachvollziehbar: Vorversionen bzw. Entwürfe oder 
Protokoll e, welche die Diskussion über die Inhalte dokumentierten, 
konnte das BMI dem RH nicht vorl ege n. 

62.2 Der RH kritisierte die fehlende Dokumentati on und di e daraus resultie­
rende mangelnde Nachvoll ziehbarkeit der Erstellung der Teilnahme­
und Ausschreibungsunterl age n. 

62.3 Laut Stellungnahme des BMI sei aufgrund der klaren Projekt struklur 
die Entstell1lng .lIld der Ersteller einzelner Teile nacll/Jollziehbar. 

Die wesentlichen Anforderungen und die Detailanforderungen seien 
bestmöglich beschrieben und begründet worden. Dabei sei speziell auf 
die tecl/llologieneutrale Formulierung aller Anforderungen geachtet 
worden. 

Aufgnllld der großen Anzahl an Detailllnforderungen sei die Doku­
mentation aller Entscheidungsprozesse und Begründungen nicht mil 
"ertretbarem Aufwand herzustellen gewesen. 

Die Vonlersionen der einzelnen Ausschreibungsdokumente seien nach 
f ast zehn JallTen nicht mehr verfiigbar. Alle Änderungen, die //Iährenil 
des Verfahrens vorgenommen //Iunlen, seien ausfuhrlich dokumen­
tiert. Diese flir einen Vergabeprozess wesentlichen Unterlagen seien 
auch aktenmiißig nacll/Jollziehbar gewesen. 

62.4 Der RH entgegnete, dass auch die Entwicklung der einzelnen Inhalte 
der Teilnahme- und Ausschreibungsunterl agen (z.B. Vertragsdauer, 
Zulassung von drei Bietern zu r 2. Stufe) für die Nachvoll ziehbarkei t 
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des Entscheidungsprozesses bei derartigen Großprojekten wichtig ist, 
und daher entsprechend dokumentiert werden sollte. 

63.1 Das BMI führte ein zweistufiges Verhandlungsverfahren durch. In der 
1. Stufe wählte es nach einer öffentlichen Erkundung des Bewerber­
kreises die drei bestgereihten Bieter aus. Diese hatten aufgrund der 
Ausschreibungsunterlagen verbindliche Angebote für die zu verge­
bende Leistung zu legen, über die dann verhandelt wurde (2. Stufe). 

Angesichts einer Zahl von vier Bewerbern im Vorgängerprojekt 
ADONIS ging das BMI von ei ner beschränkten Zahl von Bewerbern 
aus, die für die Leistungserbringung in Frage kamen. Um einen Wett­
bewerb in der 1. Stufe des Vergabeverfahrens zu gewährleisten und 
um die Transaktionskosten gering zu halten, legte das BMI die Zahl 
der Bewerber, die für die 2. Stufe zugelassen wurden, mit drei fest. 
Bei einer größeren Anzahl hätten all e Bewerber damit rechnen kön­
nen, zur Angebotslegung aufgefordert zu werden. 

Tatsächlich wurden fünf Teilnahmeanträge ei ngereicht und die drei 
bestgereihten Bewerber als Bieter für die 2. Stufe ausgewählt. 

63.2 Der RH sah die Festlegung der Zahl von drei Bewerbern, die sich für 
die 2. Stufe qualifizieren konnten, im Sinne der Sicherstellung eines 
Wettbewerbes bereits im Rahmen der 1. Stufe des Vergabeverfahrens 
als zweckmäßig an. 

64.1 Zur Sicherstellung objektiver Entscheidungen im Vergabeverfahren 
verwies das BMI auf die Entscheidungen in Kommissionen, die Heran­
ziehung Externer im Vergabeverfahren sowie - zur Ausschaltung 
willkürlicher Präferenzen - di e Streichung der besten und schlech­
testen Bewertung bei funktionalen Auswahlkriterien. 

64.2 Nach Ansicht des RH waren die erwähnten formalen Kriterien grund­
sätzlich geeignet, ein objektives Verfahren zu unterstützen.J8 

]8 Der RH verwies dabei auf den "Berichl der interministeriell en Arbeit sgruppe zur 

Bekämpfung von Korruption im Vergabewesen", der kommissionelle Entscheidungen 
und die Mitwirkung Externer bei der Verfahrensabwicklung ausdrllcklich als Millcl zur 

Sicherslcllung korrekter Entscheidungen und der Vermeidung unzulässiger Einnuss­
nahmen Dritter anführte (veröffentlicht Februar 1999). 
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65.1 (1) Nach den Bestimmungen des BVergG 2002 waren Dienstl eistungs­
konzessionen unter Beachtung der gemeinschaftsrechtli chen Grund­
freihei ten sowie des DiskriminierungsverbOIes entsprechend den 
Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes und der Gl eich­
behandlung all er Bewerber und Bieter, an befugte, leistungs f1ihi ge 
und zu verl ässige Untern ehmer zu angemessenen Preisen zu ve rgeben. 
Zudem war di e beabsichtigte Verga be derartiger Leistungen bekannt 
zu machen, wobei die Bekanntmachung jene Angaben zu enthalten 
hatte, die den Interessenten eine Beurteilung ermögli chen , ob di e 
Beteiligung am Vergabeverfahren oder am Wettbewerb für sie vo n 
I nteresse war. 

Die Absendung zu r Bekanntmachung der Absicht des BMI, di e Pla­
nung, di e Errichtung und den Betri eb eines Bündelfunkdienstes zu 
ve rgeben, an das Amtsblatt der EU erfo lgte am 22. Dezember 2002. 

Aufgrund des Gleichbehandlungsprinzips war sicherzustell en, dass 
all e Bieter den gleichen Inform ati onsstand hallen; Informati onsvor­
sprünge wa ren zu vermeiden. Die Ausschreibungsbedingungen sa hen 
deshalb vor, dass Anfrage n schriftli ch an das BMI zu richten, mit 
einem bestimmten Betreff zu versehen und so zu fo rmulieren waren, 
dass ein Rückschluss auf den Fragestell er unmögli ch wa r. Die Ant­
worten wa ren all en Bewerbern zu übermi tteln. 

Das BMI hielt gemäß den vo rgelegten Unte rl agen das Verfahren über 
di e Beantwo rtung von Bietera nfrage n ein. 

(2) Aus Au fwa ndsabrechnungen ging hervor, dass im Mai und 
Juni 2004 Tre ffen zwischen dem ehemali gen Kabinettche f, der auf­
grund eines Beratervertrags für das BMI täti g war, und den Vertre­
tern zweier Bieter (EADS TELECOM Deutschland GmbH, Motorol a 
und Alca tcJj stattfanden: 
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Tabelle 13: Darstellung Gesprache Berater 10 im zeitlichen Konnex zum Vergabeverfahren 

Termin Ereignis 

17. Mai 2004 Gespräche mit beiden Bietern 

17. bis 19. Mai 20,;,04';"'....III,,;E;,;:rste Verhandlungsrunde im Verg.;;.ab;.;e;.;v,;,e~rf,;,ah;;.;r..;;e;.;.n ___________ ......1 

23. Mai 2004 Gespräche mit beiden Bietern 

~-
Zweite Verhandlungsrunde im Vergabeverfahren 

7., 9. und 15. Juni 2004 Gespräche mit bei den Bietern 
..------1..--

16. Juni 2004 Abgabefrist für das last best offer 

19. Juni 2004 Gespräch mit dem BMI 

21. Juni 2004 Zuschlagserteilung im Vergabeverfahren 

22. Juni 2004 
6" 9. bis 11. Juli 2004 

Gespräche mit bei den Bietern 

markierte Termine betreffen das Vergabeverfahren Digitalfunk 80S 

Quelle: BM! 
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Ei ne über die Aufwandsabrech nungen hi nausgehende schri ftliche Doku­
mentation der Seauftragungen sowie der gen auen Leistungsinhalte und 
- ergebnisse lag im SMI nicht vor (siehe TZ 60). 

65.2 (I) Aus der Sicht des RH hat das SMI den gesetzlichen Anforderun­
gen an die Vergabe von Dienstleistungskonzessionen entsprochen: 
Die beabsichtigte Vergabe wurde europaweit bekannt gemacht. Durch 
die Regelungen über die Anfragen und Anfragebeantwortungen trug 
das SMI dem Grundsatz der Gleichbehandlu ng ebenfa ll s Rechnung. 

(2) Der ehemalige Kabinettchef des SMI war aufgrund einer vertrag­
lichen Regelung für das SMI tätig, der Kontakt war somit als Kontakt 
zwischen dem SMI und den potenziellen Auftragnehmern zu werten. 
Der RH verwies auf den zeitlichen Zusammenhang der Gespräche mit 
grundlegenden Entscheidungen im Vergabeverfahren. Im Sinne der 
Transparenz bemängelte der RH die informelle Kontaktaufnahme zwi­
schen dem SMI und zwei Sietern außerha lb des Vergabeverfahrens 
sowie die fehlende Dokumentation dieser Kontakte. 

65.3 Laut Stellullgllahme des BMI seieIl sämtliche KOlltakte der jür die Ver­
gabe VerantwortlicheIl im RahmeIl des formelleIl Verfahrells erfolgt. 
lllformelle KOlltakte seieIl grulldsätzlich zu lässig, solallge die verga­
berechtlicheIl Grulldsätze, wie die Gleichbehalllllullg der Bieter oder 
der freie Ulld lautere Wettbewerb, eillgehalten werden. Im Falle des 
Digitaljullkprojektes wurde bewusst eine externe Allsprechpersolljür 
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die Bieter installiert , 11m die Vergabcuerantl/lortlichcn im Ministcrillm 
VOll i.({ormellcn KoMaktcli lind etwaigen IlitenJelitiolisuersucheli frei 
zu halten. Dieser Weg sei rechtlich zuliiss ig IIlld stelle bei großel/ Ver­
gabeverjahren keine Besonderh eit dar. 

65.4 Der RH hielt seine Kritik aufrecht. Er ve rwi es dabei auf das Fehlen 
von Gesprächsprotoko llen, aus denen Info rm ationen über Teilnehmer 
lind Inhalte der Gespräche hervorgehen. Die Transparenz des Verga­
beverfahrens wa r daher aus Sicht des RH eingeschränkt. 

Allgemeines 

66 Das BMI versandte am 22. Dezember 200) die Bekanntmachung des 
Vergabeverfa hrens "Digitalfunk BOS- Austria" zur EU-weiten VerM­
fentli chung im Amtsbl att der EU. Die Veröffentlichung erfolgte am 
29. Dezember 2003 im amtlichen Li eferungsa nze iger der Wiener Ze i­
tung und am ) . Jänner 2004 im Amtsblatt der EU. Als Schlusster­
min für di e Abgabe der Teilnahmea ntrlige war der 20. Februar 2004 
festgelegt. In der Bekanntmac hung wurde neben den all gemeinen 
di e Ausschreibung betreffenden Angaben auf eine für den 19. Jän­
ner 2004 geplante InFormalionsveranstaltung des BMI hingewiesen. 

Be i dieser Informationsveransta ltung ging das BMI neben all gemei­
nen Informationen zum Projekt "Digital funk BOS-Austri a" auF ein ­
zelne Aspekte des Vergabeverfahrens ein und bea ntwo nete Frage n 
der Teil nehmer zum Projekt. 

Darüber hinaus langten im BMI schriftliche AnFragen von In te ressen­
ten ein, u. a. zu einzelnen Aspekten der technischen sowie Fmanziellen 
und wirtschaftli chen Leistungsfahi gkeil. In einer Anfragebea ntwo r­
tung stellt e das BMI bspw. zu m Eignungskriterium des durchschnitt­
lichen Gesa mt jahresumsa tzes der letzten drei Geschäftsjahre kl ar, dass 
bei konzernmäßig ve rbundenen Unternehmen der Gesamtumsatz des 
Gesamtkonzerns bzw. bei Konsortien der Gesamtumsatz all er Kon­
sortial part ner ma ßgeblich sei. 

Teilnahmea nträge und Kl arsteilungsersuchen 

67.1 Von den 61 Interessenten, di e Teilnahmeunterl agen angefordert hatten, 
reichten zwei Bewerbe r und drei Bewerbergemeinschaften rechtzeitig 
bis Ablauf am 20. Februar 2004 ei nen Teilnahmea ntrag ei n. Eine aus 
sechs Mitgliedern bestehende Kommission eröfFnete die Teilnahmean-
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träge und protokollierte diesen Verfahrensschritt. Im Anschluss prüf­
ten Bedienstete des BMI die Vollständigkeit der Teilnahmeanträge. 

Zwischen 24. Februar und 10. März 2004 Forderte das BMI alle fünf 
Bewerber bzw. Bewerbergemeinschaften auF, fehlende Unterlagen 
nachzureichen, einzelne Punkte der eingereichten Teilnahmeunter­
lagen klarzustellen bzw. Fragen des BMI zu beantworten (KlarsteI­
lungsersuchen). 

Das BMI hat in den Informationsunterlagen und Richtlinien zur Erstel­
lung der Teilnahmeanträge (Teilnahmerichtlinien) festgelegt, dass die 
Bewerber Erk.lärungen und Urkunden (z.B. Bonitätsauskunft, Bank­
garantie, geprüfte Jahresabschlüsse der letzten drei Geschäftsjahre) 
anzuschließen bzw. die geforderten Informationen in entsprechenden 
Formblättern (z.B. Angaben zu Referenzprojekten, Personalausstat­
tung und zur fmanziellen Leistungsfahigkeit) zu geben hatten. Die 
in den Formblättern gemachten Angaben wurden zur Bewertung der 
Bewerber und Bewerbergemeinschaften herangezogen. 

Hinsichtlich ihrer Angaben zur grundsätzlichen fmanziellen Leis­
tungsfahigkeit richtete das BMI am I. März 2004 an die Bewerberge­
meinschaft 3 ein KlarsteIlungsersuchen. In ihrem Antwortsch reiben 
vom 2. März 2004 wies die Bewerbergemeinschaft 3 daraufhin, dass 
sie in das Formblatt die Daten der beiden als Bewerbergemeinschaft 
auftretenden Unternehmen eingegeben habe. Mit den Beilagen, die 
für die Zwecke des Vergabeverfahrens heranzuziehen wären, wollte 
sich die Bewerbergemeinschaftjedoch auf die Leistungsfahigkeit des 
Konzernverbundes beruFen. Der Klarstei lung lag kein überarbeitetes 
Formblatt mit den Daten des Konzernverbundes bei. 

Das BMI zog bei der Bewertung der Auswahlkriterien beim Cashflow, 
Aktivvermögen und durchschnittlichen Gesamtjahresumsatz der letz­
ten drei Geschäftsjahre nicht die von der Bewerbergemeinschaft 3 
dazu im Formblatt gemachten Angaben heran, sondern ermittelte 
diese aufgrund weiterer Teilnahmeunterlagen. Dies auch dann, wenn 
die Geldbeträge in einer Fremdwährung und - nicht wie in den Tei l­
nahrneunterlagen gefordert - in Euro angegeben waren. Beibehalten 
wurden jedoch bspw. die Angaben zur aktuell en Eigenkapita lquote. 

67.2 Der RH k.ritisierte grundsätzlich, dass das BMI bei der Bewertung 
der Auswahlkriterien der Bewerbergemeinschaft 3 nicht auf die im 
Formblatt gemachten Angaben zurückgriff und dabei von den eige­
nen Vorgaben der Teilnahmerichtlinien abging. Das betraf einerseits 
die Vorgabe, dass Geldbeträge in Euro anzugeben und andererseits, 
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dass die gefo rd erten Informationen in den entsprechenden Fo rmblät­
tern auszuweisen waren. 

Den Berechnungen des RH zufo lge hatten die vom BM I bei der Bewer­
bergemeinscha ft 3 herangezogenen höheren Bewertungsdaten zu m 
Cashnow, Aktivvermögen und durchschni ttlichen Gesa mtjahresum­
sa tz im Ergebnis keine Auswirkungen au f die Rangfolge der Bewerber. 

Eignungs- und Auswahlkriterien 

68.1 Die Teilnahmerichtlinien legten di e von den Bewerbern bzw. Bcwer­
bergemeinschaften zu erbringenden Eignungs- und Auswahlkrite­
rien fest. 

Die Eignungskriterien bezogen sich auf di e beruniche Befu gni s und 
Zuve rl ässigkeit sow ie di e fman ziell e, wirtschaftliche lind technische 
Leistungs fähigkeit. Der nac hfolgenden Ta bell e ist die Gewichtung und 
Unterteilung der Auswah lkriteri en zu entnehmen: 

Tabelle 14: Gewichtung der Auswahlkriterien 

Gewichtung 

50 % Technische Leistungsfähigkeit 

50 Of. Finanzielle Leistungfähigkeit 

Quellen: SM I, RH 

Auswahlkriterien 

Referenzprojekte 

Organisationskonzepte (inkt. Personalbedarf) 

Personelle Ressourcen 

Projektspezifische Hilfsmittel 

Finanzielle Voraussetzungen 

Maximale 
Punkteanzahl 

absolut in '0 
100 10 

120 12 

200 20 

80 8 

500 50 

Demzufolge unterteilten sich di e Auswa hlkriterien in fünf Gruppen. 
Die einzelnen Auswahlkriterien waren in wei tere Haupt- bzw. Unter­
kategorien untergliedert. 
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Das Auswahlkriterium .. finanzielle Voraussetzungen" wies folgende 
Tiefengli ederung und di e in den einzelnen Unterkategorien errei ch­
bare max imale Punktea nza hl auf: 

Tabelle 15: Untergliederung des Auswahlkriteriums "finanzielle Voraussetzungen" 

Hauptkategorie Unterkategorie Maximale 
Punkteanzahl 

absolut in "10 

Herangehensweise zur Erstellung des 100 10,0 
Finanzkonzeptes 

Kapitalisierung der Projekt- Gebundenes Eigenkapital 130 13,0 
gesellschaft 

Eigenkapitalquote 70 7,0 

Gesichertes Fremdkapital 40 4,0 

Li q uiditätssicherung 60 6,0 

Grundsätzliche finanzielle Leistungs- Cashflow 30 3,0 
fähigkeit des Bewerbers 

Quellen: BM!. RH 
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Aktivvermögen 25 2,5 

Aktuelle Eigenkapitalquote 20 2,0 

Projektspezifischer Umsatz (3-Jahresschnitt) 15 1,5 

Gesamtumsatz (3-Jahresschnitt) 10 1,0 

Die Kapi ta lisierung der künfti gen Projektgesellschaft noss demzu­
folge mit einem Anteil von 30 % in die Gesamtbewertung ein. Für 
di e grundSä tzliche fin anziell e Leistungsfahigkeit wa r hingegen ein 
Bewertungsa nteil vo n \0 % vo rgesehen. 

Fü r di e Referenzprojekte wa r, wie in der nachfolgenden Tabelle dar­
gestell t, ein Antei l vo n \0 % an der Gesamtbewertung vorgesehen; 
für di e von eins bis drei gereihten Projekte wurde eine abgestufte 
max imale Punktea nza hl vergeben. 
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Tabelle 16: Maximale Punkteanzahl beim Auswahlkriterium Referenzprojekte 

Kategorie Projekt 1 Projekt 2 Projekt 3 Teilsumme 

absolut in % 

Größenordnung/ Gleichwertigkeit 15,75 10,50 8,75 35,00 3,5 

Auftragsvolumen 

Eigenumsatz 

Zeitliche Nähe 

Abgesch lossen 

Gesamtsumm. 
Quellen : BMI, RH 

Bund 2013/2 

9,00 6,00 5,00 20,00 2,0 

6,75 4,50 3,75 15,00 1,5 

6,75 4,50 3,75 15,00 1,5 

6,75 4,50 3,75 15,00 1,5 

In den Teilnahmerichtlinien war nicht ausgeführt , dass die numme­
risehen Bewertungskategorien beim Auswahlkriterium Referenzpro­
j ekte einer weiteren Gewichtung" unterl agen. Diesen Punk t erwei­
tert e das BMI in einer Anfragebea ntwortung am 2. Februar 2004. 
Bei der Berechnung der Punkteanzahl di ese r Bewertungskategorie 
der betreffenden Projektspalte (z.B. Projekt I) wurde auf den höchs­
ten und niedrigsten eingegebenen Wen eines Bewerbers bzw. einer 
Bewerbergemeinschaft referenziert. Die Bewerber bzw. Bewerberge­
mei nschafte n hatten selbst eine Reihung der Projekte vorz unehmen, 
wobei bei mehreren dargelegten Projekten nur die drei erstgereih ten 
Projekte in di e Bewertung ei nnosse n. 

68,2 Der RH kritisierte, dass sowohl für di e drei Referenzproj ek te al s auch 
für die grundsätzli che finanziell e Leistun gs fahi gkeitjeweil s ein Bewer­
tungsan te il von nur 10 010 vorgesehen war. Für den RH standen di ese 
Anteil e in keinem ausgewogenen Verhä ltnis zu dem Bewerlungsan­
teil von 30 % hinsichtlich der Kapitalisierung der zukün ft igen Pro­
jektgesellschaft . Nach Ansicht des RH hätte es ausgereicht, eine Min­
destk apilalausstattung der zukünftigen Projekt gesell schaft vertragli ch 
verbindli ch festzulegen. 

Gerade der an hand von Referenzprojekten beurteilbaren technischen 
Leistungs fahigkeit der Bewerber wä re vor dem Hintergrund des 
gescheiterten Projekts ADONI S eine entsprechend höhere Gew ich­
tung bei der Bewertung der Teilnahmea nträge einzuräumen gewesen. 

J9 Für die wcil en~ Gewichtung war ein Auftci lungsschlüssc\ VOll 70 % (Planung. Konzcp­
lion, CIC.) und JO % (Bet rieb) vorgesehen. 
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68.3 Laut Stellungnahme des BMI seien die Bewert'ungskriterien ausschließ­
lich aus sachlichen Gründen gewählt worden; die AuslVahlhätte auch 
heute noch , nach zehn Jahren , aus Sicht des BMI volle Berechtigung. 
Die einzelnen Kriterien und deren Gewichtung seien unter Beiziehung 
e.rtemer Berater, insbesondere auch eines Vergaberechtsspezialisten, 
ausführlich diskutiert und festgelegt wordell. 

Faktum sei, dass die Kriterien allen Bietern in der Ausschreibung 
bekannt gegeben wo rden seien ul/d daher die Gleichbehandlung im 
Si nne des Vergaberechts gegeben gewesen sei. Kein Bieter habe dem 
Auftraggeber gegenüber Bedenken insbesol/dere hinsichtlich der Wahl 
oder Gewichtung der Bewertungskriterien geäußert. Daher seien diese 
auch il/1 Sinne des geltenden Vergaberechts geprüft und als korrekt 
beurteilt worden. 

68.4 Der RH entgegnete, dass die in der Folge aufgetretenen finanziellen 
Schwierigkeiten der Projektgesellschaft die große Bedeutung der mit 
nur 10 Ofo gewichteten finanziellen Leistungsfahigkeit der Bewerber 
bestätigt hat. Die Kapitalisierung der Projektgesellschaft, die dem­
gegenüber mit 30 Ofo hoch gewichtet war, hätte in der zweiten Stufe 
des Vergabeverfahrens verbindlich festgelegt werden können . 

Bewertung und Ergebnis der Bewerberauswahl 

69.1 Zur Prüfung der beruflichen Befugnis und Zuverlässigkeit sowie der 
fin anziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Bewerber 
bzw. Bewerbergemeinschaften zog das BMI externe Berater bei. Der 
Leiter der Abteilung lVII des BMI bestätigte die technische Leistungs­
fäh igkeit der fünf Bewerber bzw. Bewerbergemeinschaften. 

Eine aus drei Mitgliedern der Projektleitung und zwei externen Bera­
tern bestehende Kommission bewertete die funktionalen Auswahlkri­
terien. Das Auswerteteam hatte zunächst eine voneinander getrenn te 
persönliche Bewertung der einzelnen Punkte der Auswahlkriterien 
durchzuführen. In einer zweiten Runde hatte eine aus drei Mitglie­
dern bestehende Kommission di e Ergebnisse der ersten Runde nach 
einem im Vorhinein festgelegten Verfahren40 auszuwerten und die 

40 Zur Ausschaltung von willkürlichen Präferenzen waren pro Auswa hlkriterium die 

höchste und niedrigste Note der ersten Bewertungsrund e zu st reichen. Aus den ver­

bliebenen drei restli chen Bewertungen war das ari thmetische Millel zu bilden. welches 
mit der Verhältniszahl Mmaximal erreichbare Punkteanzahl durch die höchste erreichte 
Punkteanzahl M mulripliziert wurde. Zur Erm illiung der Gesamlpunklcanzahl mU SSlen 
die derart ermittelten Ergebnisse fUr das betretTende Auswahlkri lerium addiert werden. 

Bund 2013/2 

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)52 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. §21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H 
Vergabeverfahren zum Digitalfunk BOS Vergabepraxis im BMI 

mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Bund 2013/2 

Gesa mtpunktea nza hl der Bewerber bzw. Bewerbergemeinschaften zu 
ermitteln . 

Die Auswertung der nummerischen Auswahlkriterien erfolgte durch 
die Abteilung lVII des BM!. In der Folge führten zwei Mitgli eder der 
Projektl eitung des BMI die Tei lergebnisse der fun ktio nalen und nu m­
merischen Auswertung zusa mmen und legten das Endergebnis der 
Gesa mtbewertung der Teilnahmea nträge und die Reihung der Bewer­
ber bzw. Bewerbergemeinschafte n anhand der erreichten Gesa mt­
punktean za hl vor. 

Tabelle 17: Endergebnis der Bewertung der Teilnahmeanträge 

Teilnahmeantrag Punkte der Punkte der Gesamt- Rang 
nummerischen funktionellen punkte 

Auswertung Auswertung 

Bewerber 1 303,88 524,40 828,28 1 

Bewerbergemeinschaft 2 174,13 499,22 673,35 3 

Bewerbergemeinschaft 3 303,38 483,25 786,63 2 

Bewerber 4 123,95 401,24 525,19 5 

Bewerbergemeinschaft 5 188,92 451,97 640,89 4 

Quellen: SM!. RH 

Dem Bericht über das Gesa mtergebn is der Auswertung der Teil nahme­
anträge wa r der Auswahlvorschl ag vo m 10. März 2004 angeschlos­
sen. Nach Annahme des Auswahl vo rschlages durch das Land Ti rol 
und Zustimm ung des Bundesministers für Inneres teilte das BMI am 
12. März 2004 den fünf Bewerbern bzw. Bewerbergemeinschaften 
das Ergebnis des Auswa hl verfahrens mit. 

Demzufo lge wurden die Teilnah meanträge der Bewerber I und der bei­
den Bewe rbergemeinschaften 2 und 3 für di e Teilnahme an der zwei­
ten Stufe des Verhandlungsve rfahrens ausgewähl t. Dem Bewerber 4 
und der Bewerbergemeinschaft 5 te ilte das BM I die Nichtauswahl mit. 

Am 19. März 2004 nahmen Vertreter der Bewe rbergemeinschaft 5 im 
BM I Einsicht in di e Bewertung ihrer Unterl agen. 

69.2 Der RH hi elt fest, dass die drei erstgereih ten Bewerber bzw. Bewe rber­
gemeinschaften für di e Teilnahme an der zweiten Stufe des Verh and­
lungsve rfa hrens eingeladen wurden. Die Bewerbergemeinschart 5 lag 
um rd. 4,B % und der Bewerber 4 um rd. 22 % hinter der auf Rang 
drei ge reihten Bewerbergemeinschaft 2. 
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Allgemeines 

70 Am 16. Mä rz 2004 übermittelte das BMI von der Einladung zur Ange­
botslegung getrennt di e Ausschreibungsunterlagen an den ausgewähl ­
ten Bewerber 1 bzw. die beiden Bewerbergemeinschaften 2 und 3. 

Das BMI flihrte am 29. und 30. März 2004 mit den drei Bewerbern 
voneinander getrenn te In fo rmationsvera nsta ltungen durch, um die 
Ausschreibungsunterlagen zu erläutern und auf die aus Sicht des 
Auftraggebers wesentlichen Punkte aufmerksam zu machen. Das BMI 
ging dabei u.a. auf das in den Ausschreibungsunteriagen vorgesehene 
Bewertungsmodell, die TeststeIlung, die Projektgesellschaft und das 
Versorgungsgebiet ein. Die bei der Informationsveransta ltung gestell­
ten Fragen und die darauf gegebenen Antworten wurden allen Bewer­
bern in anonymisierter Fo rm zur Verfügung gestellt. 

Ei nen Tag vor Ablauf der Angebotsfrist ersuchte die Bietergemein­
schaft C das BMI um Prü fu ng der Verl ängerung der Angebotsfrist; 
diesem Antrag gab das BMI am 28. April 2004 nicht statt. Sollten 
weniger als drei Angebote ei nlangen, wa r dazu in den Teilnahmericht­
linien vo rgesehen, dass der nächstgereihte Bewerber zur Angebotsle­
gung eingeladen wird. Bis zum Ende der Angebotsfrist am 28. April 
2004, 14:00 Uhr, langten rechtzeitig drei Angebote ein . 

TeststeIlung 

71.1 Die Richtlinien zur Angebotserstellung sa hen vor, dass di e Bieter bis 
zum Abschluss des Vergabeverfahrens eine TeststeIlung zu realisie­
ren hatten. Ziel war es, bei den TeststeIlungen die Erfü ll ung der in 
den Ausschreibungsunterlagen festgelegten Anforderungen und die 
Angaben der Bieter auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen. 

Am 2. April 2004 lud das BMI alle Bietergemeinschaften zu einer 
gemeinsamen Begehung der Teststandorte ein . Vorab ließ das BMI die 
vergaberechtliche Zulässigkeit einer gemeinsamen Begehung durch 
einen externen Berater prüfen. Dieser sah in di esem Vorgehen kein 
vergaberechtliches Problem, weil die flir das Verhandlungsverfahren 
geltenden speziellen Regeln des BVergG bei der Vergabe einer Dienst­
leistungskonzess ion nicht anwendbar waren. Seiner Ansicht nach 
müsse ein derartiges Vorgehen durch eine Interessensabwägung der 
Sicherung der Gleichbehandlung gegenüber der Geheimhaltung der 
Identität der Bieter gestützt sein. 
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Bei der am 6. April 2004 in Tirol durchgeführten Bcsichtigung der 
Teststa ndorte hattcn die Bietcrgemeinschaften die Mögli chkeit, sich 
aufdic spez ifIschen Gegebenheiten vorzubereiten und offene Detai ls 
abzuklä rcn, wie bspw. zu den An forderungcn an das Verbindungs­
netz oder zur Aufstellung dcs technischen Equipments. 

Am 19. April 2004 setzte das BMI die Bietergemcinschaften über den 
Terminplan zur Durchführung der Teststellungcn in Kenntnis. Diese 
erfolgten zwischen 11. und 26. Mai 2004 getren nt für die dre i Bie­
tergemei nscha ften. 

Testprotokolle und Dokumente zu den Ergebnissen dieser Tcststel­
lungen warcn im BMI akten mäß ig ni cht erfasst, sondern bei Sach­
bearbcitcrn dcs BMI aufbewahrt. 

71.2 Der RH kritisierte, dass es im BMI keine akten mäßige Doku menta­
tion zu den Tcststcllungen gab. Er empfa hl dem BM I sicherzustell en, 
dass künftig in einem Verga bcverfahren all e wesentlichen Verfah­
rensschritle aktcnmäßig dokumenl iert werden, um deren Nachvoll­
ziehbarkcit zu gewäh rl eisten. 

71.3 Laut Stellul1gllahme des BMI seieIl die Ergeb llisse der Teststellullgell 
ill narllllollziellbarer Form in die Gesamtentscheillung eingeflossen. 
Vor allem seiel/ die Endberichte ulld damit die Ergebllisse der Test­
stellungen in den Vergabevorschlag eingearbeitet l/lld dami/ in den 
entsprechellden Akten narllllollziehbar dokumentiert wordcn. 

Außcrdem sei auch l/ach fast zellll Jahren der Groß/eil dcr Detailun­
terlagclI tatsiichlich /Jerjügbar ulld für die Prüfcr in kürzester Zei t 
zugiinglich gemacht worticil. 

Dic Empfehlung tlcs RH sei umgesctzt wortlcn. Dcr Besrllllf{un{jS­
erlass cnthalte die ausdrückliche Regelung, dass siimtliche VerJah­
rensschri lle Ulltl Entscheidungel/ ei l/cs Vergabe/Jcrfahrcns /Jo llstänllig 
aktcl/mäßig zu dokulllcntieren seieIl. 

71.4 Der RH entgcgnete, dass TestprolOkolle und Dokumente zu den Ergeb­
nissen der Teststeilungen aktenmäßig nicht erfasst waren. 
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Verhandlungsrunden 

72.1 Die Richtlinien zur Angebotslegung sahen vor, dass das BMI nach der 
ersten Angebotsbewertung mit den Bietern in Verhand lungen tritt. 
Das BMI führte mit den Bietergemeinschaften jeweils zwei Verhand­
lungsrunden durch. Die ersten Verhandlungsrunden mit den Bieter­
gemeinschaften fanden zwischen 17. und 19. Mai 2004 statt. Bei der 
ersten Verhandlungsrunde wurden Finanz-, Rechts- , Technik- und 
Organisationsthemen behandelt. 

Die zweiten Verhandlungsrunden mit den Bietergemeinschaften fan­
den zwischen 26. und 28. Mai 2004 statt. Bei der zweiten Verhand­
lungsrunde wu rden U.a. Nachreichungen, Optimierungslösungen und 
technische Themen besprochen. 

Hinsichtlich der Prüfung und Analyse der Angebote sowie zur Vor­
bereitung und Führung der Verhandlungen mit den Bietergemein­
scha ften und der Verfassung und Überarbeitung der allgemeinen 
Vertragsbedingungen beauftragte das BMI externe Wirtschafts- und 
Rechtsberater. 

72.2 Der RH kritisierte, dass das BMI zur Rechtsberatung einen externen 
Berater und nicht die Finanzprokuratur heranzog. 

72.3 Laut Stellungnahme des BMI seien die sachlichen Gründefür die wei­
tere Beratung durch den ertemen Anwalt IIon der Fi"a"zprokuratur 
bestä tigt worde". 

Der Aufwand fu r einen Wechsel i" der rechtlichen Beratung sei vor 
allem unter Berücksichtigung der komplexen Materie und des engen 
leitkorsetts aus Sicht des BMI jedenfalls keine Altemative gewesen 
und häffe die erfortlerliche Qualität i" den unterschiedliche" Rechts­
bereiche" nicht positiv beeinflusst. 

72.4 Der RH bekräftigte seine Haltung, zur rechtlichen Beratung primär 
die Finanzprokuratur heranzuziehen, weil dort entsprechend umfas­
sendes Know- how im Sinne der Interessen des öffentlichen Auftrag­
gebers vorhanden war. 
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Bewertu ngsrichtl i n ien 

73 .1 Die Bewertung der Angebote erfo lgte einerseits nach dem Preis (nu m­
merisches Bewertungskriterium) und andererse its nach Leistungs­
merkmalen (funktionale Bewertungskriterien). 

Der Preis und die Leistungsmerkmale waren ei nem nutzerübergrei ­
fenden und einem nutzerspeziflschen (BMI und Land Tirol) Teil zuge­
wiesen und gewichtet. Insgesa mt entfIel auf den Preis ein Antei l vo n 
54,S % und auf di e Leistungsmerkmale ein Anteil von 45,S %. Die 
Gesamtbewertung setzte sich aus 37 Bewertungskriterien zusam men; 
diese wiesen eine weitere Tiefengliederung auf. 

Die Bewertungskriterien waren nach der Art der Angaben entweder 
nummerisch (Zahl oder defInierte Größe) oder funktional (Eigen­
schaft) auszuwerten. Für di e Bewertung der nummerischen Kriteri en 
sahen die Richtlinien zur Angebotserstellung Bewertungs form eln vor. 

Zur Bewertung der funktionalen Bewertungsk rit erien waren fol gende 
Vorgaben festgelegt: 

- Die Angebote werden untereinander refe renziert. 

- Die Gesamtbewertung erfolgt durch eine aus fünf Mitgli edern beste­
hende Kommiss ion. 

- Die Bewertung der Kommissionsmitglieder erfolgt nach folgenden 
Vorga ben: 

- Zur Verhinderung von Abstimmungen erfolgt eine getrennte 
Bewertung durch die Kommissionsmitglieder. 

- Das in dem betreffenden Bewertungskriterium beste Angebot 
erhält immer die Max imalpunkte. 

- Die weiteren Angebote erhalten Punktea bschläge im Verhältnis 
der Größe der qua li tativen Di fferenz. 

- Danach werden di e Ergebnisse von einer aus drei Mitgliedern beste­
henden Kommissio n ausgewertet: 

- Zur Ausschaltung von wi llkürlichen Pr~ife re nze n werden pro 
Bewertungskrit eriumjeweil s die höchste und niedrigste Note aus 
der ersten Bewertungsrunde gestrichen. 
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- Aus den verbliebenen drei restlichen Bewertungen wird das arith­
metische Mittel gebildet, das mit der errechneten Verhältniszahl 
in diesem Kriterium multipliziert wird. 

Abschließend waren die Punktesummen für die ei nzelnen numme­
risehen und funktiona len Bewertungskriterien für jedes Angebot zu 
addieren, wodurch die Gesamtpunkteanzahl ermittelt werden konnte. 

73.2 Der RH stellte fest, dass die Bewertungsrichtlinien durch die breite 
Streuung an Bewertungskriterien und die Vorgaben zur Auswertung 
grundsätzlich geeignet waren, eine objektive Bewertung der Ange­
bote zu ermöglichen. 

Überarbeitung der Angebote 

74 Die drei eingereichten Angebote wurden von einer aus fünf Mitglie­
dern bestehenden Kommission eröffnet. Das BMI übergab diese vier 
externen Beratern. 

Weiters forderte das BMI die drei Bietergemeinschaften auf, bis zum 
4. Mai 2004 fehlende Angaben nachzureichen. Das BMI hatte bei 
der Durchsicht der Angebote festgestellt, dass diese nicht vollstän­
dig waren. In den Richtlinien zur Anbotserstellung war betreffend die 
Form und den Inhalt der Angebote der Hinweis enthalten, dass feh­
lende Angaben nicht gewertet werden, falsche Angaben und fehlende 
Nachweise zum sofortigen und unwiderruflichen Aussch luss des Bie­
ters vom Vergabeverfahren führt. Die Nachreichungen der drei Bie­
tergemeinschaften langten zwischen 4. und 10. Mai 2004 im BMI ein. 

Nach den Verhandlungsrunden ersuchte das BMI am 28. Mai 2004 
die drei Bietergemeinschaften, bis zum 3. Juni 2004 ein überarbei­
tetes Angebot zu legen. Die drei Bietergemeinschaften reichten recht­
zeitig ihre überarbeiteten Angebote ein, die von einer aus fünf Mit­
gliedern bestehenden Kommission eröffnet wurden. 

Mit Schreiben vom 9. Juni 2004 ersuchte das BMJ die drei Bieterge­
meinschaften, bis zum 16. Juni 2004 ein last best offer zu legen. Die 
drei Bietergemeinschaften reichten rechtzeitig ein solches ein. Eine 
aus fünf Mitgliedern bestehende Kommission eröffnete die Angebote. 
Das BMI hinterlegte notariell am sei ben Tag jeweils eine verschlos­
sene Kopie der drei Angebote. 
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Plausibilitätsprüfung der Angebote 

75.1 Ex terne Berater ftjhrten Plausibi litätsprüfungen der Angebote in kom­
merz iell er und techn ischer Hinsicht du rch. Bei der technischen PI au­
sibilitätsprüfung wirkte ein Technikteam des BMI mit. 

In ihrem last best offe r gingen di e ve rbli ebenen bei den Bieter" vo n 
einer zur Netzabdeckung erfo rderlichen Anzahl an Basissta ti onen 
von 892 (Bietergemeinschaft A) bzw. 1.25842 (Bietergemeinschaft B) 
aus. Im Rahmen seiner Plausibilitätsprüfung führte der ex terne tech­
nische Berater aus, dass sich di e Angaben des Bieters A auf eine Grob­
planung bez iehen sowie dass durch di e verwendete Technik we ni ­
ger Standorte erforderlich seien. Beide Angebote se ien hinsichtl ich 
der benötigten Standortza hl gesamttechnisch betrachtet plausibel. 

Das BM I schätzte in einer dem RH im Mai 2012 übermittelten Stu­
die die Anzahl der im Finalausbau erforderli chen Basisstationen auf 
nl. 1.800. 

Der zugezogene ex tern e wirtschaftli che Berater führte beim ersten 
Angebot eine ve rtiefte Plausib il itätsprüfung zu den im Businessplan 
gemachten Anga ben der Bieter du rch und dokumentierte diese; die 
dem RH vo rgelegene Dokumentation zur Prüfung des last best offers 
zeigte hingegen, dass keine vertiefte Analyse zum Businessplan du rch­
geführt wurde. 

Die Bietergemeinschafl B hatte im Businessplan zu m ersten Angebot 
Investi tionskosten für Standorte in der Höhe vo n rd . 110 Mi o. EUR 
angesetzt. Im Businessplan zum last best offer wi es di e Bieterge­
meinschaft B hingegen di e Investitionskosten für Standorte mit 
rd . 1,2 Mio. EU R aus; di e Bietergemei nschafl A setzte diese mit rd. 
69 Mio. EU R an. Obwohl di e großen Unterschiede bei der Höhe der 
In vestitionskosten der Bietergemeinschaften A und B auf unterschied­
li che Ka lkulati onsgrundlagen hin wiesen, enthiell die Plausibilitätsprü­
fung dazu keine Erkl ärung. Ob di e vo n den Bietern in ihren Business­
plä nen zu m last best oFfer angesetzten Investitionskosten plausibel 
waren, konn te der RH aufgrund der im BMI vo rgelegenen Dokumen­
ta ti on bezüglich der PlausibilitätsprüFung ni cht nachvollziehen. So 
wi es di e Bietergemeinschaft B im last best offer um rd . 99 % gerin ­
ge re Investitionskosten aus als im ersten An gebot. 

41 Das Ängebol der ßiclcrgerneinschafl C war aus rornllllcn Grü nden ausgeschieden wor­
den (si ehe TZ 76). 

4 2 unlcrgebradll an 1.188 Sl<l ndonen (an 70 Slandortcn war eine co- Iocaled Unterbrin­

gung von ßasisslationcn roT Boden- und Luftv<.'rsorgung vorgesehen) 
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75.2 Der RH kritisierte, dass das BMI im Rahmen des letzten Angebots 
keine vertiefte wirtschaftliche Analyse zum Businessplan durchführte, 
obwohl der Kalkulation der Investitionskosten der beiden Bieterge­
meinschaften oFFensichtli ch grundlegend unterschiedliche Annah­
men zugrunde lagen. 

Weiters stellte der RH fest, dass die Anzahl der notwendigen Basis­
stationen deutlich unterschätzt wurde. 

75.3 Laut Stellungnahme des BMI seien beim .. Last-Best- Offer" durch den 
extenlen Berater grundsätzlich nur mehr die ÄIlllerungen im Vergleich 
zum Erst- Angebot bestmöglich geprüft worden. Konkret habe der Bera­
ter eine Analyse zu den Abweichungen des adapTierten Businessplans 
110m Businessplan des Erst- Angebots gemacht und die Plausibilitiit 
bestätigt. 

75.4 Der RH verwies neuerlich darauf, dass nicht dokumentiert war, ob 
die deutliche Reduzierung der Investitionskosten plausibel war bzw. 
wer diese nunmehr zu tragen hätte. 

Auswertung der Angebote 

76.1 (I) Eine aus fünf Mitgliedern bestehende Kommission bewertete auf 
der Grundlage des ersten Angebots am 11. Mai 2004 die funktionalen 
Kriterien. Eine neuerliche funktionale Bewertung auf der Grundlage 
des last best offers wurde nicht durchgeführt, weil in den überarbei­
teten Ausschreibungsunterlagen keine Anforderungen verändert wur­
den, die Gegenstand der funktionalen Bewertung waren. Die Kom­
missionsmitglieder bestätigten am 21. Juni 2004 ihre Bewertung. 

Aus den dokumentierten Unterlagen für die funktionale Bewertung 
waren das für jedes Kriterium und Bieter gebildete arithmetische Mit­
tel und das daraus errechnete Punkteergebnis ablesbar; die dahinter 
liegende Bewertung der Kommissionsmitglieder (Einzelpunktebewer­
tungen) und die Streichung des besten und schlechtesten Ergebnisses 
waren den dokumentierten Bewertungsunterlagen nicht angeschlos­
sen. 

(2) Die Auswertung der nummerischen Kriterien des dritten Ange­
bots erfolgte durch zwei Sachbearbeiter des BMI. 

Die Bietergemeinschaft C legte in ihrem dritten Angebot einen Gegen­
entwurF zum Vertrag vor, der erheblich von der vom BMI versand­
ten Letztfassung abwich, was den Richtlinien zur Angebotslegung 
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widersprach. Aus diesem Grund schied das BMI das dritte Angebot 
der Bietergemeinschaft C aus dem Verga beverfahren ohne inhal t­
liche Beurtei lung aus. 

(3) Das Ergebnis der Angebotsbewertung für di e verbliebenen beiden 
Bieter stell te sich wie fol gt dar: 

Tabelle 18: Ergebnis der Angebotsbewertung in Bewertungspunkten 

Bietergemeinschaft A BIetergemeinschaft B 

Funktionale Bewertungspunkte 

Nu mmerische Bewertungspunkte 

15,4134 

52,9400 

15,5798 

65,2384 

G .. mtsumme ".3534 10.8182 

Quellen: SMI. RH 

Den mit Abstand größten Einnuss auf die Bewertung hatte das Gesa mt­
Funkdienstentgelt. Der RH stell t in der nachfo lgenden Tabell e die 
Entwicklung der Angebotspreise der drei Angebote fü r das Gesa mt­
Funkdienstentgelt fü r eine 25-jährige Nutzungsdauer der beiden 
abschließend bewerteten Bietergemeinschaften gegenüber: 

Tabelle 19: Angebotspreise zum Bewertungskriterium monatliches 
Gesamtfunkdienstentgelt in EUR 

Bieterge- Bieterge- Preisunterschied 
Zuordnung ZW. den beiden meinschaft A meinschaft B Bietern in % 

1. Angebot BMI 6.832.000 4.422.685 

Land Tirol 430.500 775.648 

geHmt 7.262.500 5.1' •• 333 3'.71 

2. Angebot BM! 3.854.583 3.910.858 

Land Tirol 312.083 196.578 

4.166.666 4.107.437 1.44 

3. Angebot BM! 2.947.761 3.038.915 

Land Tirol 268.905 143.530 

geulllt 3.216.666 3.182.445 1.08 

Quellen: SMI, RH 
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Dabei zeigte sich. dass beim Gesamtfunkdienstentgelt die Bieterge­
meinschaft A in ihrem ersten Angebot um rd. 126 Ofo über dem Preis 
ih res letzten Angebots lag; die Bietergemeinschaft B bot in ihrem 
ersten Angebot einen rd. 63 Ofo höheren Preis an. 

76.2 Der RH stell te fest. dass die Angebotspreise zum Gesamtfunkdienst­
entgelt der beiden Bietergemeinschaften des letzten Angebots nur 
rd. 1 Ofo auseinander lagen. während der Unterschied zwischen bei­
den Bietern beim ersten Angebot noch rd. 40 Ofo betrug. Da das Ange­
bot der Bietergemeinschaft C in wesentlichen Teilen gegen die Richt­
linien zur Angebotslegung verstieß und damit eine Vergleichbarkeit 
nicht gegeben war. war das Vorgehen des BMI vor dem Hintergrund 
der Gleichbehandlung der Bieter korrekt. 

76.3 Laut Stellullgllah me des BMlliege der Fests/ellullg. dass das Gesamt­
ftmkdiellstentgelt beim Le/ztallgebot zwischell Bestbieter und Zwei/­
gereihtell lIur rd. 1 Ofo auseinander lagell. ei lle einseitige Betrach/ullg 
zugrullde. Die Bewertung alleille IIlIch deli Preiskriterien sei lIach ei ller 
VielzahllIon unterschiedlicheIl Bewertungspullktell erfolgt. die aber 
sehr wohl alle gemeinsam die Gesamtwirtsclraftlicllkeit des Projektes 
beeinflusst bzw. bestimmt hättell. Der Abstalld zwischell deli beidelI 
Bietern in diesen Preiskriteriell habe rd. 20 0Al ausgemacht. Ebellso 
sei der Abstalld in allen weiteren numerischeIl Bewertungskriterien 
mit rd. ]] Ofo zwischen Bestbieter und Zweitgereihten mehr als deut­
lich. Nur in den funktionalen Bewertungskriterien, die von der Kom ­
mission ausgewertet wurden. sei der Abstalld sehr gering. Und gerade 
dieser Umstallll untermauere aus Sicht des BMI die Objektilii/ä/ der 
Bewertung bzw. des gesamten Ausschreibungslleljahrens. 

76.4 Der RH entgegnete. dass das Gesamtfunkdienstentgelt den überwie­
genden Anteil der Gesamtkosten des Projektes ausmacht und damit 
ein bestimmender Faktor bei der Bewertung war. Auch das BMI zog 
das Gesamtfunkdienstentgelt als Kostenrahmen für die Widerrufs­
möglichkeit des Vergabeverfahren heran. das es bei einem Notar hin­
terlegte (siehe TZ 77). 
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Widerruf"smögli chkeit der Ausschreibung 

77.1 Die Richtlinien zur Angebolslegung sa hen vo r, dass di e Ausschrei­
bung widerrufen werden kö nne, wenn di e Angebote den festgelegten 
und dokumentierten Finanzrahmen überschrillen und die fm anziellen 
Möglichkeiten des Auftraggebers daher eine Vergabe ni cht zuließen. 
Das BMI legte den Finanzrahmen mit 33 Mio. EU R exkl. USt fest, 
wobei dies dem Kostenanteil des Gesamtfu nkdienstentgeltes fü r das 
BMI ohne opl io nale Leistungsmerkmale entsp rach. Die notariell e Hi n­
terl egung erfolgte am 23. April 2004. 

Dem notariell hinterl egten Finanzrahmen lag die Gesamtkoslenschäl­
zung des BMI für das Projekt . Digitalfun k BOS-Austria" zu Grunde. 
In dieser wa r der für das BMI zur Verfügu ng sIehende Kostenrahmen 
mit rd. 35 Mi o. EUR exkl. USt pro Jahr festgelegt. 

In ihrem letzten Angebot boten die bei den Bietergemeinschart en A 
und B für eine 25-jährige Nutzu ngsdauer ein Gesamtfunkdienstent­
gelt ex kl. USt für das BMI ohne optionale Leislungsmerkmale in fol­
gender Höhe an: 

Tabelle 20: Gesamtfunkdienstentgelt des letzten Angebots in EUR 

Bieter 

Bietergemeinschaft A 

Bietergemeinschaft B 

Quellen: BMI. RH 

Monatlich 

2.947.761 

3.038.915 

Jährlich 

35.373.132 

36.466.980 

Die Bietcrgcmeinschaft A überschritt den Finanzrahmen um rd . 
2,37 Mi o. EU R und die Bietergemeinschafl B um nl. 3,47 Mio. EUR. 
Das BMI machte von seinem Widerrufsrechl nicht Gebrauch. 

77.2 Der RH stell te fest, dass die Bietergemeinschaft A um rd . 7 % und 
die Biete rgemeinschaft B um rd. 11 % über dem vom BMI fes tge­
legten Finanzrahmen lagen. Das BMI machte trotz Überschreitung 
des Finanzrahmens ni cht von der Mögli chkeit des Widerruls rechts 
Gebrauch. Diese Entscheidung lag entsprechend der in den Ri chtli ­
nien zur Angebolslegung gewählten Formulierung (K ann- Bestim­
mung) im freien Ermessen des BMI und entsprach daher den Aus­
sch reibu ngsbed i ngu ngen. 
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77.3 Laut Stellungnahme des BMI sei in al/en Budgetaujbereitullgell vom 
Projektbegillll all klar dargelegt wordell, dass das BMI VOtl eillemjähr­
licheIl Fillallzbedarf VOll rd. 35 Mio. EUR ausgehe und Ilur der zur 
Absicherullg bei eillem Notar hillterlegte Fillanzrahmen etwas lIied­
riger allgenommell worden sei. 

Dies deshalb, damit es bei Inallspruchllahme der Widerrufsmöglich ­
keit Ilie/lt ZlI eiller Diskussion mit den Bietem und in weiterer Folge 
zu einem Rechtsstreit über die Höhe der Differenz komme. Dieser Ent­
scheidung liege die Überlegung zugrullde, dass eille geringere Diffe­
renz zwischen Angebotssumme und hinterlegtem Betrag ei llell Dis­
kussionsspielraum über die Zulässigkeit eröffnet. 

Zuschlagserteilung 

78 Aufgrund des Ergebnisses des BewertungsverFahrens ertei lte das BMI 
mit Schreiben vom 21. Juni 2004 den Zuschlag an die am besten 
bewertete Bietergemeinschaft B. Diese Bietergemeinschaft (in der 
I. Stufe als Bewerbergemeinschaft 3 bezeichnet) bestand aus den 
bei den Unternehmungen Alcatel Austria AG und Motorola GmbH. 
Die Telekom Austria AG war von diesen zwar als eines von mehre­
ren Subunternehmen angegeben worden, war aber kein Konsortiums­
mitglied. 

Bereits zwei Monate vor Zusch lagsertei lung gründeten im April 2004 

die beiden Mitglieder der Bietergemeinschaft die "ALMO Sicherheits­
netz Errichtungs- und BetriebsgmbH", die als Betreibergesellschaft 
für das Digitalfunknetz BOS vorgesehen war. Im September 2004 
erfolgte eine Änderung der Firma in .. Tetron Sicherheitsnetz Errich­
tungs- und BetriebsgmbH", an der im Dezember 20 11 die Alcatel ­
Lucent Austria AG mit 35 % und die Motorola So lutions Austria 
GmbH mit 65 Ofo beteiligt sind. 

79.1 (J) Der Vertrag zwischen der Arbeitsgemeinschaft BMl/Land Tirol und 
dem Auftragnehmer (BOS- Vertrag) setzte sich aus den Teilen 2 und 3 
der Ausschreibungsunterlagen ( .. Allgemeine Vertragsbedingungen" , 
"Technische und Organisatorische Anforderungen") sowie dem Ange­
bot des Auftragnehmers jeweils in ihrer Letztfassung zusammen. 
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Vertrags rechtlich relevante Bestimmungen enthielt weiters das 
Zuschlagsschreiben des BMI vom 21. Juni 2004, z.B. über di e Dauer 
des Vertragsverhältnisses. 

Ergänzt und abgeä ndert wurden di e genannten Vertragsbestandteil e 
durch 26 Zusa tzvereinbarungen, di e zwischen Dezember 2004 und 
Jänner 2011 abgeschlossen wurden. 

(2) Im letzten Angebot vom 16. Juni 2004 unterbreitete der Aurtrag­
nehmer dem BMI zusätzlich den Vorschlag, die Länder zur BeisteI­
lung der Standorte heranzuziehen ("Bund- Länder- Modell"): Danac h 
soll ten BMI, Länder und Projektgesell schaft Standorte Festl egen und 
die Länder die Projektgesellschaft mit der Erri chtung der Standorte 
beauftragen. Das BMI könnte den Wert der Beistellung von der monat­
li chen Gesprächsgebühr abziehen. 

79.2 Der RH stellte fest, dass das BMI der Anregung, di eses Modell ver­
bindlich zu vereinbaren, nicht zustimmte, indem es sich die Entschei­
dung darüber für j edes Land vorbehielt. 

79.3 Laut Stellungnahme des BMI sei ein wesentlicher Bestandteil dieser 
Option , dass im Falle der Standortbeistellung durch die Länder der 
Auftraggeber nicht nur den Wert der Beistellung abziehen kann, son­
dem dass die Liinder und deren Blaulichtorganisationen kein e eige­
nen Gebühren zu entrichten haben. Dies führe nahezu zu einer Hal­
bierung der Gesamtgebühren im Falle, tlass nach tlem Endausbau alle 
Blaulichtorganisationen Österreichs das neue Netz nutzen. Diese Vor­
gehenswcise sei aus Wirtschaftlichkeitsüberlegullgen in allen ausge­
bauten BUlldesliindern in Anspruch genommen wortlen. 

Allgemei nes 

80 Im Bericht .. Behördenfunknetz ADONIS" stellte der RH eine Vielza hl 
an offenen Fragen zw ischen dem BMI und dem Erri chtungsunterneh­
men bei der Umsetzung des Projekts Fest. 

- Er empFahl im Fall e eines künfti gen Funknetzprojekts wesent­
liche Projektvorga ben, wie z.B. di e Tarifgestaltung, die Erbringung 
von Beistellungen, die Methoden der Abnahmetests bereits vor der 
Zuschlagserteilung kl ar zu regeln und wesentliche Einnussmögli ch­
ke iten und Kontrollrechte durch das BMI abzus ichern, wie insbe­
sondere ein Recht des BMI aufjederzeitige Abtretung der Funkin­
frastruktur gegen Abgeltung. 
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- Zudem stellte er fest, dass die Frage einer Verpfl ichtung zur Akqui­
sition weiterer Nutzer zwischen dem Errichtungsunternehmen und 
dem BMI umstritten war. 

- Weiters hatte der RH dem BMI empfohlen, in einem künftigen 
Funknetzprojekt wesentliche Grundzüge des Projektmanagements 
bereits vor Zuschlagserteilung hinreichend detailliert zu regeln. 

Tarifgestaltung 

81.1 Im Rahmen des Projekts ADONIS war die Tarifhöhe im Wesentlichen 
teilnehmerabhängig (siehe TZ 34). 

Nach dem BOS- Vertrag orientierte sich das vom BMI zu entrichtende 
Entgelt nicht mehr an der Zahl der Nutzer, sondern am Ausbaustand: 
Der Entgeltanspruch der Projektgesellschaft entstand mit der Über­
nahme einer Ausbaustufe durch den Auftraggeber. 

81.2 Die Form derTarifgestaltung in Abhängigkeit vom Ausbaustand war 
nach Ansicht des RH zweckmäßiger und erlaubte eine bessere und 
verlässlichere Planung des finanziellen Bedarfs. 

Beistellungen 

82.1 Der ADONIS- Vertrag sah vor, dass das BMI Leistungen selbst erbrin­
gen oder durch Dritte erbringen lassen konnte ("Beistell ungen"). Die 
Konkretisierung dieser Beistell ungen sollte nach Zuschlagsertei lu ng 
erfolgen. 

Der BOS- Vertrag enthielt eine vergleichbare Regelung betreffend die 
Beistellungen. Im Unterschied zum ADONIS-Vertrag definierte der 
BOS-Vertrag die Leistungen, die das BMI beistellen konnte, abschlie­
ßend: Dazu zählten Räumlichkeiten zur Unterbringung der Projekt­
gesellschaft, Personal (u.a. für die Hotline, den First Level Support 
und das Netzwerkmanagement), die Netzinfrastruktur. 

82.2 Die Beistellungen waren mit Ausnahme der Standorte aus Sicht des 
RH nunmehr geregelt. 

82.3 Laut Stellul/gl/ahme des BMI se; die Beistellul/gsleistung "Still/dorte" 
ausführlich geregelt. Bei AllIlahme der Opf'ion "Kol/zept llIr Eil/bin ­
dung der BUlIlleslällller (Stal/dortbeistellungel/j" könne I/icht mehr 
die tatsächlich gebaute AI/zahl an Stal/dortel/ fur die Gebülrrel/re-
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duktio" im Bereich der Stalldortbeistellung, sondern Ilur mehr die im 
Angebot pro Bundesland dargestellte Anzahl herangezogen werden. 
Dies ergebe sich nicht nur aus der klaren For",ulierung des last best 
offer, sondern auch aus dem Umstand, da ss die Qualität der beige­
stelIten Standorte "or allem auch durch die Bundesliinder wesentlich 
besti",,,,t werde. 

AuBerde", stelle sich die Frage, welchen Si nn die Option für dell 
Anbieter hätte, welln er das "olle wirtschajTlichc Risiko weiterl,in in 
diese", einzelnen Punkt der Beiste//ungsleistung tragen würde und 
auf der anderen Seite auf die Gebühren der Länder "erzichtete. Der 
Netzbetreiber habe weiterhin das "olle Planungsrisiko in alIeIl ande­
ren Projektbereichen zu tragen. Die Erhöhung der Stalldonanzahl aus 
GründeIl "enninderter Standortqualität führe letztendlich auch Zl/r 

Erhöhung von Kosten des Betreibers bei der Errichtullg ulld im lau­
fende n Betrieb, "or allem im Bereich ller Systemkomponenten. 

82.4 Nach Ansicht des RH behandelt di e vom BMI gewählte Vorgangs­
weise all e ZusalZstandorte gleich und differenziert nicht danach, ob 
deren Erri chtung auf Wünsche der Länder (diese sind dem Auftragge­
ber Bund zuzurechnen) oder auf Fehler bei der Schätzung der Stand­
ortzahl (diese sind dem Auftragnehmer zuzu rechnen) zurückzufüh­
ren se i. Durch die gewählte Vorga ngsweise wurde der Auftragnehmer 
vom Risiko , für fehlerhafte Schätzungen einstehen zu müssen, ent­
bunden. 

Methoden der Abnahmetests 

83.1 Im Rahmen des Projekts ADONIS führte die Frage, ob das erste Teil ­
netz den vertraglichen Anforderungen entsprach, zu Meinungsver­
sc hiedenheiten darüber, ob die Abnahmetests vom BMI einseitig oder 
gemeinsam mit maste r- ta lk auf Basis einer ein vernehmli ch festge­
legten Abnahmeprozedur durchgeführt werden konnten. 

Der BOS- Vertrag regelte di e Form der Übernahme, die im Rahmen 
der Abnahme durchzuführenden Tests, di e Testszenarien (Beschrei­
bung der einzelnen Prüffalle), di e Voraussetzungen für die Abnahme 
(Meldung der Abnahmebereitschaft, vo rzul egende Dokumente), die 
Testprotokolle und das Abnahmeverfahren (z.B. Durchführung der 
Abnahmetests, Abnahmezertifikat, Abnahmekriterien, Mängelklas­
sen, Einfluss von Mängeln auf das Abnahmeverfahren, besondere 
Bestimmungen für einzelne vertragli che Leistungen). 
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83 .2 Der BOS- Vertrag regelte das Abnahmeverfahren nach Ansicht des 

RH eindeutig. 

Abtretung der Fun kinfrastruktur 

84.1 Der ADONIS- Vertrag regelte das Recht auf Weiterbetrieb des Fun k­
netzes im Insolvenzfall. Im Fa ll einer vorzeitigen Vertragsauflösung 

wä re die we itere Funkversorgung nicht gewä hrl eistet gewesen. Der 

RH empfahl deshalb. im Fall e eines künftigen Funknetzprojekts im 
Wege der Vertragsgestaltung ein Recht aufjederzeitige Abtretung der 

Funkin frastruktur gegen Abgeltung zu verankern. 

Der BOS- Vertrag enthielt eine Reihe von Bestimmungen, die sicher­

stellen sollten, dass das Funknetz im Fall der Vertragsauflösung, der 
Insolvenz der Projektgesellschaft, des Verkaufs von Anteilen an der 

Projektgesellschaft ete. dem BMI weiterhin zur Verfügung sta nd: Dazu 

zä hlten ein Übernahmerecht, ein Vorkaufsrecht und ein PFandrecht 
insbesondere an den Basisstationen, der Systemtechnik, der Hard­

ware, den Datenträgern etc. Vergleichbare Rechte standen dem BMI 

hinsichtlich der Anteile der Projektgesellschaft zu. 

84.2 Aus Sicht der RH stellten die Bestimmungen über die Abtretung der 
Netzinfrastruktur und die Übernahme der Anteile an der Projektge­

sell schaft sicher, dass das Netz selbst bei Insolvenz oder Veräußerung 
der Projektgesellschaft für die Nutzer erhalten blieb. 

Verpflichtung zur Akquisition weiterer Nutzer 

85.1 Der ADONIS- Vertrag normierte für master- talk die Verpflichtung, 

über die garant ierte n Nutzer des BMI und BMLV hinaus weitere Nu t­
zer aus dem Kreis der Blaulichtorganisationen in den Ländern zu 

akquirieren. Das Bestehen dieser Verpflichtung war zwischen dem 

BMI und master- talk umstritten. 

Die Informationsunterlagen und Richtlinien zur Erstellung der Teil­

nahmeanträge für das Projekt Digitalfunk BOS enthielten u.a. den 

Passus, dass lediglich die im Kompetenzbereich des BMI befind­

lichen Exekutiveinheiten sowie im Kompetenzbereich des Landes Tirol 
beFindlichen Blaulichtorganisationen fIxe Nutzerorganisationen seien. 

Nach Ansicht des BMIlag die Nutzerakquisition zur Sicherstellung der 

Rentabilität des Projekts im Interesse des Auftragnehmers, die Ver­
an keru ng einer exp li ziten Akquisitionsverpflichtung se i daher ni cht 

mehr erforderlich gewesen. 
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85.2 Aus Sich t des RH ließ sich aus dem BOS-Vertrag keine ein klagba re 
pnicht zu r Akquisition von Blaulichtorganisationen in den Uindern 
durch di e Projek tgesell schaft ablei ten. 

85.3 Lau/ S/ellungnahme des BMllasse sich aus dem BOS- Ver/rag keine 
einklagbare Pflicht ZlIr Akquisi/ion weiterer Blaulieh/organisa/ionen 
in llell Länllem durch die Projeklgesellschaft ableitell. dies sei WeseIl 
eiller Diens/leis/ullgskolllessioll. Die Fes/s/ellullg des RH sei daher 
gWlldsii/zlich richtig. sei für sicll alleille jedoch Ilieh/ rele/lall/. weil 
die Umse/ZlIllg Ilacll dem .. Kollzep/ zur Eillbillllullg der BUlldesläll­
der über die S/alldortbeistellullgen" lliese GefalIr o/J/l edies beseitige. 

85.4 Der RH wiederholte. dass aus dem BOS-Vertrag keine Akquisitions­
verpflichtung des Auftragnehmers resulti erte. dieser jedoch wegen 
der Vergabe als Dienslleistungskonzession dem Marktrisiko ausgesetzt 
gewesen wäre. Der RH hielt kritisch fest. dass mit der Anwendung 
des Bund- Länder- Modells den Auftragnehmer all erd ings nunmehr 
weder eine Akquisitionsverpnichtung trifft noch er dem Marknisiko 
unterliegt (siehe TZ 61 und 95). 

Regelung des Projektmanagements 

86.1 Im Rahmen des Projekts ADON IS wurden wcsentliche Grundzüge 
des Projektmanagements erst im Zuge der Projektabwicklung fest­
gelegt und nicht bereits vor Zuschlagseneilung. In Folge entstan­
den Unstim mi gkeiten zwischen dem BMI und master-talk über die 
Projektstruktur und - abwick lung. Der RH empfahl deshalb. in einem 
künftigen Fu nknetzprojekt wesent liche Grundzüge des Projektma­
nagements bereits vo r Zuschlagsertei lung hinreichend detailliert zu 
regeln. 

Der BOS- Vertrag verpnichtete den Auftragnehmer zum Aufbau und 
zur Durchführung eines der Art. der Komplexität und dem Umfang 
des Projekts cntsprechenden Projektmanagements. um einen zeit­
gerechten. reibungslosen Ablauf der Leistungserbringung sicherzu­
stell en. 

86.2 Aus Sicht des RH setzte das BMI die Empfehlung aus dem Vorbericht 
um. 
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Endgeräte 

87 Den Ausschreibungsbedingungen zufo lge waren die Endgeräte vom 
Bieter option al anzubieten, das BMI bzw. das Land Tirol waren somit 
berechtigt, nicht aber verpflichtet, die Endgeräte über die Projektge­
sellschaft zu beziehen. Dabei hatte die Projektgesellschaft den Funk­
dienst so bereitzustellen, dass er während der gesamten Leistungsdauer 
mit Endgeräten verschiedener Typen und verschiedener Hersteller 
genutzt werden konnte (.Herstellerunabhängigkeit"). Ergänzt wurde 
diese Regelung durch die Pflicht der Projektgesellschaft zur Markt­
beobachtung und zu r diesbezüglichen Information des BM!. 

Gleichzeitig konnte das BMI die Rechte und Pnichten aus dem Ver­
trag im Wege der Vertragsübernahme u.a. auf öffentlich- rechtliche 
Körperschaften übertragen. Damit konnten u.a. die Länder die Option 
zum Abrufvon Endgeräten in Anspruch nehmen, ohne ihrerseits ein 
Vergabeverfahren durchführen zu müssen. 

Vertrag und Bund- Länder- Modell 

88.1 Im Rahmen des Projektauftrags für die Vergabe, für die Errichtung 
und den Betrieb eines österreichweiten Netzes für den Blaulichtfunk 
vom Oktober 2003 wurde die Einbindung der Länder als Absicht for­
muliert: Ziel des Vergabeverfahrens war die Erfassung aller BOS, für 
die ein dem Stand der Technik entsprechendes digitales Bündelfunk­
netz geschaffen werden sollte. 

Nach dem am 21. Juni 2004 geschlossenen BOS- Vertrag hatte die 
Projektgesellschaft all e zu r Plan ung und Errichtung von Standorten 
erfo rderlichen Leistungen durchzuführen und dem BM I sowie dem 
Land Tirol ein Digitalfunknetz zur Verfügung zu stellen. Gleichzeitig 
hatte sich das BMI die Möglichkeit vorbehalten, die Standorte selbst 
oder durch die Länder beizustellen und dafür eine Minderung des 
Funknetzentgelts geltend zu machen. 

Das im Rahmen des last best offer der Bietergemeinschaft B (in der 
Folge Tetron) vorgeschlagene Bund- Länder- Modell sah folgende 
Vorgangsweise vor: Die Errichtung der vom BMI, dem jeweiligen 
Land und der Projektgesellschaft festgelegten Standorte übernahm 
das Land, das damit im Wege der Vertragsübernahme die Projektge­
sellschaft beauftragte. Die Kosten für die Errichtung und die weitere 
Betreuung und Wartung sollten die Länder tragen. Das BMI soll te als 
Auftraggeber den vertragli ch vereinbarten Wert für die Standortbei­
steIlung vom monatlichen Funkdienstentgelt abziehen. Als Gegenleis-
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tung für das Recht der Blaulichtorga nisa ti onen in den Ländern zur 
unentgelt lichen Nutzung des Netzes war vorgesehen, dass das BMI 
ein zusä tzli ches Funkdienstentgelt vo n 7,49 Mio. EU Rjährlich zahlt. 

Der Anregun g der Bietergemeinschaft B im Rahmen des last best offer, 
di eses Modell verbindlich zu vereinbaren, stimmte das BMI ni cht zu, 
indem es sich di e Entscheidung darüber für j edes Land vorbehielt. 

88.2 Der RH stell te fest, dass das Bund- Länder- Modell ei ne Mögli chke it 
da rstell te, di e vom BMI beabsichtigte - weil im gesa mtstaatlichen 
In teresse stehende - Ein bindung der Blaulichtorganisa ti onen in den 
Ländern in das Behö rd enfun knetz umzusetzen. Vertragsrechtli ch wa r 
di ese Vorgehensweise durch di e Regelungen über die Beistellu ngen, 
verga berechlli ch du rch die Regelungen über den Ei ntritt der Lä nder 
in den Vertrag zwischen dem BM I und der Projek tgesellschaft abge­
sichert. 

89.1 Das BM I und Tetron erstell ten im Dezember 2004 ei n Proj ektmemo­
randurn und beschri eben darin das Projekt Digitalfunk BOS, dok umen­
tierten den Status und die jeweiligen Verantwortlichkeiten. Das Pro­
jektmemorandum stellte die Projektstruktur und Aufbauorga nisa ti on, 
di e Kommunikation und di e Ergebnisse der Detailplanung dar und es 
wurden bspw. orga ni sato rische Abläufe in der Projektumsetzung, der 
Ablauf der Funknetzplanung sowie Verfahrens- und Kommunikati­
onsregeln festgelegt. In untersc hiedli chen Versionen des Projektme­
morandums (l etztmali g im April 2007) erfolgten Aktualisierungen. 

Die Projektstru ktur fü r das Projekt Di gita lfunk BOS setzte sich aus 
dem Projekttea m und verschiedenen Arbeitsgruppen zusammen. Das 
Projektlea m besta nd aus de r Projektleitung (Gesamt- , Technische­
und Teil projekll eitu ng), den Projektgruppen sowie der Projektsteue­
ru ng. Das Proj eklteam wa r für die Projek tabwick lung sowie fü r die 
Umsetzu ng der in den Arbe itsgruppen erarbeiteten und von der Tech­
nischen Projektleitung ve rabschiedeten Konzepte verantwo rtli ch. 

Im Projektmemora ndum erfolgte auch di e konkrete Verteilung der 
Aufgaben zwischen Auft ragnehmer und Auftraggeber. Tetron wa r 
bspw. für den Aufbau und di e Durchführung eines entsprechenden 
Projektmanagements, eines Qualitäts- und Risikomanagements sowie 
des Projektcontrollings ve rantwo rtli ch. 
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Mit dem Projektcontrolling waren folgende Aufgaben verbunden: 
Erstellung von phasenspezifIschen Planungskonzepten, Erfassung der 
Ist-Daten (abgeschlossene Arbeitspakete, Termine etc.), Verfolgung 
des Projektfortschritts, Berichterstattung bei Planabweichungen und 
Vorsch läge für Korrekturmaßnahmen. 

Ab September 2004 erstellte Tetron Monats- bzw. Zweimonatsberichte 
mit folgenden Themen: Öffentlichkeitsarbeit, Finanz und Faci Ii ty, 
vertragliche Angelegenheiten, Risiken - Kommentierung und Maß­
nahmen zur Gegensteuerung, aktuelle Themen und Meilensteine der 
jeweiligen Arbeitsgruppen, Länderstatus, geplante Meilensteine hin­
sichtlich Länderbeitritt, Standortakquisition, Funknetzplanung, Rol­
lout- Pläne etc. Im Laufe der Projektumsetzung wurde die Projektor­
ganisationsstruktur an die jeweiligen Rahmenbedingungen angepasst. 
Es erfo lgten mehrfache Anpassungen der Meilensteine und Rollout­
Pläne, die letztlich - aufgrund fehlender Grundsatzentscheidungen 
- nur mehr pro forma durchgeführt wurden. 

89.2 Der RH hielt fest, dass die festgelegte Projektstruktur und - organi­
sation grundsätzlich geeignet war, das Projekt entsprechend umzu­
setzen. 

90.1 Das BMI besetzte mit I. Jänner 2003 die Leitung der damaligen 
Abteilung [VII (Technik) neu. Da das Projekt Digitalfunk BOS in die 
Zuständigkeit dieser Abteilung fIel, wurde der Abteilungsleiter mit 
Ende Oktober 2003 auch mit der Leitung des Projekts betraut. 

Mit I. Dezember 2005 nahm das BMI eine Änderung der Geschäfts­
eintei lu ng und - ordnung vor und überführte die Fernmelde- und 
Funktechnik in die Abteilung fV/8 (KJT -Infrastruktur und - Betrieb). 
Dadurch war der Leiter der Abteilung fV I1 nicht mehr für den Digital­
funk zuständig. In Folge bekam er einen Nebentätigkeitsvertrag und 
führte das Projekt neben seiner laufenden Abteilungstätigkeit wei­
ter. Das Vertragsverhältnis begann mit I. Juli 2006 und sollte spätes­
tens mit dem Ende des Projekts Digitalfunk BOS oder mit der Über­
führung der Projektaufgaben in die Linienorganisation enden. Das 
BMI und der Projektleiter vereinbarten eine Vergütung von 54 EUR 
je geleisteter Stunde. Zwischen Juli 2006 und September 2009 erhielt 
der Projektleiter aus dem Nebentätigkeitsvertrag nl. 126.000 EUR. 

Tei l der im Vertrag ausführli ch definierten Aufgaben war auch die 
Integration des Projekts in die bestehende Linienstruktur. Das BMI 
legte für die Überführung des Projekts in die Linienorganisation kei­
nen Zeitpunkt fest. Die Vorarbeiten für die Überführung des Projekts 
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in di e bestehende Linienstruktllr begannen im Jänner 2006. Es fan­
den Zuständigkeitsabgrenzungen einzelner Themen INetzwerkausbau, 
Netzlcitstell en , Leitzentralcn, Einsatz leitsysteme und ana loges Flink­
system) zwischen Projekt und Linie statt. Im September 2007 ging die 
Technische Projektleitung an die Abte ilung IV/8 über. 

Mit der Übe rgabe des Projekts Digitalfunk BOS an die Linienorgani­
sation im Oktober 2009 endete auch der Nebentätigkeitsvertrag des 
Projektleiters. Ab diesem Zeitpunkt war der Leiter der Abteilung IV/ß 
hauptverantwortlich zuständig für den Digitalfunk BOS. 

90.2 Der RH kritisierte den Abschluss eines Nebentätigkeitsvertrags mit 
dem Projektleiter, weil sowohl vor als auch nach dem Vertragsver­
hältnis die Leitung des Projekts Digitalfunk BOS von den zuständi ­
gen Abteilungsleilern im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit durch­
geführt werden konnte. 

Weiters kritisiert e er, dass das BMI keinen konkreten Zeitpunk t für die 
Übe rga be des Projekts an di e Linienorganisation fes tlegte und diese 
erst nach drei Jahre n und drei Monaten erfo lgte. 

Der RH empfahl dem BMI sicherzustellen, dass Projekte nach einem 
angemessenen zeitlichen Rahmen in die Linienorganisation überge­
führt werden und für die Leitung von Projekten auf den Abschluss 
von Nebentätigkeilsverträgen verzichtet wird. 

90.3 Laut StcliLw gna hme des BMI werde die Empfehlung des RH tlll1ge­
setzt. Ei n VorhabeIl werde immer nur da,,,, in der Form eines Pro­
jekts geführt, welln dies im Sinne der Lehre aufgrtlnd der Größe ulld 
Komplexität gerechtfertigt sei. Wallll ein Projekt abgeschlossen werden 
könlle und eine Überfü hrung in die Lilliell verantwortu llg sillll voll sei, 
wäre immer ullter Berücksichtigullg der kOllkretell Gegebellh eitell ,wd 
Rahmellbedillgungell desjeweiligeIl Vorhabells zu beurteilell . Die Über­
jiihrtwg des Vorhabells in mehreren Phasell auch über eillell mehr­
jährigell Zeitraum sei begrülldet gewesell ulld damit aus Siel,t des 
BMI jedellfalls angemessell. Dies werde vor alle," (lurch die erfolg­
reiche Übe/ftihrung bestätigt. 

Die Notwendigkeit eilles Nebmtätigkeitsllertrages sei je(}ellflllls hier-
110 11 getrellnt ZtI sehen, delln der fi"a"zielle Mehraufi/JllIIl} ei ller gesoll ­
dertell u,u} ellt sprechelld bewerteten Planstellejür die Projek({iillrullg 
wäre jedellfalls deutlich höher gewesell als der finallzielle AujilJallll 
über die Nebelltätigkeitsabgeltullg. Damit werde auch klargestellt, dass 
das BMI bei der Elltscheidu llg über eille Nebentätigkeit im Sill lle der 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit ulld Sparsa mkeit vorgehe. 
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90.4 Der RH entgegnete, dass der mehrjährige Zeitraum für die Überfüh­
rung in die Linienorganisation nicht das Ergebnis einer entsprechend 
durchgeführten und begründeten Projektplanung war. 

Er wies weiters darauf hin, dass er ke ine zusätzliche Planstelle für 
die Projektführung forderte, sondern feststellte, dass sowohl vor als 
auch nach dem Vertragsverhältnis die Leitung des Projekts Digital­
funk BOS von den zuständigen Abteilungsleitern im Rahmen ihrer 
dienstlichen Tätigkeit durchgeführt werden konnte. 

91.1 Tetron erstellte auf Grundlage des mit dem BMI geschlossenen Ver­
trags beginnend mit Oktober 2004 Quartalsberichte über den fInanzi­
ellen Status der Tetron und übermittelte diese an das BM!. Die Quar­
talsberichte enthielten jeweils Gewinn- und Verlustrechnung, Bilanz 
und Cashflow-Rechnung mit Angaben zur Plan- Ist-Abweichung in 
Prozent sowie einen rollierenden Vorausblick auf die kommenden 
vier Quartale; Tetron erläuterte einzelne Positionen genauer. Das BMI 
beauftragte ab dem Jahr 2005 ein Beratungsunternehmen mit der lau­
fenden finanziellen Kontrolle von Tetron. Auf Grundlage der Quar­
talsberichte erstellte das Beratungsunternehmen schriftliche Reports. 
Die enthaltenen Aussagen bestanden überwiegend in der Wiederho­
lung der von Tetron bereits dargestellten Themen und waren aus den 
Monats- und Quartalsberichten ableitbar. 

Darüber hinaus beauftragte das BMI das Beratungsunternehmen ab 
2006 bis 2010 zusätzlich mit der Erstellung von Speziaireports. Auf­
tragsgegenstand war unter anderem die Analyse der Personalkos­
ten von Tetron für eigene Mitarbeiter bzw. erbrachte Fremdleis­
tungen sowie der finanziellen Situation im Zusammenhang mit dem 
Abschluss der Zusatzvereinbarungen 23- 1 und - 2 (vergaberechtliche 
Behandlung und Kosten siehe TZ 55 ff.). 

In seinem Vorbericht hatte der RH empfohlen, eine begleitende Kon­
trolle durch die Budget- und Controllingabteilung oder durch die 
Interne Revision sicherzustellen. 

91.2 Das BMI setzte die Empfehlung des RH aus dem Vorbericht nicht um. 
Der RH wiederholte daher seine Empfehlung, eine begleitende Kon­
trolle durch die Budget- oder Controllingabtei lung oder Interne Revi­
sion durchführen zu lassen. 

Weiters vertrat der RH die Auffassung, dass das Reporting der Tetron 
(in Verbindung mit den Monatsberichten, siehe TZ 89) ausreichte, 
um über die finanzielle Stabilität von Tetron und über die Projekt-
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fortschritte Aussagen treffen zu können. Die vo m BMI eingesetzte 
externe laufende fin anziell e Kontroll e durch ein Beratungsunterneh­
men brachte nach Ansicht des RH keinen wesentli chen Mehrwert. Die 
Beauftragung eines ex ternen Beraters bei Spezial themen erac htete er 
hingegen als,zweckmäßig. 

91.3 Laut Stellullgllahme des BMI sei gerade der sehr zie!gerichtete Einsatz 
VOll Beratem ill Spezialthemenbereichenfur eine erfolgreiche Projekt­
umsetzullg sill/woll ulld notwelldig. Die laufellde Prüfullgstiitigkeit 
durch deli bereits im Vergabe/lerfa hrell eingesetzteIl Wirtsclzaftsbera ­
ter hätte unter Berücksichtigllllg der Gesamtkastell eill en /lenzacllläs­
sigbaren Kastellaufwand "erursacht und wäre aufgrund der komple­
xen Struktur der Projektgesellschaft, und der sich daraus ergebenden 
Komplexitiit der Geschäftsberichte, j edenfalls sill/woll und dah er auch 
/lertre/bar gewesell . 

Außerdem sei lIebeIl der laufel/llen Prüfung durch den exterl/ en Wirt ­
schaftsberater auch ein interl/es Controlling in Zusammenarbeit mit 
der zuställliigen Fachabteilung 1/3 auf- und umgesetzt worden. 

91.4 Der RH entgegnete, dass er di e Beauftragung des Beraters bei Spe­
zialthemen ni cht krit isierte. Er verbl ieb j edoch bei seiner Ansicht, dass 
die laufende Kontroll e durch den Berater keinen wese ntl ichen Mehr­
wert erbrachte und in Summe bisher rd. 165.000 EUR kostete. Er ve r­
wi es weiters darauf, dass eine rein budgetmäßige Kontroll e durch di e 
Fachabteilung kein Co ntrolling im eigentlichen Sinn darstell e. 

9 2 Die Ausschreibungsunterl agen enthielten bereits einen konkreten Zeit­
pl an für die Erri chtung des Funkdienstnetzes. Ausgehend von der im 
Juni 2004 erfolgten Zuschlagserteilung hätten sich daraus folgende 
Termine ergeben: 

- Ferti gste ll ung der ersten Ausbaustufe (Ti rol) im Dezember 2005 

- Fertigstellung der zweite n Ausbaustufe (Vorarlberg, Kä rn ten und 
Salzburg) im März 2007 

- Fertigstellung der dritten Ausbaustufe (W ien, Niederösterreich und 
Steiermark) im März 2008 

- Fertigstellung der vierten Ausbaustufe (Oberösterreieh und Bur­
ge nl and) im Dezember 2008, damit Aufnahme des Vollbetri ebes ab 
Beginn des Jahres 2009 
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Das BMI hatte sich allerdings das Recht vorbehalten, den Ausbau­
plan zu ändern . 

93.1 Nach Zuschlagsertei lung im Juni 2004 unterbreitete der Bundesmi­
nister für Inneres all en Landeshauptleuten das Angebot, nach dem 
"Bund-Länder- Modell " am Funknetzprojekt tei lzunehmen. Er sagte 
den Ländern die kostenfre ie Teil nahme am Fu nkdienstnetz zu, wenn 
diese die erforderlichen Senderstandorte für die Unterbringung der 
Systemtechnik ausgebaut zur Verfügung stellen. 

In der Folge legten BMI und Tetran den Ländern im Rahmen gemein­
samer Informationsveranstaltungen sowie in Form von Einzelinfor­
mationen das Länderbeteiligungsmodell, insbesondere die den Län­
dern voraussichtlich entstehenden Investitionskosten, näher dar. Unter 
Zugrundelegung von insgesa mt I. t 88 Senderstandorten und durch­
schnittlichen Errichtungskosten pra Standort von 36.530 EUR (exk l. 
USt) errechneten sich Gesamtinvestitiollen der Länder wie fo lgt: 

Tabelle 21: Erwartete Standorterrichtungskosten der Länder 

Bundesland 

Burgenland 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Steiermark 

Salzburg 

Tiral 

Vorarlberg 

Wien 

1 Rundungsdifferenzen 

Quellen: BMI, Tetran 

172 

Geplante Anzahl Standorte Investftfonskosten 

exkl. USt (36.530 inkl. USt 
EUR pro Standort) 

in Mio. EUR 

44 1,61 1,93 

164 5,99 7,19 

226 8,26 9,91 

145 5,30 6,36 

221 8,07 9,68 

136 4,97 5,96 

179 6,54 7,85 

53 1,94 2,33 

20 0,73 0,88 

Die Festlegung der Anzah l der Standorte und der zu erwartenden 
Investitionskosten basierte auf den von Tetran im last best offer 
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erstellten Kalkulationen . Diese Kalkulationen stellten ledi glich eine 
Grobplanung ohne Einbindung der Länder dar. Tatsächlich waren 
sowo hl die Anzahl der Standorte als auch di e durchschnittli chen 
Kosten für deren Erri chtung deutlich zu ge ring geschätzt. 

Das Risiko für all fa lli ge Fehleinschätzungen lag beim Vertragsab­
schluss grundsätzlich bei Tetron. Durch di e in der Folge vom BMI 
getroffene Entscheidung für einen Ausbau nach dem Bund- Länder­
Modell hatten die Mehrkosten all erdings die Länder bzw. das BMI zu 
tragen (siehe TZ 94). 

93.2 Der RH stellte fest, dass sich die Schätzungen von Tetron bezüglich 
der Standorterri chtungskosten als deutlich zu ni edrig erwiesen und 
das BMI die dadurch verursac hten Mehrkosten zu tragen hane. 

93.3 Laut Stellullgllahme des BMI habe sich aufqnll1d des als Optioll dar­

gestelltell " Kollzepts zur Eil1bindullg der BUlldeslällder über die Bei­

stellullg der Stalldorte"Jür deli gesa mten Nutzerkreis (Bulld ulld Liill ­

der plus deren Blaulichtorgallisatioll ellJ , also auch ill weiterer Folge 

für dm Steuerza hler, eille Halbierullg tier Gesamtgebiihrell ergebell. 

Die Allzahl der Stalldorle sei ill ll er erstell Grobplallullg zum Zeil ­

p'l/lkt des Vergabe/Jerjahrells alls mehrerell GrÜlldell tatsiichlicl, ZtI 

gerillg gewesell, dies sei aber /JOII mehrerell IIl1abhiillgigell E.rpertell 

als lIachvo llziehbar ulld plausibel im Zuge des Bewertullgs/Jerjahrells 

beurteiltwordell . 

Die Erhöhullg der Kostell pro Stalldort sei letztelldlich auch /JO II der 

Hera llgehellsweise der eillzelll ell BUlldeslällder abhällgig. Dies werde 

auch dllrell die ullterschiedlichell Kostell pro Stolldort Ulld BUllties-

11IIul belegt. 

93 .4 Der RH entgegnete, dass di e den Ländern ursprüngli ch unterbreiteten 
Schätzungen hinsichtli ch der Anzahl und Kosten je Sta ndort deut­
lich zu ni edrig angesetzt waren. Beispielsweise betragen die nunmehr 
geplanten Erri chtungskosten in der Steiermark mit 35 Mio. EUR mehr 
als das Dreieinhalbfache des ursprünglich kalkulierten Betrags (unter 
10 Mio. EUR). 

94.1 Das BMI schloss folgende Vereinbarungen mi t den Ländern im Sinne 
des Bund-Länder- Modells: 

(1) Das Land Tirol wa r bereits in die Ausschreibung eingebunden. 
Ende 2004 trafen das BMI und das Land Tirol eine Vereinbarung, 
welche die jeweiligen Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten bei 
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der Einrichtung einer digitalen Funkversorgung für alle BOS im Land 
Tirol rege lte. 

(2) Im Juni 2005 sch lossen das BM I und das Land bzw. die Stadt Wien 
eine Vereinbarung betreffend die Zusammenarbeit im Projekt Digi­
tal funk BOS. Die Vertragspartner vereinbarten als Richtwert 25 von 
der Stadt Wien beizustellende Standorte. Der Projektabschluss bzw. 
die Nutzbarmachung des Funknetzes auf dem Gebiet der Stadt Wien 
war für Juli 2006 vorgesehen.43 

In einer Zusatzvereinbarung bezüglich der Versorgung des Wie­
ner U-Bahnnetzes verpnichtete sich das BMI, die Hälfte der den 
Wiener Linien zur erforderlichen Erweiterung bzw. Aufrüstung der 
bestehenden Infrastruktur entstehenden Kosten, gedeckelt mit einem 
Höchstbetrag von 1,15 Mio. EUR, zu übernehmen. Letztlich bezahlte 
das BM I den Wiene r Linien einen Baukostenzuschuss von insgesamt 
1,13 Mio. EUR. 

(J) Im Juli 2005 schloss das BMI eine Vereinbarung mit dem Land 
Niederösterreich. Als Termin für die Projektumsetzung wurde der 
J I. Dezember 2007 angestrebt, das Funknetz sollte ab I. Jänner 2008 
für das Land Niederösterreich und das BMI nutzbar sein. Angaben 
über die Anzahl der vom Land beizustellenden Standorte waren in 
der Vereinbarung nicht enthalten. 

Im Februar 2007 beauftragte das Land Niederösterreich Tetron damit, 
die erforderlichen Standorte in eigener Verantwortung oder durch 
geeignete Dritte gegen eine entsprechende Vergütung zu errichten 
bzw. zu adaptieren. 

Im Zuge der detaillierten Netzplanung und Standortakquisition stellte 
sich heraus, dass die Anzahl der erforderlichen Standorte in Nieder­
österreich - im Gegensatz zu den Bundesländern Tirol und Wien - die 
bei der ursprünglichen Grobplanung getroffenen Annahmen deutlich 
überstiegen. Darüber hinaus ergaben sich mit rd. 72.000 EUR exkl. USt 
auch nahezu doppelt so hohe Durchschnittskosten pro Standort als 
ursprünglich kalkuliert. Im Oktober 2008 verfUgte das Land Nie­
derösterreich einen Baustopp; zu diesem Zeitpunkt hatte es bereits 
246 Standorte bei Tetron beauftragt. 

Nach Verhandlungen einigte sich das BMI mit dem Land Niederöster­
reich, dessen zus~itz l ich en Finanzaufwand durch eine Kostenbete ili ­
gung des Bundes zu reduzieren. Mit einer im März 2009 geschlossenen 

4J Im Hinblick aur di~ EU- Präsidcnlschaft Österreichs wurde das Funknctz in Wien - zei t­
gleich mit T iro l - tatsächlich bereits mit 1. Jänner 2006 in Betri eb genommen. 
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Zusarzverei nbarung verpfli chtete sich das BMI, dem La nd Niederöster­
reich fü r jeden zusätzl ich - zu den ursprünglich gepla nten 226 Stand­
orten - erford erli chen Standort einen einmali gen Investitionskosten­
zuschuss in der Höhe vo n 43.200 EUR (36.000 EUR plus 20 % USt) zu 
leisten. Da die Anzahl der bezuschussten Standorte mit 162 (entspricht 
einem Plus bei der Standortzahl von mehr als 70 0/0) begren zt wurde, 
errechnete sich eine maximale Gesamtsumme von 7,0 Mi o. EU R. Ver­
einbarungsgemäß zahlte das BMI di e Zuschüsse ni cht an das Land 
Niederösterreich, sondern direkt an Tetron. Um den laufenden wei­
teren Ausbau der Standorte zu sichern, hatte das BMI bere its Ende 
des Jahres 2008 6,61 Mio. EUR als Vorauszahlung (rechnerisch für 
153 Standorte) gele istet. Nachdem Ende 20 11 mit 155 ferli ggestell ­
ten Standorten di e Vorauszahlung ausgeschöpft war, bezahlte das 
BMI im Februar 20 12 weitere 86.000 EUR an Tetran. Eine endgültige 
Abrechnung erfolgte bis dahin nicht. 

(4) Bereits im August 2005 hatte das BMI mit dem Land Steiermark 
eine Vereinbarung getroffen. Das Projek t sollte bis 3 1. Dezember 2007 
abgesc hlossen werden. Als Richtwert für die Anzah l der durch das 
Land Steiermark beizustellenden Standorte wurde entsprechend der 
Grobp lanung die Zahl 22 1 festgelegt. 

Die Detailplanungen für die Steiermark zeigten, dass gegenüber der 
ursprünglichen Planung sowohl ein deutlicher Mehrbedarf an Stand­
orten als auch höhere durchschnittliche Standorterrichtungskosten zu 
erwarten waren. Das Land Steiermark stellte die Projektumsetzung 
daher zu rü ck. Erst im August 2010 schloss das BMI mit dem Land 
Steiermark ei ne Zusatzvereinbarung über eine entsp rechende Kosten­
bete iligun g des Bundes. Darin verp nichtete sich das BMI, aufgrund 
der höheren Standortzahl (vorauss ichtlich 35 1 sta tt der ursprüngli ch 
geplanten 22 1 Standorte, di es entspricht einem Plus von rd. 60 0/0) 

einen einmali gen pauschali erten In vestitionskostenzuschuss in der 
Höhe von 7,3 Mio. EUR ink.1. USt - d.h. rcl. 56.000 EUR je zusiitz­
Iichem Standort - zu leisten. 

Gleichzeitig schlossen das Land Steiermark und Tetron unter Zustim­
mung des BMI eine Vereinbarung. Darin verpnichtete sich Tetron 
gegenüber dem Land Steiermark, die Standorte zu akquirieren und zu 
erri chten bzw. zu adaptieren. Der Gesamtpreis für die gesamte Stand­
orterrichtung in der Steiernlark wurde mit 35 Mio. EUR inkl. USt (ent­
spricht rcl. 100.000 EUR je Standort, damit deut li ch mehr als doppelt 
so hoch wie ursprünglich kalkuliert) begrenzt. Das BM I überwies auf 
Anforderung des Landes Steierma rk seinen Investitionszuschuss direkt 
an Tetran, die den Betrag auf die Auftragssumme vo n 35 Mio. EUR 
anrechnete . . 
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Die geltenden Vereinbarungen des BMI mit Tetron (Zusatzvereinba­
rung 23-2) sehen einen etappenweisen Ausbau der Steiermark mit 
einer geplanten Fertigstellung bis spätestens 31. Dezember 2014 vor 
(siehe TZ 102). 

(5) Im September 2006 schlossen das BMI und das Land Oberöster­
reich eine Grundsatzvereinbarung. Diese beinhaltete eine Absichts­
erklärung, gemeinsam eine digitale Funkversorgung für BOS ein­
zurichten. Eine konkrete und verbindliche Umsetzungsvereinbarung 
erfolgte bisher nicht. 

Noch keinerlei Vereinbarungen bestanden zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung mit dem Burgenland, Kärnten, Salzburg und Vorarlberg. 

94.2 Der RH stellte fest, dass das BMI eine flächendeckende Versorgung 
aller Blaulichtorganisationen mit einem einheitlichen digitalen Funk­
netz insbesondere im Sinne eines effizienten Katastrophenschutzes 
und großem gesamtstaatlichen Interesse anstrebte. Der RH kritisierte 
jedoch, dass es auch rund acht Jahre nach Vertragsabschluss dem 
BMI nicht gelungen ist, mit allen Ländern eine bindende Vereinba­
rung über eine Beteiligung am Behördenfunknetz abzuschließen. 

Weiters kritisierte der RH, dass die den Ländern ursprünglich unter­
breiteten Schätzungen hinsichtlich der Anzahl und Kosten je Standort 
deutlich zu niedrig angesetzt waren. Beispielsweise betragen die nun­
mehr geplanten Errichtungskosten in der Steiermark mit 35 Mio. EUR 
mehr als das Dreieinhalbfache des ursprünglich kalkulierten Betrags 
(unter 10 Mio. EUR). 

Der RH empfahl, im Hinblick auf ein rasches Zustandekommen eines 
österreichweiten digita len Behördenfunknetzes für all e BOS, mit den 
noch fehlenden Ländern bindende Vereinbarungen auF Basis gezielter 
gemeinsamer Planungen, realistischer Kostenschätzungen und einer 
Klärung der Kostentragung abzuschließen. 

94.3 Laut Stellullgllahme des BMI habe es Erstallllahmen, die sich ill tlell 
erstell beidell BUlldesliilltiem zu Begillll der Projektumsetzullg bestätigt 
hättell, auch als Grulltilagejiir die weitereIl Abschätzullgell herallge­
zogell. Die Ilachträgliche Erhöhullg der Stalldortallzahl ul/ll auch der 
KosteIl habe eille Vielzahl VOll UrsacheIl gehabt, tlie zum leitpullkt 
tier lahlellpräselltatioll lIicht bekalllit gewesell sei eil. 

Das BMI wolle alle Allstrellgllllgell ulltemehmell, 11m tlas liel eilles 

fiir alle Blaulichtorgallisatiollell eillheitlichell, aufzeitgemäßeIl tech­
lIischem Nil/eau stehelldell digitalen Bündelfllllksystems bUlldesweit 
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früh esrmöglich zu erreichell . Um deli BU/Illes lölldem eille Kostenpla ­

lIulIg zu ermöglichell , würdell die 1I0ch nicht ausgeballteIl bzw. im 

Allsball bejindlicllclI Blilldes l iinder lIelierlich einge/adell, all eiller Pla ­

nUllg mitzuwirkell , die seirells des Netzbetreibers ersrellt wird. Dies­

bezüglicll e Beschlüsse se ieIl bereits im Steuerullgsgremilim geF/ss t 

wordell. Darüber hilIalls se i das schriftliche Ersuchen 011 deli Vorsit ­

ze ll deli der Lalldesllllllptielltekollferellz W ill A bschiliss /10 11 A rt. 150 

B- VG- Vereillbarullge ll ulld budgetlirer Vorsorge ill deli 1I0ch ZII rea­

lisierell,lell Blillties lälltiem gerichtet wortlell. 

Zwischell zeitlich seieIl all ch Vereillbarullgell mit deli ÖBB Ulld der 

A SFINAG geschlossell wortlell . Dadurch köllll e sichergestellI werdell , 

dass allch ill deli BereicheIl der Verkehrsillfrastrllktllr deli Eillsatzo r­

gOllisatioll ell eill e sichere ulld dem Stalltl der Techllik elltsprechelltle 

KOllllllllllikatioll wr Verjüglillg gestellt wird. 

95.1 Der vertragli ch vereinbarte Zeitplan sah einen Voll ausbau innerh alb 
vo n viereinhalb Jahren nach Zuschlagserteilung (bis Ende 2008) vo r. 
Das BMll ieß bei Abschluss des BOS- Vertrags offen, den Netza usbau 
ohne Beteil igung der Länder bei Tetron zu beauftragen (Tragung der 
Standorterrichtungskosten durch Tetron) oder diesen im Sinne des 
Bund- Länder- Modells (Tragung der Standorterrichtungskosten durch 
die Länder) vorzunehmen. Das BMI entschied sich de facto fü r di e 
Umsetzu ng des Bund- Länder- Modells. Dami t fand eine Verschiebung 
des Ri sikos für di e Einhaltung des Zeitp lans und der Fehl einschät­
zung bei den Standorterrichlungskosten vo n Tetron zum BM I und 
den Ländern statt. Überdies übernahm das BMI auch das nach dem 
ursprüngli chen Modell der Dienstleistungskonzess ion beim Auftrag­
nehmer liegende Marktrisiko. 

95.2 Der RH stellte kritisch fest, dass durch die Entscheidung des BMI für 
das Bund- Länder- Modell dem Auftragnehmer wesentliche wirtsc haft ­
li che Risiken insbeso ndere vo m BMI abgenommen wurden. 

95.3 Lallt Stellllllgllahlll e des BMI habe der A llsball lIach dem " Koll zept 

zu r Ei llbilldlillg der BlIlldesliillder ,/lIrch die Beistellllllg tier Sttll/tlorte" 

letztelIdiich Zli eiller weselltlichell Gesamtkostellreduktioll geführt lIlId 

deli Eill satzo rgallisatiollell der LÖllder eill e kostellgiillstige NlItW lIg 

des dig i taleIl Fllllk,liellstes ermöglicht . 

95 .4 Der RH entgegnete, dass er eine Gesamtkostenreduktion aufgrund der 
Umsetzu ng des .. Konzepts zur Einbindung der Bundesländer durch 
die Beistellung der Standorte" ni cht nachvoll ziehen könne. 

177 

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 81 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. §21 Abs. 1a GOG-NR)



Projektumsetzung 

Vereinbarungen mit 

anderen Bedarfsträ­

gern 

178 

R -
H 

Es ist richtig, dass den Einsa tzorga nisationen der Länder mi t dem 
Bund- Länder- Modell eine kostengünsti ge Nu tzung des Funkdiens­
tes ermöglicht wird, weil sie keine eigenen Nutzungsverträge mit 
Tetron abschli eßen müssen. Der RH wies j edoch neuerlich darauf 
hin, dass das BMI mit der faktischen Entscheidung zur ausschließ­
lichen Umsetzung des Bund- Länder- Modells das fmanziell e Risiko 
fü r die Ei nhaltung des Zeitplans und der Fehleinschätzungen bei den 
Sta ndo rterrichtungskosten von Tetro n übernommen habe. Durch di e 
Verzögerungen im Ausbauplan wegen fe hlender Verein barungen mit 
den Ländern und die gegenüber den Planungen gestiegenen Stand­
orterrichtu ngskosten haben sich - im Gegensa tz zur Stellungnahme 
des BMI - die zu erwa rt enden Gesamtkosten bereits um IBO Mio. EUR 
erhöht (siehe TZ 110). 

96.1 Im Laufe der Projektumsetzung schloss das BMI Verwal tungsüberein­
kommen mit dem BMJ (Jänner 2006), dem BMLVS und dem BMVIT 
Ueweils im Mai 2010) . 

Mi t di esen Vereinbarungen gestattete das BMI den betroffenen Res­
sorts die kosten freie Mitnu tzung des Digita lfunkdienstes nach Maß­
gabe fes tgelegter Rahmenbedingunge n. Im Gegenzug verpflichteten 
sich die Ressons, dem BMI die Nutzung in Frage kommender Gebäude 
und Liegenschaften (z.B. Justizansta lten, Kasernen) fü r die Unter­
bringung vo n Systemkomponenten (i nsbesondere Basisstationen) zu 
ermöglichen. 

96.2 Der RH beurteil te di e Kooperationsvereinbarungen positiv, wei l die ­
wenn auch spät erfolgte - Einbindung der betroffenen Ressorts in das 
Digitalfunknetz die Voraussetzungen für eine effi ziente Au fga ben­
wahrnehmung im Bereich des Katastrophenschutzes verbessert hat. 
Die kostenfreie Nu tzungsmöglichkeit vo n Liegenschaften zur Unter­
bringung vo n Systemtechnik bietet dem BMI darüber hinaus poten­
zielle Einsparungsmöglichkeiten bei der noch offenen Umsetzung des 
Projekts. 

Der RH empfahl dem BMI sicherzustellen, dass diese potenziellen Ein­
sparu ngsmögli chkeiten auch genutzt werden. 

96.3 Lallt Stellllllgllahme des BMl werde die EmpJehlllllg bereits 11mgesetzt. 
A llch alls der lIell abgeschlossenen Kooperationsilercinbarllllg mit den 
ÖBB 1I11d der ASFINAG würden siell Synergien bei der Stalldo rtll llt­
ZlIlIg ergebell , die letztlich auch dazu beitragen, die Gesamtkosr-ell ZlI 

sellken. 
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97 Au f Grundlage von Vereinbarungen mit den jeweiligen Gemeinden 
gesta ttete das BMI auch de r Gemeindepolizci Wattens (Ve rei nba rung 
vom Jänner 2007) und der Stadtpolize i Baden (Vereinbarung vo m 
März 2009) die unentgeltli che Nutzung des Digitalfunkd ienstes bei 
den vo n di esen wa hrge no mmenen Polize iage nden. 

98.1 Der Vertrag zum Di gita lFun k BOS sah ein fo rm ales Abnahmever­
Fahren (einschli eßlich Abnahmetests) für die j eweil s fert iggestell ten 
Ausbaustufen vor. Bei Feststellung leichter Mängel wa r auch eine 
eingeschränkte Abnahme mögli ch. Der Entgeltanspruch des Au ftrag­
nehmers en tstand jeweils erst ab Übernahme einer Ausba llstufe. 

Abweichend zu den ursprünglichen Vertragsbestimmll ngen verein ­
barten das BMI und Tetron im Dezember 2005, dass das formale 
Abnahmeverfa hren für die ersten beiden Ausbaustufen Tirol und 
Wien bereit s im Echtbetrieb durchgeführt wird. Das BMI begründete 
dies damit, dass so die Verso rgungsqu al itä t und die Funktio nalitäten 
im Vollbetrieb und unter Echtbelastung geprü ft und getestet werden 
ko nnten. Die Inbetri ebnahme verbunden mi t dem Entstehen des Ent­
gelt anspruchs erfolgte in Ti ro l und Wien am I. Jänner 2006. 

Im Zuge des Ausbaus von Niederösterreich vere inbarten BMI und 
Tetron im Februar 2008, die Inbetriebna hme bez irksweise vorzuneh­
men und den fo rm ell en Ab na hmeprozess erst nach Fertigstellung 
all er Bezirke durchzufü hren. 

Mit der im Jul i 20 10 gesc hl ossenen Zusatzvereinbarung 23- 2 (siehe 
TZ 102) änderten BMI und Tetron den Grundve rtrag u.a. auch dahin­
gehend , dass künftig di e Übernahme eines Ausbaugebiels generell 
nicht mehr pro gan zem Bundesland, sondern j eweil s in ein ve rnehm­
lich festzu legenden Teil gebieten erfolgt. 

Die Formell e Abnahme erfolgte bisher bei all en Allsbaustufen hinsicht ­
li ch der Funktionalitäten ei ngeschränk t. Zusa mmenfasse nd stellte sich 
der zeitliche Ablaufvo n Inbetriebnahme und Abnahme wie folgt dar: 
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Ausbaustufe 

Tirol 

Wien 

Niederästerreich 

Quellen: SMI. RH 

Inbetriebnahme Formelle Abnahme (eingeschränkt) 

Jänner 2006 Mai 2007 (Tunnelversorgung im August 2009) 

Jänner 2006 November 2007 

ab April 2008 (bezirksweise) September 2009 

Die noch fehlenden oder mangelhaften Funktionalitäten wurden durch 
entsprechende Preisreduktionen bei den monatlichen Funkdienstent­
gelten berücksichtigt. 

Das BM I sicherte seine Ansprüche auf ordnungsgemäße Erfü llung 
der nicht termingerecht erbrachten Leistungen durch eine entspre­
chende Gestaltung bzw. laufende Verlängerung der von Tetron bei ­
zustellenden Erfüllungsgarantie (Bankgarantie) ab. 

98.2 Der RH hielt fest, dass der in den Ausschreibungsunterlagen formu­
lierte Abnahmeprozess nicht den Anforderungen des Projekts ent­
sprach. Die entgegen dieser Regelungen vor der formalen Abnahme 
vorgenommene Inbetriebnahme des Funknetzdienstes und die Durch­
führung des Abnahmeverfahrens im Echtbetrieb waren zweckmäßig, 
weil erst dort Netzversorgung und Funktionalitäten vollständig und 
abschließend beurteilbar waren. Der RH kritisierte allerdings, dass die 
Abnahmeverfahren jeweils erst eineinhalb bzw. fast zwei Jahre nach 
In betriebnahme abgeschlossen wurden. 

Die neu geregelte bezirksweise Übernahme der Versorgungsgebiete 
wa r nach Ansicht des RH insbesondere in den größeren Ländern 
zweckmäßig, wei l damit ein gestaffelter Ausbau und eine fTÜ here 
Betriebsaufnahme in Teilgebieten unter Berücksichtigung operat iver 
Prioritäten ermöglicht wird. 

Der RH stellte weiters fest, dass der Funkbetrieb in den ausgebauten 
Gebieten entsprechend den vertraglich defmierten Anforderungen 
funktionierte. Die noch bestehenden Mängel in den Funktionalitäten 
wurden durch Entgeltreduktionen ausgeglichen. 

98.3 Laut Steilu llgllahme des BMI zeige sich ill diesem PUllkt die Kom ­
ple.rität der gegell ställdlicllell Materie. Gerade bei dell Abllahmell i/1/ 
Zuge der erstell drei BUlldeslällder, die auch topo- ulld geografisch 
sehr ullterschiedlicll silld, habe es durch die Vielzahl all FU llktiollali­
tätell auf der ei llell Seite, aber auch aufgrulld der Prüfullg der FUllk-
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vcrsorgu/lg i/l der Praxis auf der a/ldere/l Seite. einen sehr großeII. 
/Jor allem zeitlichen AufwGlld im gesamteIl Abllllhmeprozess gege­
bell. Dieser AuJwGlld werde IIGturgemäß bei wkiillftigell Abllahmell 
gerillger sei/l. 

99.1 Der Umsetzungsstand des Funknetzes stellte sich zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung wie folgt dar: 

Tabelle 23: Ausbaustand des digitalen Funknetzes 

Bundesland 

Burgenland 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Steiermark 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

QueUen: SMI. RH 

Nutzerverteilung 

Bund 2013/2 

Status 

Offen 

Bundesland offen. Stadt Klagenfurt in Betrieb seit der Fußballeuropa­
meisterschaft 2008 (ohne Beteiligung des landes) 

Im Vollbetrieb seit 2009 

Offen 

Im Ausbau. geplante Aufnahme des Vollbetriebs 2014 

Bundesland offen. Stadt Salzburg in Betrieb seit der Fußballeuropa­
meisterschaft 2008 (ohne Beteiligung des landes) 

Im Vollbetrieb seit 2006 

Offen 

Im Voll betrieb seit 2006 

99 .2 Der gemäß Ausschreibung vorgesehene Zeitplan hätte einen Abschluss 
des Gesamtprojekts und den Start des bundesweiten Vollbetri ebs 
bereits bis Ende 2008 vorgesehen. Tatsächlich bestand drei Jahre 
nach beabsichtigtem Projektende noch eine erheb li che Versorgungs­
lücke. 

100.1 Ende 201 1 verfügten die Bedarfsträger bundesweit über insgesamt 
36.107 Endgeräle (Fi xstationen, Handfunkgerä te, Mobilgeräte). Die 
Verteilung im Detail stellte sich wie folgt dar: 
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Abbildung I: Endgeräte nach Nutzerorganisationen (Anzahl) 

Quellen: BMI, RH 

• Polizei 

BMLVS und Justiz 

• Länder/ Behörden 

• Rettung 

• Feuerwehr 

Die Blaulichtorganisationen und Behörden in den Ländern verfügten 
somit zusammen über rd . 20.000 Endgeräte, Dies entsprach einem 
Anteil von rd. 55,4 'Ib. Bezogen allein auf Niederösterreich standen 
mehr als 70 'Ib der Endgeräte im Zuständigkeitsbereich des Landes 
in Verwendung. 

100,2 Die bestehende Nutzerverteilung zeigte die Bedeutung des digitalen 
Funknetzes für die in die Länderkompetenz fallenden Blaulichtorga­
nisationen. 

Auswirkungen von Ausbauverzögerungen 

Investitionszuschüs­
se an die länder 
("länderbeteili-
9un9 neu") 

182 

101,1 Ab dem 4. Quartal 2007 wies Tetron in seinen regelmäßigen Quar­
talsberichten darauf hin, dass wegen deutlicher Verzögerungen im 
geplanten Ausbau sowie der gegenüber der Planung gestiegenen 
Standortzahlen und Errichtungskosten die Finanzplanung nicht mehr 
zu halten war. 

In Entsprechung der vertraglich vereinbarten Warnpflicht wies Tetron 
im Oktober 200B das BMI schriftlich auf die - gegenüber dem ver­
traglich vorgesehenen Ausbau- und Zeitplan - deutlichen Verzö­
gerungen beim österreichweiten Ausbau hin . Mit dem Verweis, dass 
sä mtliche Preise "auf dem in der Ausschreibung bekannt gegebenen 
Meilensteinplan aufbauen", ersuchte Tetron das BMI dringlich Maß-
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nahmen zu setze n, um rasch die fehl enden Lä nder für die Teilnahme 
am Projekt zu gewinnen. Eine mögliche Lösung sah Tetron in einem 
Modell "Länderbeteiligung neu". Demnach so ll te sich das BMI mit 
In vestitionszuschüssen an der Finanzierung der grundsätzlich du rch 
die Lä nder zu errichtenden Standorte beteiligen. 

In seinem An twortschreiben verwi es das BMI auf di e bei Tetron lie­
gende Gesa mtve rantwo rtung für das Projekt. Das BMI hielt auch fest, 
dass insbesondere di e im Vergleich zu r ursprünglichen Planung vo n 
Tetro n deutli che Erhöhung der Standortzahl und Kosten zu Vorbe­
halten bei dcn Uindern geführt hätten. Überdies führe die höhere 
Standortza hl an sich bereits zu Verzögerungen in der tatsächlichen 
Umsetzun g, wobei dies nicht im Verantwortungsbereich des BMlliege. 
Weiters hi elt das BMI Fest, dass im Fall e der - alternativ vorgese­
henen - Beauftragung des Ausbaus der übrigen Länder ohne Anwen­
dung des Bund- Länder- Modells die Beistellungsleistung "Standort e" 
im Rahmen der Gesamtdienstleistung zu r Gä nze durch Tetro n zu 
erb ringen wä re. 

Ungeachtet diese r Feststellungen setzte das BMI in der Folge aller­
dings den Vorschl ag zum Modell "Länderbeteiligung neu" faktisch 
um, indem es Investitionszuschüsse für di e Standorterri chtung an di e 
Länder Ni ederösterreich und Steierm ark leistete (siehe TZ 94). 

101.2 Der RH stell te fest, dass durch die Bete iligung des BMI an den In ves­
titionskosten der Länder Steierm ark und Niederösterreich die Fortset­
zung bzw. der Abschluss des Netza usbaus betri eben werden kon nte. 
Er verw ies allerdings auch auf sei ne un ter TZ 94 getroFFenen Fest­
stellungen bezüglich der Fehleinschätzung des Investitionsbedarfs 
der Länder. 

101.3 Laut Stellullgllahme des BMI köllll e es deli Vorwurf des RH bezüglich 
der Fehieillschiilzullge ll lIicht lIacil/lollziehell . 

101.4 Der RH verwies auF seine Ausführu ngen unter den TZ 93 und 94, 
wo nach sich die vo n Tetron im last best oFFer zugrunde gelegten 
Stando rterrichtungskosten der Länder als deutli ch zu niedrig erwie­
sen haben. So übersti eg in Niederösterreich die An zah l der erforder­
lichen Standorte deutli ch die getrofFenen Annahmen und die durch­
schnittli chen Erri chtungskosten waren nahczu doppelt so hoch wie 
geschätzt. In der Steiermark liegen di e nunmehr geplanten Erri ch­
tungskosten bei mehr als dem Dreieinhalbfachen des ursprüngli ch 
kalkuli erten Betrags. 
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102.1 Im April 2009 informierte Tetron das BMI in Ausübung der Warn­
pflicht formell. dass der - zeitlich auf die vertraglichen Projektmei­
lensteine abgestellte - Vertrag mit den fmanzierenden Banken mit 
30. Juni 2009 ablaufe. Der restliche Kreditrahmen in der Höhe von 
66, I Mio. EUR für den weiteren Ausbau der Länder könne daraus 
daher nicht mehr abgerufen werden. Ein Abschluss eines neuen oder 
die Verlängerung des bestehenden Kreditvertrags zur Finanzierung 
des we iteren Ausbaus sei für Tetron unter der gegebenen Marktsitu­
ation (Finanzkrise) nur zu erheb li ch höheren Kosten möglich. Diese 
seien im Rahmen des - dem BOS Vertrag zu Grunde liegenden -
Business Modelles nicht mehr abbi ldbar und müssten daher weiter­
verrechnet werden. 

Gleichzeitig legte Tetron dem BMI dar, dass - vor dem Hintergrund 
des verzögerten Standortausbaus, der gestiegenen Standortanzahl 
und der Auswirkungen der Finanzkrise - ein Fortbetrieb sowie ein 
weiterer Ausbau des Projekts nur dann möglich seien, wenn auch der 
Auftraggeber einen fm anziellen Beitrag zur Abgeltung der daraus 
resultierenden Mehrkosten leiste. 

Im Hinblick aufweitere strategische Entscheidungen beauftragte das 
BMI ein Beratungsunternehmen, eine vertierte wirtschaftliche Prü­
fung ("Limited Special Purpose Review") von Tetron vorzunehmen. 
In seinem Bericht stellte dieses zusammenfassend u.a. fest, dass "die 
Kostenstruktur bei dem derzeit niedrigen Umsatzniveau infolge der 
Ausbauverzögerungen bzw. des verringerten Ausbaus der Bundes­
länder auf Dauer nicht tragHihig" sei und die erforderlichen Mittel 
zur Tilgung der Kreditverpflichtungen fehlten . 

In der Folge beauftragte die Ressortleitung des BM] ein Verhand­
lungsteam mit der Führung von Verhandlungen mit Tetron bzw. deren 
Gesellschaftern. Dem Verhandlungsteam des BMI gehörten auch je 
ein externer rechtlicher und betriebswirtschaftlicher Berater an . Als 
erstes Ergebnis vereinbarten die bei den Parteien, dass aus zeitl ichen 
Gründen vorerst mit einer ersten Zusatzvereinbarung (23 - 1) der bis­
herige Ausbaustand abgesichert und mit einer zweiten Zusatzver­
einbarung (23-2) die Festlegungen für die Abs icherung des weiteren 
Ausbaus getroffen werden soll en. 

Im Rahmen einer ausführlichen Bewertung führte der rechtliche Bera­
ter im Juni 2009 - sinngemäß und verkürzt dargestellt - aus, dass 
die Mehrkosten wegen zusätzlich erforderlicher Basisstationen grund­
sätzlich im Unternehmerrisiko von Tetron lägen, die Verantwortlich­
keit für die aus Verzögerungen im Ausbau entstandenen Mehrkosten 
aufgrund der Vertragslage allerdings zumindest umstritten sei. Soll te 
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es zu ke iner Ei ni gung kommen, se i mit einer vorzeitigen Vertrags­
aufl ösung zu rechnen. Dies hätte wo hl eine Insolvenz vo n Tetron 
zu r Fo lge, da deren geschäftli che Grundlage wegfa ll e. Für die Über­
nahme des bestehenden "Rumpfnetzes" müsste das BMI die vert rag­
liche Mindestabgeltung an die fInanzierenden Banken zahlen. Hin­
sichtlich der Verschuldensfrage und aller weiteren Ansprüche müsse 
mit einer gerichtlichen Auseinandersetzung mit ungewissem und nicht 
vorhersehbarem Ausgang gerechnet werden. 

Tetron bezifferte di ejährli chen Mehrkosten beim gegenwärtigen Aus­
baustand mit rd . 5,73 Mio. EUR cxkl. USt.44 Davon entfIelen rd . 
4,7 Mio. EU R auf Leistungsadaptionen und Ausbauverzögerungen 
(ei nschließl ich Finanzierungskosten) und seien dem BMI zuzurechnen. 

In einem vom BMI ergä nze nd beauftragten "Review der Mehrkos­
ten" bestätigte der betriebswirtschaftliche Berater, dass die von 
Tetron angegebenen Mehrkosten rechnerisch korrekt abgele itet und 
plausibel seien. Weiters stell te der Berater fest, dass zur Erreichung 
eines positiven Businessplans eine Gebührenerhöhung von jährlich 
rd. 3 Mio. EUR exk l. USt notwendig und auch betriebsw irtschaftli eh 
nachvollziehbar und argumentierbar sei. Zusätzlich sei zur Abde­
ckung des kurzfristigen Liquiditätsbedarfs vo n Tetron ein sofortiger 
Zuschuss im Ausmaß von 2 Mio. EUR exkl. USt (etwa in Form einer 
Gebü hrenvorausza hlu ng) erforderl ich. 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der rechtlichen und wirt­
schaftlichen Prüfung durch die Berater sch loss das BMI mit Tetron 
am 30. Juni 2009 die Zusatzvereinbarung 23- 1. Diese regelte "die 
Tragung der Kosten für den Minderausbau sowie durch den Minder­
ausbau bed ingte vertragliche Sonderregelungen für den Belrieb des 
Funknetzes" für das ausgebaute Gebiet. Die detaillierte Festlegung 
eines weite ren verbindlichen Ausbauplans für die restli chen Länder 
wurde einer eigenen Vereinbarung vorbehalten. Das BMI verpnichtete 
sich, ein zusätzli ches Funkdienstentgelt in Höhe von 256.360,58 EUR 
monatlich exk l. USt (entspricht einem Betrag von rd. 3,08 Mio. EUR 
ex kl. USt bzw. 3,69 Mio. EU R brutto j ährli ch) sow ie eine (in 60 monat­
li chen Raten abzurechnende) Vorauszahlung in Höhe von 2 Mio. EUR 
exkl. USt zu entrichten. Der Roll - Out des restlichen Gebietes (Bur­
genland, Kärnten, Oberösterreich, Sa lzburg, Steiermark und Vorarl ­
berg) wurde vorläufIg, auf die Dauer von zwei Jahren , ausgesetzt. 

44 Diese sctl ten sich allS der Umlage der in der Vcrg'.1ngcnheil aufget retenen und künf­
tigen Einmalkosten auf 25 Jahre und den künnigcn laufenden Mehrkosten Hir den 
Betrieb zusamlTlen. 
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Im Hinblick auf die fInanz iellen Auswirkungen hatte das BMI noch 
vor Abschluss der Vereinbarung das BMF über die Vertragsinhalte 
inFormiert. Dieses stimmte .,angesichts der vorliegenden exzeptio­
nell en Situation als Notmaßnahme zu r Hintanhaltung eines Schei­
terns des BOS- Projekts" zu. Gleichzeitig forderte das BMF zum wie­
derholten Mal geeignete Maßnahmen, um die noch ausstä ndigen 
Länder zu einer verbindlichen Teilnahme am Projekt zu gewinnen. 

102.2 Der RH stellte fest, dass das BMI jährliche Mehrkosten von rd. 
),69 Mio. EU R übernommen hat, um eine vorzeitige Vertragsauflösung 
bzw. die Insolvenz von Tetron und damit ein Scheitern des Projekts 
zu verhindern. Er hi elt kritisch fest, dass das BMI ei ne wesentliche 
Verantwortung an Projektverzögerungen und damit an den Tetron 
daraus entstandenen Mehrkosten trug. 

102.3 Das BM I lIIies in sei ner Stellungnah me die Vera ntlllortung jii r die Pro­
jekwerzögerullg zurück. Die gemei llsa me Umsetzullg des Projektes ill 
alIeIl BUlldeslällderll lIach dem "Koll zept zur Eillbindullg tier Bundes­
lällder t1urch die Bestellullg der StalIlIorte" sei die wirtschaftlichste 
Umsetzullgsjorm aus Perspektive der Steuerzahler gelllesen. Diese 
bedillge aber die Zustimmullg der einzelneIl Lällder. 

102.4 Der RH entgegnete, dass das BMI letztlich die wesentliche Verant­
wortung für die Projektverzögerungen treffe, weil es dem BMI - im 
Sinne der ihm vertraglich zukommenden Optionsmöglichkeit - zum 
einen nicht gelang, bindende Vereinbarungen mit den Ländern zu 
schließen, es zum anderen aber auch keine Entscheidung zu einem 
Ausbau ohne Länderbeteil igung traF. 

103.1 Im März 20 10 beauft ra gte di e Ressortleitung ein Verhandlungsteam 
unter Einbindung externer Berate r damit, Verhandlungen mit Tetron 
zu r Absicherung des weiteren Ausbaus des Digita lfunks BOS zu füh­
ren . 

Die nach mehreren Verhandlungsrunden im Juli 20 10 abgeschlossene 
Zusatzvereinbarung 2)-2 regelte insbesondere 

- den Roll - out fü r das Land Steiermark und dessen Finanzierung, 

- technische Neuerungen (System-Upgrade und ein neues Rückfall ­
konzept) und deren Fina nzierung sowie 

- die Grundzüge für den Ausbau in den weiteren Ländern. 
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Für die Steierm ark wurde ein etappenweiser Ausbau bis spätestens 
31. Dezember 20 14 ve reinba rt. Das Fu nkd ienstentgelt fü r den Bereich 
des gesamten Landes erh öht sich - insbesondere wege n des durch 
den verzögerten Ausbau und der längeren Ausbaudauer ve rursach­
ten Mehraufwa nds von Tetron - gegenüber dem Grund vertrag um 
rd . 374 .000 EU R ex kl. UStjährlich. Zusätzlich bezahlte das BMI für di e 
vo n Terro n für das Land Steierm ark erbrachten Planungsleislun gen im 
Zusammenhang mit der Standorterri chtung 2,5 Mio. EU R ex kl. USt. 

Gleichzeitig mit dem Ausbau des Landes Steierm ark wu rde eine neue 
Hardwa re-Plattfo rm eingeführt. Für das (aufgrund de r Verzögerungen 
des Roll - outs) notwe ndig geword ene System- Upgrade in den bereits 
ausgebaute n Ländern Tirol, Wien und Niederösterreich zahlte das 
BMI an Tetron vereinbarungsgemäß im September 2011 einen In ves­
titionszuschuss in Höhe vo n 9 Mio. EUR exkl. USt. Weiters sa h die 
Vereinbarung vo r, dass das BMI für di e zu r Einführung des neuen 
RückFallkonzepts in den bereits ausgebauten Ländern erford erlichen 
In vestitionen eine n In vestitionszuschuss in Höhe vo n 7,7 Mi o. EUR 
exkl. USt (ra llig vo raussichtli ch im März 20 15) an Tetron leistet. Die 
(Mehr- }Kosten für di e Ein führung der neuen Rü ckfallfunktionalität 
in den noch auszubauenden Ländern soll en künftig j eweils durch ein 
erh öhtes Funkdienstentgelt oder durch InvestitionsZllschüsse seitens 
des BMI berücksichtigt werd en. 

Nach den Intentionen der Zusatzvereinbarung 23- 2 soll en di e ver­
bleibenden Länder Burgenl and , Kärn ten, Oberösterreich, Sa lzburg und 
Vorarlberg bis 31. Dezember 201 8 jewe ils nach dem Bund- Länder­
Modell ausgebaut werden. Der Ausbau kleinerer Länder (mit einem 
BedarF vo n nicht mehr als 70 Basisstati onen) kann auf Wunsch des 
BM I auch ohne Beitritt des betreFfenden Landes zum Bund- Länder­
Modell erfolgen.4s Detailli ertere zeitliche Festl egungen erfolgten all er­
di ngs ni cht. Hinsichtli ch der Höhe des j eweiligen Funkdienstenigeits in 
den auszubauenden Ländern enthi elt di e Zusatzverei nbarung grund­
sä tzliche Bestimmungen darüber, unter welchen Voraussetzun gen eine 
Anpassung (Erh öhung) des im Grundvertrag vo rgesehenen Entgelts 
erfo lgen kann. 

Für den Fall, dass der Voll ausbau bis Ende 2018 ni cht umgesetzt wer­
den kann , sah die Zusatzverein ba rung potenziell e zusä tzliche fm an­
ziell e Verpn ic htungen des BMI vo r. Diese betrefFen insbesondere di e 
Abgeltung des Investit ionsaufwands vo n Tetron für einen etwa igen 
weite ren Generati onswechsel der Systeminfrastruktur sowie der -
nicht durch den Grundvertrag abgedeckten - Ausgaben vo n Tetron 

45 betrifft fakti sch nur Vomrlberg 
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für Emeuerungsinvestitionen (laut Businessplan waren 32,7 Mio. EUR 
für das .. Refreshment" während der vorgesehenen Gesamtlaufzeit kal ­
kuliert). 

Weitere Regelungen der Zusatzvereinbarung betrafen u.a. das Proze­
dere für die Übernahme der weiteren Ausbaugebiete, die Anpassung 
der Regelungen hinsichtlich der Vergütung bei vorzeitiger Vertrags­
auflösung sowie die Sicherstellung der Finanzierung des weiteren 
Ausbaus. 

Das BMF stimmte dem Abschluss der Zusatzvereinbarung 23-2 mit 
Schreiben vom Juli 2010 .. angesichts der exzeptionellen, ausschließ­
lich vom BMI zu vertretenden Ausgangs- und Rahmenbedingungen 
des Funkprojekts BOS und der gegebenen de- facto- Alternativlosig­
keit zur Fortsetzung des weiteren Ausbaus" zu. 

103.2 Der RH stellte fest, dass das BMI mit der Zusatzvereinbarung 23-2 die 
Voraussetzungen für die Absicherung und Fertigstellung des Netzauf­
baus schuf. Der RH kritisierte, dass allerdings auch damit noch kein 
verbindl icher Ausbauplan für die offenen Länder geschaffen wurde. 

Wegen der bei Überschreitung der vereinbarten zeitlichen Grenze 
(Ende 2018) zu erwartenden Mehrkosten empfahl der RH dem BMI 
entsprechende Maßnahmen, die einen Ausbau bis Ende 2018 tatsäch­
lich sicherstellen. 

103.3 Laut SteliLlI1g/lahme des BMI unternehme es große A/lstre/lgu/lge/l, 
die /loch /lief,! teilhabende/l BU/ldesländer so rasch wie möglich für 
lias Projekt ZII gewinne/I. Es werde weiterhin alles darlln setzen, den 
Projektllbschluss und damit de/l bundesweiten Vollausbau ZII forcie­
ren. 

104.1 Die bisherigen Vertragsänderungen begründeten erhebliche Mehrkos­
ten für das BMI. Es fehlten allerdings Regelungen, die verbindlich 
sicherstellen, dass das BMI bei künftigen Einnahmenüberschüssen von 
Tetron (insbesondere nach abgeschlossenem Netzaufbau und vollem 
Gebührenanspruch) durch entsprechende Entgeltreduzierungen parti­
zipiert und nicht nur Mehrkosten im Zuge des Netzaufbaus zu über­
nehmen hat. 

104.2 Der RH empfahl daher, eine entsprechende Vereinbarung mit Tetron 
zu treffen. 

Bund 2013/2 

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)92 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. §21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

104.3 Laut Stellullgllahme lies BMI wertle es l/ie Empjehlul1g betreffelld 
Gebührellreduktiollell im Falle /10 11 Gebührellüberschüssell j edelljalls 
aujgreijell. Es //Io lle im RahmeIl VO ll Verhalldlul1gel1 die empjohlell e 
Posit ioll eillllehmell ulld auj die vorgeschlagelle vertragliche Regelullg 
drällgell . 

Ausgaben (Kosten) des BMI 

Überblick 

Bisherige Ausgaben 
des BMI für das Pro­
jekt Dig italfunk 

Bund 2013/2 

105 Der wesentlichste Teil der Ausgaben des Projekts Digi talfun k BOS ent­
fI el auf die laufe nden (monatlich) an Tetron zu entri chtenden Fun k­
di enstentgelte. Daneben leistete das BMI auch Ein malza hlu ngen in 
Form vo n In vestitionszuschüsse n (an Tetron bzw. di e Länder) zur 
Erri chtung des Funknetzes. Darüber hinaus fIelen einmali ge Ausga­
ben insbesondere für Endgeräte und Zubehör, für In vestitionen in die 
BMI- eigene In frastruktur (Leitzentra len, BMI- Netz, Vermi ttlungen) 
und für sonstige Leistun gen (etwa fü r Beratung) an. 

106 Beim aktuell en Ausbaustand (Länder Ti rol, Wien und Ni ederöster­
re ich sow ie die Stiidte Kl agenfurt und Salzburg) belrug das jä hrliche 
Funkdi enstentgelt rd. 17 Mio. EU R. 

Von 2004 bis 20 11 gab das BMI rd. 132,98 Mio. EU R für das Pro­
jekt Digita lfun k BOS aus. Die Gesa mta usgaben setzten sich wie fo lgt 
zusa mmen (Rundu ngsdi fferenzen): 
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Abbildung 2: Ausgaben für das Projekt Digitalfunk BOS von 2004 bis 2011 (in Mio. EUR) 

Quellen: BMl. RH 
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• Funkdienstentgelte 

• Investitionszuschüsse an Tetron und Länder 

Endgeräte und Zubehör 

• Investitionen in eigene Infrastruktur 

• Sonstige Projektkosten 
(Berater, Schulungen, etc.) 

107.1 Oie Gegenüberstellung der bisher tatsächlich für das Projekt Digital ­
funk BOS angefa ll enen Gesamtausgaben mit den in der Budgetpla­

nung vorgesehenen Zahlen zeigte folgendes Bild: 
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Abbildung 3 : Budget und tatsächliche Ausgaben für das Projekt Digitalfunk 
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107,2 Wegen des verzögerten Ausbaus lagen di e bisheri gen Ausgaben 
deutli ch unter den in der Budgetplanung vo rgesehenen Summen. 
Während vo m Projektbeginn bis einschl ießlich 2011 insgesa mt 
rd . 188,58 Mi o. EU R budgeti ert wa ren, betrugen die tatsächli chen 
Ausgaben insgesa mt rd . 132,98 Mi o. EUR, dies entspricht ei ner Unter­
schreitung von 55,60 Mio. EU R oder rd. 30 %. 

108.1 Oie o.a. Ausga ben umfassten aussch li eßlich die im Zusammenhang 
mit dem Proj ekt geleisteten di rekten Zah lu ngen. Oie Kosten der in 
das Projekt ei ngeb rachten eigenen Leistungen erfass te das BMI nicht 
bzw. waren mangels entsprechender Kostenrechnung ni cht Feststell­
bar. 

Derarti ge Kosten im Zusammenhang mit dem Projekt entstanden 
dem BMI aus dem Einsatz vo n Personalressourcen Fü r di e Proj ektor­
ga nisa ti on bzw. - abwick lung und Für di e vo m BMI erbrachten Bei­
stellungsleistungen in den Bereichen Netzwerkmanage ment, Hotline 
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und Funknetzplanung. Weitere Kosten betrafen das als Verbindungs­
netzwerk beigeslellte BMI- Netz. Im Rahmen der geltenden Verträge 
entrichtete das BMI an die Telekom Austria AG für die Bereitstellung 
des bundesweiten Übertragungsnetzes (BMI- Netz) insgesamt jährli ch 
rd. 17,03 Mio. EUR exkl. USt. Dieser Betrag deckte allerdings den 
gesamten Kommunikationsbereich des BMI (Telefon, Datenübertra­
gung wie auch den Funkbereich) ab. Um die Kosten den einzelnen 
Teilbereichen zuordnen zu können, wäre die Erarbeitung eines geeig­
neten Verteilungsschlüssels erforderlich. 

108.2 Der RH hatte dem BMI im Vorbericht empfohlen, zu Steuerungszwe­
cken eine Projektkostenrechnung durchzuführen. Diese Empfehlung 
setzte das BMI im Rahmen des Projekts Digitalfunk BOS nicht um. 
Der RH empfahl dem BMI daher, die Voraussetzungen zur Durchfüh­
rung einer Projektkostenrechnung zu schaffen, um damit künftig die 
tatsächlichen Kosten bedeutender Projekte ermitteln zu können. 

108.3 Laut StellulIglla lllne des BMI habe es die Empfehlullg bereits umge­
setzt. Auch im Digitalfunkprojekt gebe es ei lle sehr detaillierte Projekt­
kostenrechnung, welche dem RH im Zuge der Prüfung auch zugänglich 
gemacht worden sei. Zelltrale Frage sei hier, bis zu welchem Detail­
Iierungsgrad eine Projektkostenrechnung zu führen ist. 

108.4 Der RH entgegnete, dass das BMI die im Zusammenhang mit dem 
Projekt geleisteten direkten Zahlungen tatsächlich detailliert nach­
wies. Eine reine Au nistung von externen Zahlungen erfüllt jedoch 
nicht die Anforderungen einer Projektkostenrechnung. Insbesondere 
stell te das BMI die Kosten der in das Projekt eingebrachten wesent­
lichen eigenen Leistungen (z. B. Personal ressourcen , Beisteilungsleis­
tungen) nicht dar. 

109 Bei Zuschlagserteilung standen die vollständigen Rahmenbedin­
gungen (insbesondere hinsichtlich der Länderbeteiligung und der Bei ­
stellungen) und damit die voraussichtlichen Ausgaben für den Netz­
betrieb im Vollausbau nicht endgültig fest. Der RH errechnete anhand 
der im Vertrag (last best offer und Zuschlagsschreiben) vereinbarten 
Preise Planwerte für mehrere Varianten wie im Folgenden dargestellt. 
Er berücksichtigte dabei die unmittelbar beauftragten optionalen Leis­
tungen, die tatsächlich durch das BMI erbrachten Beistellungen46 

sowie eine Beteiligung all er Länder nach dem Bund- Länder- Modell. 

46 Der RH gi ng dabei vom aktuellen Stfl nd an ßcistc ll ungcn aus, Gegenüber den ursprüng­
lichen Planungen (Information des BMF über zu erwa ncndc Gesamtlasten nach der 

Zuschlagserteilung) entf..illt die ßcislellung des Fi rst Level Supports seil 1.4 .2009: dazu 
gekommen ist die Beislcllung des Verbindungsnetzwerks. 
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Tabelle 24: Laufendes Funkdienstentgelt des BMI im Vollbetrieb gemäß Vertrag 

Jährlich 25 Jahre 
Funkdienstentgelt inkl. USt 

in Mio. EUR 

8asisentgelt 

Beauftragte optionale Leistungen 

45,83 

+ 1,74 

Entgelt bei vollständiger Beauftragung von Tetron ohne länderbe­
teihgung (außer lirol) 47,57 1.189,25 

Abzüg lich Beistellungen des BMI (Netzwerkmanagement, Hotline, 
Verbindungsnetzwerk, Firmenstandort) - 11,05 

Entgelt bei Beistellungen des BMI 36,52 913,00 

Zuzüglich Entgelte für Länderbeteiligung (alle Länder) 

Abzüglich Beistellungen der Standorte 

+ 7,49 

- 11,67 

32,34 Entgelt bei Beteiligung aller länder nach dem Bund-länder-Modell 

QueUen: BM!. RH 

808,50 

Mehrausgaben des 
BMI 

Bund 2013/2 

Bei der Umlegung der Ausgaben auf die vere inbarte 25-jährige 
GesamtlauFzeit ab Vollausbau berücksichtigte der RH keine Index­
anpassung. Der Grundvertrag regelte lndexa npassungen ab AuF­
nahme des Vollbetriebs, bisher ist eine so lche aber noch nicht wirk­
sam geworden. 

Wie sich in der Folge zeigte, strebte das BMI eine Umsetzung aus­
schließlich unter Anwendung des Bund-Länder- Modells an. Unter 
diesen Rahmenbedingungen war im Vol lbetrieb - nac h den Rege­
lungen des ursprüngli chen Vertrags - von jährli chen Ausgaben des 
BM I in Höhe von nl. 32,34 Mio. EUR auszugehen. Umgelegt auf 
di e vorgesehene 25-jährige Betriebsdauer errechnete sich daraus -
ohne Berücksichtigung von lndexanpassungen und der während des 
NetzauOlaus für bereits in Betrieb genommene AusbaustuFen anfal­
lenden Ausgaben - ei ne Gesamtsumme vo n rd . 809 Mio. EUR. 

110.1 Mit den Zusatzvereinbarungen 23- 1 und 23-2 vereinbarten das BMI 
und Tetran Erhöhungen des Funkdienstentgelts für die berei ts aus­
gebauten bzw. im Ausbau beF1I1dlichen Länder (Tirol, Wien, Nieder­
österreich und Steiermark). Damit errechnete sich das lauFende Funk­
di enstentgelt ab Vollbetrieb mit Stand Mai 201 2 wie Folgt: 
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Tabelle 25: laufendes Funkdienstentgelt im Vollbetrieb (Stand: Mai 2012) 

Jährliches Funkdienstentgelt gemäß Grundvertrag (Bund- Länder-Modell) 

Zuzüglich zusätzliches Entgelt gemäß Zusatzvereinbarung 23-1 (Tirol, 
Wien, Niederösterreich) 

Betrag in Mio. EUR 

32,34 

3,69 

Zuzüglich zusätzliches Entgelt gemäß Zusatzvereinbarung 23-2 
(Steiermark) 

0,45 

Funkdienstentgelt jährlich 

QueUen: SMI. RH 

194 

36,48 

Aufgrund der bisherigen Vertragsänderungen erhöhte sich das Funk­
dienste ntgelt so mit bereits um 4, 14 Mio. EURjährlich. Umgelegt auf 

ei ne 25-j ährige Laufzeit ab Voll ausbau entsprach dies - ohne Berück­
s ichtigung von Indexan passungen - Mehrausgaben für das BM I in 
Höhe von rd. 103,50 Mio. EU R. Dazu kommen die Mehrkosten für den 

Zeitraum des Netzausbaus seit 2009 bis voraussichtlich 201 B in Höhe 
vo n rd. 37 Mio. EU R, somit insgesamt rd. 141 Mio. EUR.47 

Über die laufenden Mehrausgaben hinaus leistete das BMI bis Ende 20 11 
ursprünglich nicht vorgesehene einmalige Investitionszuschüsse zur 

Standorterrichtung an die Länder Niederösterreich,48 Steiermark und 

Wien (U- Bahn) in Höhe vo n insgesa mt 15,04 Mio. EUR. An Tetro n 

bezahlte das BMllnvestitionszuschüsse für technologische Neuerungen 

(System- Upgrade und geä nderte Rückfallfunktionali tä t) in Höhe von 
rd. 14,4 Mio. EUR bzw. wurde ein weiterer Zuschuss von 9,24 Mio. EUR 

im Jahr 20 15 bereits vertraglich festgelegt. Insgesa mt betrugen die ein­

maligen Investitionszuschüsse somit rd . 39 Mio. EUR. 

Damit errechneten sich die bisher bereits feststehenden Mehrausga­
ben des BMI für die Gesamtlaufzeit mit insgesamt rd . 180 Mio. EUR. 

47 Summe aus der Funkdienslcnlgelte:rhöhung gemäß Zus3tzvercinbarung 23- \ ab 
1. Juni 2009 und der Funkdicnslcntgehcrhöhung gemäß Zusalzvereinba rung 23-2 ab 
Vollausbau der Steiermark (voraussich tl ich Ende 2014) jeweils bis Ende 20 18. 

48 Für das Land Niederösterreich waren von den vereinbarten 7 Mio. EUR bis Ende 20 11 

erst 6,61 Mio. EUR ausbezahlt worden. 
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Unter weiterer Hinzurechnung der während des Ausbauze itraums 
(2004 bis voraussichtlich 20 18) zu za hlenden Funkdienstentgelte 
gemäß ursprüngli chem Vertrag vo n insgesamt rd. 160 Mio. EUR49 
errechnete der RH die voraussichtli chen Ausgaben für die Gesamt­
laufzeit mit rd. 1.150 Mio. EUR. 

Die Bestimmungen der Zusatzvereinbarung 23- 2 sahen weitere Erhö­
hungen des Funkdienstentgelts un ter besti mmten Voraussetzu ngen 
vor (siehe TZ 102). Weiters war davon auszugehen, dass auch di e 
kü nft ig der Bund-Länder- Vereinbarung beitretenden Länder In ves­
ti tionszuschüsse des BMI für di e Errichtung vo n Standorten erh al­
len werd en. 

110.2 Der RH hi elt fest, dass di e Mehrausgaben überwiegend auf den ve r­
zögerten Ausbau und Fehleinschätzu ngen hinsichtli ch der Anza hl 
der Sta ndorte und Kosten je Standort zu rückzuführen wa ren. 

Der RH empfahl dem BMl , im Hinblick auf die dargestellte hohe flll an­
ziell e Gesamtbelastung des BMI durch das Proj ekt Di git alfunk BOS 
Maßnahmen zu setzen, die die Möglic hkeiten zur Kostensenkung aus­
schöp fen. Er verwies dazu insbesondere auch auf se ine in den TZ 104 

und TZ 111 getroffe nen Empfehlungen. 

110.3 Das BMI verwies ill seiller Stellllllgllahme allf eillell im RahmeIl einer 
illfomlellell User- Plattform vorgellommellell Vergleich mehrerer ellro­
päiscll er Digitalfullkprojekte. Dieser habe ergebell , dass Österreich 
trotz der topografisch schwierigeIl Rahmellbedillgullgell die KosteIl 
fü r die FUllkllersorgulIg sowohl bezogeIl auf ,Iell eillzeillell Stalldort 
als auch auf deli eillze/ll e" Teillle/lIller im illlematiollaiell Vergleich 
am wirtsd,ajllicl, stell umsetzen Ilabe köllllell. 

Das BMI werde alle Maßllahmen selzell , um dell Gesamlkostellraillnell , 
soweit über dieseIl Zeitraum eille Koslellell twicklullg auJgrulld der 
fi llall zwirTschajllichell Rahmellbedillgullgell progllostizierbar ist, zu 
IlIItersclzreitell bZI/l. möglichst gerillg ZII halIeIl . 

110.4 Der RH entgegnete, dass er das Digitalfunk- Projek t in Österreich 
geprü ft und daher die Kosten bzw. di e Kostenentw ick lung für di eses 
Projekt dargestell t und diese mit den ursprüngli chen Kostenschät­
zungen verglichen habe. Davon abgesehen handelte es sich bei dem 
vo m BMI angestellten Vergleich um vom RH ni cht überprüfbares Zah-

4 ') Fu nkdienslcnlgeltc bis 201 1 rd . 68,5 Mio. EUR. vorsichtige Schälzung 2012 bis 2018 
(ohne zuSälz lic"hl'S Enlgch gemäß Zusatzvercinbarungcn und beim derzeit igen Ausbau­

stand) rd . 91 Mio. EUR (13 M io. EUR x 7 Jahre) 
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lenmaterial. Der RH verwies auch auf die zwischenzeitlich eingetre­
tenen Mehrausgaben von 180 Mio. EUR. 

111.1 Die monatlichen Abrechnungen des Funkdienstentgeltes erfolgten auf­
gegliedert nach den einzelnen Ländern sowie nach Basisentgelt, opti­
onalen Leistungen, Abzügen für Beistellungen und sonstigen Abschlä­
gen (z.B. offene Funktionalitäten). 

Das BMI prüfte die sachliche und rechnerische Richtigkeit der monat­
lichen Abrechnungen anhand eines eigenen Abrechnungsformulars, 
dem die jeweils geltenden vertraglichen Regelungen (Grundver­
trag und Zusatzvereinbarungen) sowie der aktuell e Abnahmestatus 
(gebietsweise und funktional) unterlegt wa ren. 

Die Höhe der einzelnen Tarifpositionen wie auch der Abzüge war 
grundsätzlich durch dasjeweilige Ausbaugebiet eindeutig bestimmt. 
Für die Beistellung der Standorte sah der Vertrag allerdings eine Ent­
gettreduktion nicht bezogen auf ein Gebiet als Ganzes, sondern je 
Standort (682 EUR exkl. USt) vor. In den Abrechnungen erfolgte der 
Abzug all erdings einvernehmlich ni cht nach der tatsächlichen Anzahl 
beigestellter Standorte, sondern nach der im Rahmen der Ausschrei ­
bung (Businessplan) für dasjeweilige Land angenommenen - zu nied­
rig angesetzten - Gesamtzahl. Für das erste von den Fehlplanungen 
betroffene Land Niederösterreich bedeutete dies, dass trotz einer aktu­
ell en tatsächlichen Anzahl von 374 beigestelIten Standorten ledig­
lich Abzüge für 226 Standorte angerechnet wurden, somit monatlich 
anstatt 255.068 EUR lediglich 154.1 J2 EUR exkJ. USt. Dies entsprach 
einer Differenz bzw. Mehrkosten für das BMI von 121.123,20 EUR 
monatlich bzw. rd. 1,45 Mio. EUR jährlich inkl. USt. 

111.2 Nach den Feststellungen des RH rechnete Tetron die erbrachten Leis­
tungen grundsätzlich korrekt und vertragskonform ab und das BMI 
prüfte die Rechnungen ordnungsgemäß. 

Der RH kritisierte all erdin gs die Berechnung der Abzüge für die Stand­
ortbeistellungen. Mit der Anwendung des Bund-Länder-Modells über­
nahmen die Länder bereits die Mehrkosten für die Errichtung der 
- gegenüber der Planung von Tetron erforderlichen - zusätzlichen 
Standorte. Durch die Begrenzung der Abzüge für die Beisteilungs­
leistung verzichtete das BMI darüber hinaus auch auf vertraglich 
vorgesehene Entgeltreduktionen. Die Nichtberücksichtigung zusätz­
licher Standorte beim Entgeltabzug sollte lediglich für jene Stand­
orte erfolgen, die aufgrund von Sonderwünschen der Länder errichtet 
werden. Dem BMI entstanden beim derzeitigen Ausbaustand jähr-
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